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ABSCHNITT I 

Ausgangslage und Grundsätze 

1 . Statistische Angaben 

In der Bundesrepublik Deutschland wurden in den 
letzten zehn Jahren (1963 bis 1972) 170 733 Men- 
schen durch einen Verkehrsunfall getötet, 1,5 Millio- 
nen wurden schwer und 3,3 Millionen leicht verletzt. 
Allein 1972 waren 18 811 Todesopfer zu beklagen. 
Unter den Unfalltoten waren 2 114 Kinder bis 14 
Jahren und 3 690 Menschen von 65 und mehr Jah- 
ren. 

Diese Zahlen allein erfordern und rechtfertigen alle 
Anstrengungen unserer Gesellschaft, der Zerstö- 
rung von Leben und Gesundheit mit allen zu Gebo- 
te stehenden Mitteln entgegenzuwirken. Auch die 
großen volkswirtschaftlichen Verluste können nicht 
gleichmütig hingenommen werden, die Jahr für 
Jahr direkt und indirekt durch Straßenverkehrsun- 
fälle in Milliardenhöhe entstehen. 


2. Verbesserung und Minderung der Lebensqualität 
durch das Auto 

Das Auto hat das Leben der Gesellschaft tiefgrei- 
fend verändert. Abgesehen von seiner großen Be- 
deutung für Industrie und Wirtschaft hat es die in- 
dividuelle Qualität des Lebens breiter Bevölke- 
rungsschichten wie kaum eine andere Erfindung 
unseres technischen Zeitalters erhöht. 

Auf der anderen Seite hat das Auto durch seine ne- 
gativen Auswirkungen die Lebensqualität gemin- 
dert. Diese Nachteile gilt es auf das geringstmögli- 
che Ausmaß zu beschränken. Die Bewältigung die- 
ser Aufgabe hat mit der stürmischen Motorisierung 
in den letzten 20 Jahren nicht Schritt gehalten. 

Die Bundesregierung ist entschlossen, neue Schwer- 
punkte zu setzen. In Ausführung der Regierungser- 
klärung vom 18. Januar 1973 und des vom Bundes- 
minister für Verkehr am 8. Juni 1973 unter dem 
Leitsatz „Der Mensch hat Vorfahrt" vorgelegten 
„Kursbuches für die Verkehrspolitik" räumt sie in 
den Verdichtungsgebieten dem öffentlichen Perso- 
nennahverkehr den Vorrang vor dem Individual- 
verkehr ein. Sie wird weitere Schritte zur Vermin- 
derung der vom Kraftfahrzeug ausgehenden Um- 
weltbelästigungen unternehmen und ihre Bemühun- 
gen um mehr Sicherheit im Straßenverkehr intensi- 
vieren. 


3. Bemühungen um die Verbesserung der Verkehrs- 
sicherheit in der Vergangenheit 

Die Verkehrssicherheit wurde bereits in der Ver- 
gangenheit durch zahlreiche Maßnahmen verbes- 
sert. Das Straßennetz ist erheblich erweitert und 


den Erfordernissen der Sicherheit fortlaufend ange- 
paßt worden. Die Kraftfahrzeuge sind sicherer ge- 
worden. Es gibt eine neue Straßenverkehrs-Ordnung 
und eine Vielzahl weiterer Vorschriften, die der Si- 
cherheit dienen. Die Automobilverbände, die Deut- 
sche Verkehrswacht und viele andere Organisatio- 
nen sowie der Deutsche Verkehrssicherheitsrat lei- 
sten auf dem Gebiet der Verkehrs auf klärung und 
Verkehrserziehung verdienstvolle und erfolgreiche 
Arbeit. Presse, Rundfunk und Fernsehen unterstüt- 
zen diese Bemühungenn. 


4. „Tempo 100“ - Ausrüstung mit Sicherheitsgurten 
- 0,8 Promille-Gesetz 

In jüngster Zeit sind auf Veranlassung der Bundes- 
regierung drei bedeutsame Schritte unternommen 
worden, von denen sie einen spürbaren und anhal- 
tenden Rückgang vor allem der schweren Unfälle 
erwartet: 

— die am 1. Oktober 1972 auf einbahnigen Außer- 
ortsstraßen versuchsweise eingeführte Ge- 
schwindigkeitsbeschränkung auf 100 km/h, 

— die Ausrüstung der ab 1. Januar 1974 neu zuzu- 
lassenden Pkw und leichten Lkw mit Sicher- 
heitsgurten, 

— das am 26. Juli 1973 in Kraft getretene 0,8 Pro- 
mille-Gesetz. 

Bei dem zunächst heftig umstrittenen Versuch 
„Tempo 100" lassen die ersten Anzeichen positive 
Ergebnisse erkennen. Von Mitte 1971 bis Mitte 1972 
stieg die Zahl der Unfälle um rd. 5,0 ®/o nahezu pa- 
rallel zum Anwachsen des Kraftfahrzeugbestandes. 
Im August 1972 trat bereits während der Diskus- 
sion über die Einführung von „Tempo 100" beson- 
ders bei den schweren Unfällen eine Wende ein. 
Dabei ist bemerkenswert, daß die Unfälle innerorts 
und auf Autobahnen weiter zugenommen, die auf 
den Straßen mit „Tempo 100" aber deutlich abge- 
nommen haben. In den ersten sechs Monaten von 
Oktober 1972 bis März 1973 ist die Zahl der Ver- 
kehrstoten auf den von „Tempo 100" betroffenen 
Straßen gegenüber dem gleichen Vorjahreszeitraum 
um 629 oder 13 ®/o zurückgegangen. 

Abschließende Feststellungen lassen sich nach die- 
sen ersten Anzeichen allerdings noch nicht treffen. 
Die laufende wissenschaftliche Erfolgskontrolle 
wird daher fortgesetzt, bis die Ergebnisse eine ein- 
deutige Aussage zulassen. Je nach Verlauf und Er- 
gebnis dieses Großversuchs wird zu prüfen sein, ob 
und in welcher Weise generelle Geschwindigkeits- 
beschränkungen auf den in den Versuch einbezoge- 
nen Straßen fortgeführt werden sollen. 
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5. Relative Verbesserung der Sicherheit seit 1960 

Unzweifelhaft ist es den vielfältigen Bemühungen 
um mehr Sicherheit im Straßenverkehr wesentlich 
zuzuschreiben, daß die Unfälle nicht noch stärker 
angestiegen sind. Im Jahre 1960 standen rd. 10 Mil- 
lionen Kraftfahrzeugen 14 406 Unfalltote und 
455 000 Verletzte gegenüber. Im Jahre 1972 waren 
es mehr als doppelt so viele Kraftfahrzeuge, 18 811 
Tote und 528 000 Verletzte. Die Anzahl der Unfall- 
toten je Kraftfahrzeug ist also um Vs zurückgegan- 
gen. Die relative Zunahme der Verkehrssicherheit 
ist auch in den anderen Beziehungen festzustellen. 
Diese insoweit positive Entwicklung weist aus, daß 
sich die in die Verkehrssicherheit investierte Ar- 
beit und die hierfür aufgewendeten Geldmittel loh- 
nen. 

6. Verbesserung der Sicherheit ais Daueraufgabe 

Der Kampf gegen die Verkehrsunfälle ist eine 
Daueraufgabe und ständige Herausforderung an 
Bund, Länder und Gemeinden, an die hiermit befaß- 
ten Organisationen und Verbände, an die Industrie 
und Versicherungswirtschaft und nicht zuletzt an 
jeden einzelnen Verkehrsteilnehmer. 

Das schon bestehende gute internationale Zusam- 
menwirken muß sowohl bilateral, wie z. B. mit den 
USA und Frankreich, als auch multilateral, insbe- 
sondere über die europäischen Institutionen, inten- 
siviert werden. 

Nachdem im letzten Jahr dem Deutschen Bundestag 
ein „Bericht der Bundesregierung über Maßnahmen 
auf dem Gebiet der Unfallverhütung im Straßenver- 
kehr für das Jahr 1971” erstattet worden ist, legt 
die Bundesregierung nunmehr dieses Programm zur 
Verbesserung der Verkehrssicherheit im Straßen- 
verkehr vor. Es wurde gemeinsam mit dem Deut- 
schen Verkehrssicherheitsrat aufgestellt und im 
Straßenverkehrssicherheitsausschuß erörtert, dem 
Sachverständige des Bundes, der Länder und der 
Kommunalen Spitzenverbände angehören. . 

Das Programm faßt ungeachtet der Zuständigkeiten 
alle wesentlichen Maßnahmen zusammen, die nach 
dem heutigen Erkenntnisstand in den Bereichen 

— Verkehrsaufklärung und -erziehung, 

— Gesetzgebung und Exekutive, 

— technische Ausstattung der Kraftfahrzeuge, 

— Straßenbau und Straßenverkehrstechnik, 

— Rettungswesen 

in den nächsten Jahren möglich und geeignet er- 
scheinen, die Zahl der Unfälle und die Schwere ih- 
rer Folgen zu verringern. Außerdem enthält es die 
wichtigsten Forschungsvorhaben des Bundes und 
im Anhang den letzten Stand der Unfallentwick- 
lung. 

Die Bundesregierung wird dieses Programm in en- 
ger Zusammenarbeit mit dem Deutschen Verkehrs- 
sicherheitsrat und ständiger Abstimmung mit den 
Bundesländern fortlaufend dem neuesten Erkennt- 
nis- und Entwicklungsstand anpassen. Sie wird je- 
des Jahr dem Deutschen Bundestag einen Unfall- 


verhütungsbericht vorlegen, der nicht nur das Un- 
fallgeschehen im zurückliegenden Berichtszeitraum 
darstellt und analysiert, sondern jeweils auch die 
beabsichtigten nächsten Schritte aufzeigt. 

7. Verhältnis von Aufwand und Wirksamkeit 

Straßenverkehrsunfälle haben zahlreiche und ^ehr 
unterschiedliche Ursachen. Oft beruht ein Unfall 
auf mehreren Ursachen. Hinzu kommt, daß sich die 
Ursachen in ihrem Gewicht und Verhältnis zuein- 
ander beständig ändern, wenn auch die Hauptursa- 
chen in den letzten Jahren im wesentlichen gleich- 
geblieben sind. Es gibt daher kein allgemeingülti- 
ges, ein für allemal geltendes Rezept für die Sicher- 
heit. 

Eine wesentliche Leitlinie für die Auswahl und die 
Priorität der zu ergreifenden Maßnahmen muß in 
der Frage nach der Verhältnismäßigkeit von Wirk- 
samkeit und Aufwand liegen: welches Mittel läßt 
im Vergleich zu anderen, gemessen am Aufwand, 
den größtmöglichen Sicherheitsgewinn erwarten? 
Sicherheitsgewinn ist dabei der zu erwartende 
Rückgang der Anzahl der Getöteten und Verletzten 
sowie die Verringerung der materiellen Verluste. 
Aufwand sind die mit einer Maßnahme verbunde- 
nen gesamtwirtschaftlichen Kosten, und zwar unab- 
hängig davon, ob sie der einzelne oder die Allge- 
meinheit trägt. Dem Aufwand sind auch zuzurech- 
nen Beeinträchtigungen der allgemeinen Hand- 
lungsfreiheit der Verkehrsteilnehmer, psychische 
Belastungen, Zeiteinbußen und andere Nachteile. 

Dieses Verfahren hat seine Grenzen. Es bedarf der 
Entwicklung und Verfeinerung. So sind in der Vor- 
ausschätzung der Zahl und Schwere der Unfälle, 
die durch eine Maßnahme vermieden werden sol- 
len, zu viele Ungewißheiten enthalten. Auch die 
objektive Oewichtung der nicht in Geld ausdrück- 
baren Vor- und Nachteile stößt auf erhebliche 
Schwierigkeiten. Der Unfallforschung sind hier 
noch große Aufgaben gestellt. 

Gleichwohl kommt dem Verhältnis zwischen Wirk- 
samkeit und Aufwand allgemein erhebliche Bedeu- 
tung bei der Auswahl der Mittel zu. Bei vielen der 
heute anstehenden Fragen lassen sich relative Ver- 
gleiche dieser Art zwischen den in Betracht kom- 
menden Maßnahmen der Größenordnung nach 
durchaus auch schon ziehen. 

So können z. B. im Einzelfall durch die Beseitigung 
einer Vielzahl kleinerer örtlicher Unfallschwer- 
punkte mehr Unfälle vermieden werden als durch 
den Bau einer Ortsumgehungsstraße. Allerdings ist 
dabei als Nutzen einer Umgehungsstraße noch zu 
werten, daß die alte Straße entlastet wird, die Ver- 
kehrsteilnehmer Zeit sparen und die Belästigungen 
durch Lärm und Abgase erheblich vermindert wer- 
den. 

Geleitet von solchen Erwägungen hat die Bundes- 
regierung auf Maßnahmen verzichtet, die auf den 
ersten Blick zwar einleuchten, aber im Verhältnis 
zu ihrem praktischen Wert schwerwiegende Nach- 
teile mit sich brächten. Dazu zählt aus heutiger 
Sicht etwa der obligatorische Einbau sogenannter 
Kurzwegfahrtenschreiber in alle Pkw. Die Kosten 
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der Anschaffung und des verläßlichen Betriebs die- 
ses Geräts, das fortlaufend die zuletzt auf einem be- 
stimmten Streckenabschnitt gefahrenen Geschwin- 
digkeiten aufzeichnet, sowie die hierin liegende 
ständige Kontrollmöglichkeit durch die Polizei ste- 
hen in keinem angemessenen Verhältnis zur Wirk- 
samkeit. 

Ferner ist offenkundig, daß in Bereichen mit fortge- 
schrittenem technischen Entwicklungsstand spürba- 
re. Verbesserungen nur noch unter hohen Aufwen- 
dungen zu erreichen sind, das Aufwand/Wirksam- 
keits-Verhältnis also zunehmend ungünstiger wird. 
Das gilt z. B. für den hohen, der Unfallverhütung 
dienenden Konstruktions- und Ausrüstungsstand 
der Kraftfahrzeuge. Diese Einsicht wird die Bundes- 
regierung nicht daran hindern, auch in Zukunft die 
im Bereich der Technik liegenden Möglichkeiten 
zur Erhöhung der Sicherheit auszuschöpfen. 

8. Keine Einsetzung eines „Beauftragten 
für Verkehrssicherheit“ 

Die Bundesregierung verzichtet auf die von einigen 
Seiten vorgeschlagene Einsetzung eines „Beauftrag- 
ten der Bundesregierung für die Verkehrssicher- 
heit". Hierdurch würde lediglich eine neue Instanz 
geschaffen, die Überschneidungen in der Verant- 
wortung und Reibungsverluste befürchten läßt. 
Eine solche Einrichtung würde zusätzliche perso- 
nelle und sächliche Aufwendungen erforderlich ma- 
chen. Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
die hierfür notwendigen Mittel weitaus nutzbrin- 
gender für eine bessere finanzielle und personelle 
Ausstattung der bereits vorhandenen zentralen Ein- 
richtungen verwendet werden können: des Deut- 
schen Verkehrssicherheitsrates sowie der Bundesan- 
stalt für Straßenwesen und des Kraftfahrt-Bundes- 
amtes, die beide dem Bundesminister für Verkehr 
unterstehen. 

9. Verzicht auf Unfallprognosen 

Das Programm enthält &ich sowohl bei den einzel- 
nen Maßnahmen als auch insgesamt einer Prognose 
über den in bestimmten Zeitabschnitten zu erwar- 
tenden Rückgang der Zahl der Unfälle, Unfalltoten 


und -verletzten. Die Vielzahl und der ständige 
Wechsel der Unfallursachen und der ihnen zugrun- 
de liegenden allgemeinen Bedingungen — z. B. 
Konjunkturverlauf, Änderung der Freizeitgewohn- 
heiten, zunehmende Verstädterung — lassen Vor- 
aussagen nur sehr bedingt zu. Objektive Erfolgs- 
kontrollen würden hierdurch im allgemeinen eher 
erschwert als erleichtert. Auch ist dem Deutschen 
Verkehrssicherheitsrat darin zuzustimmen: würden 
die prognostizierten Quoten einmal nicht erreicht, 
könnte dies zur Resignation führen und dadurch zu 
der verhängnisvollen Auffassung, die Motorisie- 
rung verlange eben ihren Preis. 

10. Zuständigkeiten 

Im staatlichen Bereich sind die Aufgaben nach der 
Verfassung auf Bund, Länder und Gemeinden auf- 
geteilt. Während es dem Bund im wesentlichen ob- 
liegt, in Gesetzen und Verordnungen die Zulassung 
von Personen und Fahrzeugen zum Straßenverkehr 
sowie das Verhalten im Straßenverkehr und die 
Ahndung von Zuwiderhandlungen zu regeln, haben 
die Länder die Gesetze und Verordnungen durchzu- 
führen und die sonstigen ihnen vom Grundgesetz 
übertragenen Aufgaben, so z. B. im Erziehungs- und 
Bildungswesen, wahrzunehmen. Dazu kommen auf 
wichtigen Gebieten, etwa der technischen Ausrü- 
stung der Kraftfahrzeuge, die Kompetenzen der Eu- 
ropäischen Gemeinschaften. 

Die Bundesregierung hat im Interesse einer mög- 
lichst umfassenden Darstellung das vorliegende 
richtungweisende Konzept nicht auf die Vorhaben 
beschränkt, für die der Bund zuständig ist. Sie hat 
vielmehr, so vor allem auch in dem weiten Bereich 
der Verkehrsaufklärung und Verkehrserziehung, 
Maßnahmen aufgenommen, deren Durchführung 
zwar den Ländern und Gemeinden, dem Deutschen 
Verkehrssicherheitsrat und anderen Organisationen 
obliegt, die jedoch durch ihre bundesweite Koordi- 
nierung eine möglichst einheitliche Ausrichtung er- 
fahren sollen. Dessenungeachtet begrüßt die Bun- 
desregierung alle eigenen Aktivitäten von Ländern, 
Gemeinden und Organisationen, insbesondere auch 
die Aufstellung eigener Verkehrssicherheitspro- 
gramme. 


ABSCHNITT II 

Verkehrsaufklärung und Verkehrserziehung 


11. Schwerpunkt der Unfallverhütungsarbeit: 
der Mensch 

Weitaus die meisten Straßenverkehrsunfälle sind 
auf das Verhalten der Verkehrsteilnehmer zurück- 
zuführen. Nach den von der Polizei am Unfallort 
aufgenommenen Feststellungen beruhen hierauf 
neun von zehn Unfällen. Ein durchgreifender Erfolg 
aller Anstrengungen zur Verhütung von Unfällen 


ist daher davon abhängig, daß es gelingt, das Ver- 
halten des Menschen zu beeinflussen. 

Gesetze und Verordnungen sowie eine noch so 
strikte Überwachung ihrer Einhaltung können dies 
nur bis zu einem gewissen Grad erreichen. Der 
Schwerpunkt aller Bemühungen um iilehr Sicher- 
heit muß daher in einer umfassenden Verkehrsauf- 
klärung und Verkehrserziehung liegen. Alle Grup- 
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pen der Verkehrsteilnehmer sind immer wieder 
über die Gefahren des Straßenverkehrs und die zu 
ihrer Vermeidung erforderlichen Verhaltensweisen 
zu informieren und zu verkehrsgerechtem Verhal- 
ten zu motivieren. Alles Erfolgversprechende ist zu 
unternehmen, um dahin zu gelangen, daß sich die 
Menschen von sich aus und in eigener Verantwor- 
tung besser dem modernen Verkehr anpassen. 

Hierzu ist es geboten, daß alle für die Verkehrssi- 
cherheit verantwortlichen Stellen und hierum be- 
mühte Kräfte in aufeinander abgestimmtem Zusam- 
menwirken die gleichen Ziele verfolgen. 

12. Höhere Bundesmittel für Verkehrsaufklärung 
und -erziehung 

Die Bundesregierung wird sich dieser Aufgabe in 
verstärktem Maße annehmen. Sie beabsichtigt, für 
Verkehrsaufklärung und -erziehung im Jahre 1974 
20 Millionen DM bereitzustellen. Das ist mehr als 
das Dreifache gegenüber den Ansätzen der letzten 
Jahre. Für die Jahre von 1975 bis 1977 hat sie die 
weitere Aufstockung dieser Mittel auf 23 Millionen 
DM, 29 Millionen DM und 34 Millionen DM vorge- 
sehen. 

Im Jahre 1974 wird der Bundesminister für Verkehr 
im Zusammenwirken mit dem Deutschen Verkehrs- 
sicherheitsrat zwei große Aufklärungsaktionen 
durchführen: über die Gefahren des Alkohols im 
Straßenverkehr und über die Schutzwirkung von 
Sicherheitsgurten. 

13. Änderung der Einstellung zum Straßenverkehr 

Die Verkehrsaufklärung muß zunächst das allge- 
meine Ziel verfolgen, auf die Bewußtseinslage und 
innere Einstellung der Verkehrsteilnehmer einzu- 
wirken. Allen muß bewußt werden, daß 

— die Teilnahme am Straßenverkehr mehr erfor- 
dert, als nur die Verkehrsregeln zu befolgen, 

— die im menschlichen Umgang üblichen Regeln 
auch bei der Begegnung im Verkehr ihre Gültig- 
keit beanspruchen, 

— Verkehrsteilnehmer eine Gemeinschaft bilden, 
die soziale Einordnung erfordert und eigennützi- 
ges, gemeinschaftswidriges Verhalten verbie- 
tet, 

— das Kraftfahrzeug im öffentlichen Verkehr kein 
Spielzeug oder Sportgerät ist, sondern allein der 
Beförderung dient, 

— zuerst das eigene und nicht immer nur das Ver- 
halten „der anderen" das Maß an Sicherheit be- 
stimmt. 

Der Weg zu einem solchen Bewußtseinswandel und 
dem damit einhergehenden „Klimawechsel im Ver- 
kehr" ist gewiß lang und mühsam. Dennoch läßt 
sich viel erreichen, wenn nicht nur der Staat und 
die mit der Verkehrssicherheit besonders befaßten 
Stellen, sondern alle meinungsbildenden Kräfte sich 
diese Zielsetzung zu eigen machen und konsequent 
verfolgen. 


Die Bundesregierung ist sicher, daß gerade Presse, 
Rundfunk und Fernsehen diese Bestrebungen von 
sich aus wirkungsvoll unterstützen. Ihre Hilfe, die 
beständige Ansprache breiter Bevölkerungsschich- 
ten sind unentbehrlich. Presse, Rundfunk und Fern- 
sehen tragen hier besondere Verantwortung. 

Auch die Kraftfahrzeugindustrie und der Kraftfahr- 
zeughandel können wesentlich hierzu beitragen, in- 
dem sie auf alles verzichten, was diesen Bemühun- 
gen zuwiderläuft. Dies gilt vor allem für das Her- 
ausstellen sportlichen Verhaltens, das zu Wettbe- 
werb unter Kraftfahrern und erhöhter Risikobereit- 
schaft anreizt — Verhaltensweisen, die mit den Be- 
dingungen des heutigen Massenverkehrs unverein- 
bar sind. 

14. Aufklärung verschiedener Verkehrstellnehmer- 
gruppen 

Verkehrsaufklärung muß ferner gezielt die ver- 
schiedenen Verkehrsteilnehmergruppen anspre- 
chen. Fußgänger, Radfahrer, Mofa-, Moped- und 
Motorradfahrer sowie Autofahrer nehmen in erheb- 
lich voneinander abweichender Weise am Verkehr 
teil. Sie haben unterschiedliche Verhaltensregeln 
zu beachten, und sie gefährden sich und andere in 
jeweils eigener Art. 

Kinder und ältere Menschen sind als Fußgänger 
und Zweiradfahrer in hohem Maße Opfer von Ver- 
kehrsunfällen. Beide Personengruppen haben alters- 
bedingte Schwierigkeiten, sich verkehrsgerecht zu 
verhalten. Kinder handeln spontan, sie können nur 
schwer die Geschwindigkeit herannahender Fahr- 
zeuge abschätzen und haben allgemein noch kein 
reales Verhältnis zur Gefahr. Altere Menschen fin- 
den sich im modernen Verkehr oft nicht mehr zu- 
recht und sind unsicher. Der Aufklärung der Kraft- 
fahrer über die besonderen Verhaltensweisen der 
Kinder und älteren Menschen kommt daher beson- 
dere Bedeutung zu. 

Gleiche Bemühungen sind darauf zu richten, daß 
Kraftfahrer Rücksicht auf Behinderte nehmen. 

15. Verkehrsaufklärung älterer Menschen 

Altere Menschen sollen durch Vorführung von Fil- 
men und Dia-Reihen sowie in Gruppengesprächen 
über die typischen Fehlverhaltensweisen als Fuß- 
gänger aufgeklärt werden. Konkrete Aktionen wer- 
den auf der Grundlage hierauf ausgerichteter wis- 
senschaftlicher Untersuchungen vom Deutschen 
Verkehrssicherheitsrat durchgeführt. 

16. Verkehrsaufklärung jugendlicher Kraftfahrer 

Jugendliche Kraftfahrer etwa zwischen 18 und 24 
Jahren sind in besonders starkem Maße an Unfäl- 
len beteiligt. Eine auf diesen Personenkreis und sei- 
ne Erlebniswelt abgestellte Verkehrsaufklärung soll 
dazu beitragen, daß sich die jugendlichen Kraftfah- 
rer sicherheitsbewußter und weniger risikobereit 
verhalten. Am meisten erfolgversprechend sind ihre 
Ansprache in den weiterführenden und berufsbil- 
denden Schulen und in der Bundeswehr sowie ihre 


7 



Drucksache 7/t283 


Deutsdier Bundestag - — 7. Wahlperiode 


theoretische und praktische Weiterbildung durch 
die Automobilklubs, Verkehrswachten und Jugend- 
organisationen, auch in Kursen für Gefahren- und 
Sicherheitstraining. Mit einer fahrpraktischen Wei- 
terbildung dieser Art kann die Zeitspanne zwischen 
Führerscheinerwerb und „Fahren können" verkürzt 
werden. Die Anlage von Verkehrsübungsplätzen ist 
daher zu fördern. 


17. Verkehrserziehung der Kinder im Vorschuiaiter 

Die Verkehrserziehung muß so früh wie möglich 
einsetzen und in den gesamten Bildungsgang des 
Kindes und des Heranwachsenden einbezogen wer- 
den. Bereits im Vorschulalter soll das Kind in der 
Obhut der Eltern und des Kindergartens die ersten 
Schritte in dem seiner Spiel- und Lernumwelt nicht 
entsprechenden Straßenverkehr lernen und die er- 
sten Verhaltensweisen einüben. 

Dazu müssen zuerst die Eltern mit Hilfe der Mas- 
senmedien und in Elternabenden aufgeklärt und in 
sinnvoller Verkehrserziehung geschult werden. Ge- 
eignete Kinderbücher, Spiele und Kinderfilme für 
das Fernsehen sind wichtige Hilfen. Der Deutsche 
Verkehrssicherheitsrat wird für die Verkehrserzie- 
hung der Kinder Vorschläge und Empfehlungen er- 
arbeiten. 

In diesem Zusammenhang sind die Eltern auf die 
Gefahren hinzuweisen, denen Kinder auf den Vor- 
dersitzen von Kraftwagen ausgesetzt sind, damit sie 
Kinder möglichst nur auf den sichereren Rücksitzen 
mitfahren lassen. 

In Kindergärten, Kindertagesstätten und Vorklassen 
ist ein systematischer Verkehrsunterricht zu ertei- 
len. Voraussetzung hierfür sind genügend aus- und 
fortgebildete Sozialpädagogen und Lehrer, geeignete 
Bildungs- und Arbeitspläne sowie geprüfte Lehr- 
und Lernmittel. 


18. Verkehrserziehung in den Schuien 

Für die Verkehrserziehung in den Schulen hat die 
Kultusminister-Konferenz 1972 Empfehlungen ver- 
abschiedet, die möglichst bald und einheitlich in al- 
len Bundesländern in die Praxis umgesetzt werden 
sollten. Die Bundesregierung wird dies durch ent- 
sprechende Modellversuche im Rahmen der Bund- 
Länder-Kommission für Bildungsplanung fördern. 

Danach sollen in der Grundschule u. a. die Wahr- 
nehmungs- und Reaktionsfähigkeit des Schülers 
entwickelt und gefördert werden. Er soll Einsichten 
in die Zusammenhänge des Verkehrsgeschehens 
und der Verkehrsordnung gewinnen. Der Schüler 
ist auf die Teilnahme am Straßenverkehr als Fuß- 
gänger und Radfahrer theoretisch und praktisch 
vorzubereiten. Am Ende der Grundschulzeit sollte 
er allgemein eine Radfahrprüfung ablegen und in 
Fahrradturnieren das praktische Können erwei- 
tern. 

In den weiterführenden und berufsbildenden Schu- 
len sollen den Schülern erweiterte Kenntnisse der 
Verkehrsregelung und der Verhaltensweisen, ein 
kritisches Verständnis für den Verkehrsablauf so- 


wie die Einsicht in die sozialen, ökonomischen, po- 
litischen und technischen Bezüge des Verkehrs ver- 
mittelt werden. Sie sollen die Grenzen ihrer Lei- 
stungsfähigkeit in Verkehrssituationen abschätzen 
lernen. Darüber hinaus empfiehlt es sich, prakti- 
sche Mofa- und Mopedübungen mit anschließenden 
Prüfungen vorzusehen. 

Für einen wirksamen Verkehrsunterricht in den 
Schulen ist es erforderlich, in die Ausbildung der 
Lehrer auch den Studienbereich „Verkehrserzie- 
hung" einzubeziehen. An den Hochschulen sollten 
entsprechende Lehrstühle für Verkehrspädagogik 
und -Psychologie eingerichtet werden. 

19. Fortbildung der Lehrer in den Lehrerseminaren 

Die Lehrerseminare Nord, Mitte, Süd und die Ver- 
kehrsinstitute in Brackwede und Korntal sollten in 
zunehmendem Maße die Fortbildung der Lehrer auf 
der Grundlage der Empfehlungen der Kultusmini- 
ster-Konferenz übernehmen. 


20. Verkehrserziehung in den Jugendverkehrs- 
schulen 

Die vom Jugendwerk der Deutschen Shell entwik- 
kelten und gemeinsam mit der Deutschen Verkehrs- 
wacht mit Erfolg betriebenen Jugendverkehrsschu- 
len ermöglichen es dem Schüler, gefahrlos die im 
Straßenverkehr auftretenden Verkehrslagen zu er- 
leben und verkehrsgerechtes Verhalten einzuüben. 
Diese an vielen Stellen im Bundesgebiet schon vor- 
handenen Einrichtungen sollen ausgebaut und 
durch weitere Anlagen ergänzt werden. Mehrere 
Bundesländer fördern die Jugendverkehrsschulen 
als Bestandteil der Schulverkehrserziehung. 

21. Verkehrserziehung in Gymnasien und berufs- 
bildenden Schulen 

Für die Schüler der Klassen 11 bis 13 der Gymnasi- 
en und die Schüler der berufsbildenden Schulen ha- 
ben die Europäische Konferenz der Verkehrsmini- 
ster und der Europarat eine theoretische und prak- 
tische Ausbildung zum Kraftfahrer in der Schule 
vorgeschlagen. In den USA haben die Schul- und 
Straßenverkehrsbehörden mit dieser „driver educa- 
tion" gute Erfahrungen gesammelt. Der Deutsche 
Verköhrssicherheitsrat wird dazu ein Modellpro- 
gramm unter Beteiligung von Pädagogen und Fahr- 
lehrern erarbeiten. 


22. Aufklärung der Berufskraftfahrer 

Berufskraftfahrer unterliegen im heutigen Straßen- 
verkehr starker Beanspruchung. Sie sind durch be- 
sondere Aufklärungsmaßnahmen anzusprechen. 
Hierzu gehören sowohl fahrpraktische Hinweise als 
auch Empfehlungen, die geeignet sind, das Ver- 
ständnis für die Verhaltensweise anderer Verkehrs- 
teilnehmer, vor allem der Pkw-Fahrer, zu fördern. 

Hierfür hat der Deutsche Verkehrssicherheitsrat im 
Zusammenwirken mit den Fachverbänden und Or- 
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ganisationen der Berufskraftfahrer sowie den Un- 
fallversicherungsträgern u. a. eine Broschüre und 
eine Tonbildschau zur Vorführung in den Betrieben 
erarbeitet. 

Daneben hat die Bundesregierung nunmehr für die 
Kraftfahrer eine Berufskraftfahrer-Ausbildungsord- 
nung geschaffen, deren Ziel es ist, durch bessere 
Ausbildung der Fahrer die Verkehrssicherheit zu 
fördern und durch die Anerkennung des Berufs dem 
Kraftfahrer die Stellung zu verschaffen, die seiner 
Verantwortung im Straßenverkehr und seiner Lei- 
stung für die deutsche Volkswirtschaft ent- 
spricht. 

23. Verkehrsaufklärung ausländischer Arbeitnehmer 

Ausländische Arbeitnehmer bringen andere Ver- 
kehrsgewohnheiten mit und kennen sich zunächst 
nur unzureichend in den deutschen Verkehrsregeln 
aus. In besonderen Verkehrssicherheitsveranstal- 
tungen in den Betrieben sollen sie in ihrer Sprache 
durch Vorträge, Filme und Dia-Reihen angespro- 
chen werden. Gegenwärtig ist dieses Material in 
fünf Sprachen vorbereitet, 

24. Aufklärung über typische Gefahrensituationen 

Sonderprogramme müssen sich sodann mit den ty- 
pischen Gefahrensituationen der Kraftfahrer befas- 
sen. Überhöhte Geschwindigkeit, Nichtbeachten der 
Vorfahrt, falsches Überholen und Abbiegen sowie 
zu dichtes Auffahren sind neben Alkoholbeeinflus- 
sung die hauptsächlichen, immer wiederkehrenden 
Unfallursachen. Die Gefährlichkeit dieser Verkehrs- 
verstöße gilt es dem Kraftfahrer möglichst konkret 
beständig vor Augen zu führen. 


25. Aufklärungsaktion „Alkohol am Steuer“ 

Zur erneuten Aufklärung über die Alkoholbeein- 
flussung am Steuer hat die Bundesregierung für das 
kommende Jahr eine breit angelegte Aktion vorbe- 
reitet. Das im Juli 1973 in Kraft getretene 0,8 Pro- 
mille-Gesetz wird seine Wirkung haben, wiederhol- 
te Aufklärung muß hinzukommen. Denn zu vielen 
Autofahrern ist immer noch zu wenig bekannt, wie 
sehr Alkoholgenuß die Fahrtüchtigkeit beeinträch- 
tigt. 

Hauptziel der Aktion wird sein, das Wissen dar- 
über zu verbreiten, daß schon geringe und keines- 
wegs erst die 0,8 Promille-Grenze erreichende Al- 
koholmengen die Fähigkeit zur sicheren Fahrzeug- 
führung wesentlich herabsetzen können. Den Kraft- 
fahrern soll vielmehr die Einsicht vermittelt wer- 
den, daß Alkoholgenuß und Kraftfahren grundsätz- 
lich nicht miteinander zu vereinbaren sind. 

26. Aufklärungsaktion „Sicherheitsgurte“ 

Eine weitere besondere Aktion der Bundesregie- 
rung im nächsten Jahr gilt der Aufklärung über die 
Schutzwirkung des Sicherheitsgurts. Auch hier muß 
nöben das Gesetz die Aufklärung treten. 

Doppeltes Ziel dieser Aktion wird sein, daß ^ 

— die bis zum 1. Januar 1974 zugelassenen Kraft- 
fahrzeuge in möglichst großem Umfang freiwil- 
lig mit Sicherheitsgurten ausgestattet werden, 

— Sicherheitsgurte ausnahmslos bei jeder Fahrt 
getragen werden. 

Dazu sollen die verbreiteten, unbegründeten Vorur- 
teile abgebaut und die Befürchtungen wegen an- 
geblich vom Sicherheitsgurt ausgehender Gefahren 
durch Information zerstreut werden. 


ABSCHNITT III 

Zulassung von Personen zum Kraftfahrzeugverkehr; verkehrsregelnde und 
andere Vorschriften 


27. Fahrschulausbildung und Fahrerlaubnisprüfung 

Fahrschulausbildung und Fahrerlaubnisprüfung be- 
dürfen der weiteren Verbesserung, auch wenn die 
Bundesrepublik hierin in Europa mit an der Spitze 
steht. Die Fahranfänger müssen vor allem besser 
mit den Gefahren des Straßenverkehrs und den zu 
ihrer Abwehr erforderlichen Verhaltensweisen ver- 
traut gemacht werden. Dazu ist vorgesehen, in der 
Fahrerlaubnisprüfung sowohl mehr als auch besser 
auf das Verständnis zielende Fragen aus der Gefah- 
renlehre zu stellen und sie höher zu bewerten. 

Der Bundesminister für Verkehr beabsichtigt dar- 
über hinaus, 

— die Mindestdauer der praktischen Fahrprüfung 
verbindlich auf 30 Minuten festzulegen, 


— die praktische Prüfung in verkehrsarmen Orten 
nicht mehr zuzulassen, 

— die Ausbildungs- und Prüfungsfahrten auf Auto- 
bahnen und anderen Schnellstraßen zu verstär- 
ken, 

— die bisherigen Richtlinien über die Prüfung zum 
Erwerb der Fahrerlaubnis in Allgemeine Ver- 
waltungsvorschriften umzuwandeln und damit 
ihre einheitliche und gleichmäßige Anwendung 
sicherzustellen. 


28. Bewährungszeit für Fahranfänger 

Fahranfänger sind unverhältnismäßig oft an Unfäl- 
len beteiligt. Dies trifft jedoch nur für einen Teil 
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dieser Gruppe zu; weitaus die meisten verhalten 
sich ebenso verkehrsgerecht wie der Durchschnitt 
der übrigen Kraftfahrer. Es wäre daher ein unver- 
hältnismäßiges Mittel, für alle Anfänger einen 
„Führerschein auf Probe" einzuführen. Dagegen be- 
stehen auch erhebliche rechtliche und praktische 
Bedenken, insbesondere die für die Praxis entschei- 
dende Frage, bei welchen und nach wie vielen Ver- 
kehrsverstößen die „Probe" nicht bestanden sein 
soll. Es wäre auch nicht sachgemäß und gerechtfer- 
tigt, bei der Entziehung des provisorischen Führer- 
scheins einen strengeren Maßstab anzulegen als 
allgemein beim Entzug der Fahrerlaubnis. 

Der im Herbst 1972 unterbreitete „Vorschlag der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 
eine Richtlinie des Rates über die Harmonisierung 
der Rechtsvorschriften betreffend die Erlaubnis zum 
Führen von Kraftfahrzeugen" sieht für Anfänger im. 
ersten Jahr nach dem Erwerb der Fahrerlaubnis fol- 
gende Beschränkungen vor: 

— Kraftradfahrer dürfen höchstens 50 km/h fahren 
und keine Autobahn benutzen; 

— Führer anderer Kraftfahrzeuge dürfen höchstens 
70 km/h, auf Autobahnen höchstens 100 km/h 
fahren; 

— an der Rückseite des Fahrzeugs muß ein „L"- 
iSchild mitgeführt werden. 

Die Bundesregierung begrüßt die Vorschläge der 
Kommission für eine Harmonisierung des Fahrer- 
laubnisrechts in den Mitgliedstaaten der Europäi- 
schen Gemeinschaften. Sie sieht darin einen Beitrag 
zur Hebung der Verkehrssicherheit. Die Bundesre- 
gierung hat aber Zweifel, ob die für Anfänger vor- 
gesehenen Maßnahmen einen angemessenen Nut- 
zen erwarten lassen und praktikabel sind. Das An- 
fänger-Risiko tritt weniger im ersten Jahr als viel- 
mehr später auf, wenn sich ein falsches Sicherheits- 
gefühl bildet. Auch fällt der Erwerb der Fahrerlaub- 
nis keineswegs immer mit dem Beginn der Fahrpra- 
xis zusammen, und in einem Jahr können viele, 
aber auch nur wenige Kilometer gefahren werden. 
Schließlich würde diese nur für einzelne Verkehrs- 
teilnehmer geltende Geschwindigkeitsbegrenzung 
zu iBehinderungen des Verkehrsflusses und zu zu- 
sätzlichen Uberholvorgängen führen und damit ins- 
gesamt zu nachteiligen Auswirkungen auf die Ver- 
kehrssicherheit. 

Der Bundesminister für Verkehr hält es eher für 
praktikabel und erfolgversprechend, für Anfänger 
eine mehrjährige Bewährungszeit einzuführen. 
Während dieser Zeit könnten Verkehrsverstöße, 
durch die für die Verkehrssicherheit wesentliche 
Wissens- oder Verhaltenslücken sichtbar werden, 
ohne daß sie schon die Entziehung der Fahrerlaub- 
nis rechtfertigen, zum Anlaß einer gezielten Nach- 
schulung genommen werden. Der Bundesminister 
für Verkehr greift damit insoweit Anregungen auf, 
die der Verband der Haftpflicht-, Unfall- und Kraft- 
verkehrsversichejer (HUK) als eine Konsequenz 
aus seiner Untersuchung über die Ursachen und 
Begleitumstände der Verkehrsunfälle mit schweren 
Personenschäden gezogen hat. 


Die gezielte Nachschulung von Fahranfängern be- 
darf jedoch noch gründlicher wissenschaftlicher 
Untersuchung. Die Bundesanstalt für Straßenwesen 
hat deshalb die vielschichtigen Fragen der Fahreig- 
nung von Anfängern in ihr Forschungsprogramm 
aufgenommen und wird entsprechende Nachschu- 
lungsprogramme entwickeln. 


29. Führerschein auf Zeit 

In der befristeten Erteilung der Fahrerlaubnis, im 
„Führerschein auf Zeit", sieht der Bundesminister 
für Verkehr ebenfalls kein verhältnismäßiges Mit- 
tel zur Hebung der Verkehrssicherheit. Von den 
weit mehr als 20 Millionen Führerscheininhabern in 
der Bundesrepublik Deutschland hatten Ende Juni 
1973 rd. 3,9 Millionen Eintragungen im Verkehrs- 
zentralregister, davon aber fast nur eine Eintra- 
gung und nur ^/lo drei und mehr Eintragungen. Die 
periodische Überprüfung des Verkehrswissens aller 
Fahrerlaübnisinhaber oder auch nur der Anfänger 
würde hiernach in unangemessener Weise die gro- 
ße Masse der sich verkehrsgerecht verhaltenden 
Kraftfahrzeugführer belasten. 


30. Einführung eines Mehrfachtäterpunktsystems 

Die relativ kleine Gruppe von Kraftfahrern, die sich 
nicht verkehrsgerecht verhalten kann oder will, 
muß gezielt erfaßt werden. Zu diesem Zweck hat 
der Bundesminister für Verkehr kürzlich dem Bun- 
desrat eine Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur 
Zustimmung vorgelegt, durch die bundeseinheitlich 
ein Mehrfachtäterpunktsystem eingeführt werden 
soll. 

Das System sieht im wesentlichen vor: 

— Die im Verkehrszentralregister eingetragenen 
Verkehrsstraftaten und Verkehrsordnungswi- 
drigkeiten werden je nach ihrer Schwere mit 1 
bis zu 7 Punkten bewertet; 

— wer 9 Punkte erreicht hat, wird schriftlich ver- 
warnt; 

— wer 14 Punkte angesammelt hat, muß die theo- 
retische, u. U. auch die praktische Fahrerlaubnis- 
prüfung wiederholen; 

— nach Erreichen von 18 Punkten in zwei Jahren ist 
die Fahrerlaubnis in der Regel zu entziehen. 
Wird diese Punktzahl in einem längeren Zeit- 
raum erreicht, sind die Zweifel an der Eignung 
des Fahrerlaubnisinhabers durch eine medizi- 
nisch-psychologische Untersuchung zu klären. 

Das Mehrfachtäterpunktsystem soll helfen, die gro- 
ße Mehrzahl der Verkehrsteilnehmer vor ungeeig- 
neten Kraftfahrzeugführern zu schützen. Es soll 
aber auch den weniger guten Kraftfahrern durch 
die Verwaltungsmaßnahmen, die einer Entziehung 
der Fahrerlaubnis vorangehen, eine Hilfe sein. 
Schließlich soll es vorbeugend wirken — der Fahr- 
erlaubnisinhaber soll wissen, was er sich nicht 
mehr leisten darf, wenn er nicht seine Fahrerlaub- 
nis einbüßen will. 
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31. Körperliche und geistige Tauglichkeit der 
Kraftfahrer 

Die körperliche und geistige Tauglichkeit der 
Kraftfahrer hat große Bedeutung. Die Bundesregie- 
rung ist indessen mit dem vom Gemeinsamen Beirat 
für Verkehrsmedizin beim Bundesminister für Ver- 
kehr und beim Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit Mitte 1973 vorgelegten Gutachten 
„Krankheit und Kraftverkehr" der Auffassung, daß 
ärztliche Anfangsuntersuchungen aller Fährerlaub- 
nisbewerber und periodische Wiederholungsunter- 
suchungen aller Fahrerlaübnisinhaber weder aus 
verkehrsmedizinischer Sicht notwendig sind noch 
auch organisatorisch bewältigt werden könnten. 
Auch insoweit kann die Bundesregierung nicht den 
dahin gehenden Vorschlägen der EG-Kommission 
zur Harmonisierung des Fahrerlaubnisrechts fol- 
gen. 

32. Befragung des Fahrerlaubnisbewerbers durch 
den Arzt 

Mit dem Gutachten des Gemeinsamen Beirats 
„Krankheit und Kraftverkehr" hält es die Bundesre- 
gierung jedoch für notwendig, alle Fahrerlaubnis- 
bewerber durch einen Arzt nach freier Wahl an- 
hand eines einheitlichen Fragebogens über den Ge- 
sundheitszustand befragen zu lassen. Nach dem 
Vorbild des für Fahrerlaubnisbewerber seit länge- 
rem vorgeschriebefien Sehtests sollen mit diesem 
Grobausleseverfahren der Straßenverkehrsbehörde 
Tatsachen zur Kenntnis gebracht werden, die ihr 
Veranlassung geben können, an der Eignung des 
Antragstellers zum Führen von Kraftfahrzeugen zu 
zweifeln. Der befragende Arzt gibt dabei kein Gu- 
tachten über die Eignung ab. Erst die Verkehrsbe- 
hörde veranlaßt die Beibringung eines solchen Gut- 
achtens in den Fällen, in denen sie dies nach dem 
Ergebnis der ärztlichen Befragung für angezeigt 
hält. 

Schon heute hat die Straßenverkehrsbehörde nach 
der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung zu ermit- 
teln, ob Bedenken gegen die körperliche oder gei- 
stige Eignung des Antragstellers vorliegen. Bisher 
kommen aber Tatsachen, die diese Bedenken recht- 
fertigen könnten, der Verkehrsbehörde im allgemei- 
nen nur mehr zufällig zur Kenntnis. 

33. Sehtest vom 60. Lebensjahr an 

Führerscheininhaber in höherem Alter haben, oft 
ohne daß sie es selbst merken, häufig kein zum 
Führen von Kraftfahrzeugen ausreichendes Sehver- 
mögen mehr. Ein vom Bundesgesundheitsamt nach 
eingehenden Untersuchungen 1972 fertiggestelltes 
Gutachten „Sehvermögen und Kraftverkehr" 
schlägt daher vor, Fahrerlaubnisinhaber vom 60. Le- 
bensjahr an in fünfjährigen Abständen durch einen 
Augenarzt untersuchen zu lassen. Das Gutachten 
„Krankheit und Kraftverkehr" spricht sich dagegen 
zunächst nur für einen Sehtest aus. 

Auch die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
der Sehtest und damit der Weg des Grobauslese- 


verfahrens ausreicht. Sie wird deshalb den obliga- 
torischen Sehtest für alle Fahrerlaubnisinhaber 
möglichst vom 60. Lebensjahr an einführen und je 
nach den hierbei gesammelten praktischen Erfah- 
rungen prüfen, ob und in welchen Abständen er zu 
wiederholen ist. Sie wird den Test, der heute nur 
die Tagessehschärfe prüft, auf die Dämmerungsseh- 
schärfe und Blendungsempfindlichkeit erstrecken, 
sobald geeignete Geräte hierfür entwickelt sind. 

34. Ärztliche Untersuchung von Berufskraftfahrern 

Omnibus-, Taxi-, Miet- und Krank enkraf twagenfüh- 
rer müssen nach geltendem Recht ihre körperliche 
und geistige Eignung durch ein ärztliches Zeugnis 
nachweisen. Das Gutachten „Krankheit und Kraft- 
verkehr" hält diese ärztlichen Untersuchungen erst 
vom 40. Lebensjahr an und dann in fünfjährigen 
Abständen bis zum 55, Lebensjahr und danach in 
zweijährigen Abständen für notwendig. Die Bun- 
desregierung beabsichtigt, dieser Empfehlung zu 
folgen. Sie wird deshalb in Besprechungen mit den 
Ländern eine entsprechende Änderung der Straßen- 
verkehrs-Zulassungs-Ordnung anstreben. 

Darüber hinaus verdient der weitere Vorschlag des 
Gutachtens große Beachtung, in diese Gesundheits- 
überwachung nicht nur die Kraftfahrer der Perso- 
nenbeförderung, sondern auch die Lkw-Fahrer ein- 
zubeziehen und damit alle Berufskraftfahrer ein- 
heitlich zu behandeln. Die Bundesregierung prüft, 
ob und wie die grundsätzlich als berechtigt anzuse- 
hende Forderung verwirklicht werden kann. 

35. Änderungen der Straßenverkehrs-Ordnung 

Mit der 1971 in Kraft getretenen Straßenverkehrs- 
Ordnung (StVO) sind die Verkehrsvorschriften um- 
fassend neu gestaltet und den Anforderungen des 
modernen Verkehrs angepaßt worden. Zugleich 
wurden sie entsprechend den weltweit abgeschlos- 
senen Übereinkommen und den europäischen Zu- 
satzübereinkommen weitgehend international ver- 
einheitlicht. 

Abgesehen von den eingegangenen internationalen 
Bindungen wäre es verfehlt, ständig neue Ver- 
kehrsregeln aufzustellen, noch ehe sich die Ver- 
kehrsteilnehmer an die bestehenden gewöhnt ha- 
ben. Es kann auch nicht das Ziel sein, die Verhal- 
tensregeln durch immer neue Vorschriften zu per- 
fektionieren. 

Auf der anderen Seite verlangen die mit den gel- 
tenden Vorschriften gesammelten Erfahrungen, die 
Änderung der Gewohnheiten, die wachsende Ver- 
kehrsdichte und die steigenden Anforderungen an 
die Verkehrssicherheit von Zeit zu Zeit Anpassun- 
gen. 

Nach diesen Grundsätzen sieht die vom Bundesmi- 
nister, für Verkehr vorbereitete Novellierung der 
StVO folgende Änderungen und Klarstellungen 
vor: 

— Auch innerhalb geschlossener Ortschaften hal- 
tende Fahrzeuge über 2,8 t Gesamtgewicht, aus- 
genommen Pkw, und Anhänger sollen nach hin- 
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ten stets eigene Beleuchtung haben. Nach der 
geltenden Vorschrift ist sie allgemein entbehr- 
lich, wenn die Straßenbeleuchtung das Fahrzeug 
auf ausreichende Entfernung deutlich sichtbar 
macht („Laternengaragen"). Mit der neuen Be- 
stimmung sollen die zahlreichen schweren Un- 
fälle verhindert werden, die nach den Untersu- 
chungen des Vetbandes der Haftpflicht-, Unfall- 
und Kraftverkehrsversicherer (HUK) durch Auf- 
fahren auf geparkte Fahrzeuge bei Dunkelheit 
entstehen. 

— Führer von Schulbussen sollen verpflichtet wer- 
den, das Warnblinklicht einzuschalten, solange 
Kinder ein- oder aussteigen. Damit wird die bis- 
herige Erlaubnis in eine Verpflichtung umge- 
wandelt. 

— Ergänzend hierzu soll das ausdrückliche Gebot 
für Kraftfahrer in die StVO aufgenommen wer- 
den, an haltenden Schulbussen, an denen das 
Warnblinklicht eingeschaltet ist, vorsichtig vor- 
beizufahren, wenn ein- oder aussteigende Kin- 
der gefährdet werden können. Von dem weiter- 
gehenden Verbot, an haltenden Schulbussen un- 
ter diesen Umständen vorbeizufahren, wird ab- 
gesehen, da dies insbesondere auf Straßen mit 
mehreren Fahrstreifen für eine Richtung zu un- 
nötigen Verkehrsstauungen führen würde. Au- 
ßerdem könnte es die Kinder leicht dazu verlei- 
ten, beim Benutzen anderer Busse alle Vorsicht 
außer acht zu lassen. 

— Dem Verkehrsteilnehmer soll in der StVO klar 
gesagt werden, wie er sich nach einem Ver- 
kehrsunfall zu verhalten hat. Dazu fehlte es bis- 
her an einer gesetzlichen Ermächtigung. Die 
Bundesregierung wird hierzu einen Gesetzent- 
wurf einbringen. 

36. Einführung von auffälligen Schulbusschildern 

Ferner beabsichtigt der Bundesminister für Ver- 
kehr, der Empfehlung der Wirtschaftskommission 
für Europa der Vereinten Nationen (ECE) zu folgen 
und einheitliche, auffällige Schilder für die Stirn- 
und Rückseite von Schulbussen vorzuschreiben. 
Eine entsprechende Änderung der „Verordnung 
Über den Betrieb von Kraftfahrunternehmen im Per- 
sonenverkehr (BOKraft)" soll im Frühjahr 1974 
wirksam werden. Von einer Vorschrift, Schulbusse 
noch deutlicher, etwa durch Anstrich mit einer ein- 
heitlichen (gelben) Warnfarbe, kenntlich zu ma- 
chen, wird abgesehen. Denn die weitaus meisten 
Schulbusse werden nur vorübergehend zu Schul- 
fahrten eingesetzt; eine ständige Kennzeichnung 
würde daher ihren Zweck verfehlen. 

37. Internationale Vereinheitlichung von Vorschriften 

Im internationalen Bereich werden die Verkehrs- 
vorschriften ebenfalls weiter entwickelt. Die Euro- 
päische Konferenz der Verkehrsminister bereitet 
gegenwärtig einheitliche Bestimmungen vor, die in 
Kürze in unser Straßenverkehrsrecht übernommen 
werden sollen. Sie betreffen u. a. das Fahren in 
Fahrstreifen innerhalb geschlossener Ortschaften 


(„stay in lane"), die Anlage von Busfahrstreifen, 
Verbotszeichen für Transporte gefährlicher Güter 
und das Gassebilden für Polizei- und Hilfsfahrzeuge 
bei Verkehrsstauungen. 

38. Rechtspfllcht zum Anlegen vorgeschriebener 
Sicherheitsgurte 

Die Bundesregierung hat eingehend geprüft, ob Si- 
cherheitsgurte, soweit deren Einbau ab 1. Januar 
1974 vorgeschrieben ist, während der Fahrt auch 
angelegt sein müssen. Sie ist nach Abwägung aller 
dafür und dagegen sprechenden Gründe zu der Auf- 
fassung gelangt, daß es geboten und gerechtfertigt 
ist, eine entsprechende Vorschrift in die StVO auf- 
zunehmen. 

Es ist erwiesen, daß durch die Benutzung von Si- 
cherheitsgurten die Zahl der Unfalltoten und 
Schwerverletzten erheblich gesenkt werden kann. 
Leichtere Verletzungen werden oft ganz vermieden. 
Die Zahl der Unfalltoten kann nach Schätzungen 
in- und ausländischer Sachverständiger um mehr 
als 50 Vo gesenkt werden, wenn alle Insassen Gurte 
tragen. 

Nach den Erfahrungen im Ausland ist die tatsächli- 
che Anlegequote vorhandener Sicherheitsgurte je- 
doch sehr gering. So müssen z. B. in der Schweiz 
seit 1. Januar 1971 alle neu in den Verkehr kom- 
menden Pkw an den Vordersitzen mit Sicherheits- 
gurten ausgerüstet sein. Im selben Jahr waren 57 Vo 
der Pkw mit Gurten ausgerüstet. Trotz intensiver 
Aufklärung haben aber nur 35 Vo der Kraftfahrzeug- 
führer außerorts und 14% innerorts Gurte getra- 
gen. Ähnlich verhält es sich in den USA und in an- 
deren westlichen Ländern, etwa in Frankreich mit 
28 % außerorts. 

Neben psychischem Widerstand sind es vor allem 
Unkenntnis und Vorurteile, die von der Benutzung 
der Sicherheitsgurte abhalten. Die Einschränkung 
der Bequemlichkeit, die im An- und Ablegen des 
Gurtes von Hand sowie in der etwas geringeren Be- 
wegungsfreiheit während der Fahrt liegt, wiegt 
demgegenüber weniger. So ist der gefühlsmäßige 
Einwand, Sicherheitsgurte könnten sich in bestimm- 
ten Unfallsituationen, etwa bei Brand des Fahr- 
zeugs oder Sturz ins Wasser, negativ auswirken, 
unbegründet. Denn die Überlebenschancen auch in 
diesen extrem seltenen Unfallsituationen sind viel 
größer, wenn man durch die Schutzwirkung des 
Gurtes überhaupt noch bei Bewußtsein geblieben 
ist und sich deshalb selbst aus der Gefahr befreien 
kann. Ebensowenig trifft es zu, daß etwa beim Hin- 
ausschleudern aus dem Fahrzeug weniger oft tödli- 
che oder schwere Verletzungen auftreten als beim 
Verbleiben im Auto. Das Gegenteil ist der Fall: Das 
Verletzungsrisiko ist für den hinausgeschleuderten 
Fahrzeuginsassen erheblich höher als für den im 
Fahrzeug verbleibenden, selbst wenn er den Gurt 
nicht angelegt hat. Jahrelange Untersuchungen in 
England haben dies eindeutig bestätigt. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
Verpflichtung zum Anlegen vorgeschriebener Si- 
cherheitsgurte keinen verfassungsrechtlich unzuläs- 
sigen Eingriff in die allgemeine Handlungsfreiheit 
darstellt. 
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Schon die bestehenden Straßenverkehrsvorschriften 
schränken die Freiheit des einzelnen im öffentli- 
chen Interesse teilweise erheblich ein. Das gleiche 
gilt für die Bau- und Ausrüstungsvorschriften. Die 
meisten Bestimmungen dienen dabei nicht nur dem 
Schutz Dritter, sondern auch dem Schutz der Ver- 
kehrsteilnehmer selbst. Die Verpflichtung, Sicher- 
heitsgurte zu tragen, würde zwar vorwiegend dem 
Selbstschutz dienen, sich darin aber ebenfalls nicht 
erschöpfen. Denn der Kraftfahrzeugführer, der 
durch die Schutzwirkung des Sicherheitsgurtes bei 
Bewußtsein geblieben oder allgemein nur leichter 
verletzt worden ist, kann nach einem Unfall noch 
am ehesten den Umständen entsprechend richtig 
und schnell reagieren und dadurch Gefahren für 
andere abwenden. Das gilt prinzipiell auch für den 
Mitfahrer. 

Ira Hinblick auf diese Schutzwirkung für Leib und 
Leben, im Hinblick aber auch auf die für die Allge- 
meinheit vermeidbaren Unfallfolgekosten ist das öf- 
fentliche Interesse an einer derart wirksamen Si- 
cherheitsmaßnahme so groß, daß der verhältnismä- 
ßig geringfügige Eingriff in die allgemeine Hand- 
lungsfreiheit gerechtfertigt ist. Dies gilt um so 
mehr, als Beschränkungen der allgemeinen Hand- 
lungsfreiheit im Wesen des gesamten Straßenver- 
kehrsrechts liegen. Im vorliegenden Falle wiegen 
sie nicht schwerer als bei vielen bereits bestehen- 
den Regelungen. 

Die Bundesregierung hat auch berücksichtigt, daß 
die Schutzwirkung des Sicherheitsgurtes durch 
Kopfstützen erhöht wird. Die Europäischen Gemein- 
schaften befassen sich zur Zeit mit der Aufstellung 
einheitlicher Wirkvorschriften für Kopfstützen, die 
allen Anforderungen genügen. Die Bundesregierung 
wird sich mit Nachdruck dafür einsetzen, daß diese 
Bestimmungen sobald wie möglich verabschiedet 
werden, um dann den Einbau von Kopfstützen vor- 
zuschreiben. 

Im Ausland ist die Anlegepflicht bereits in Austra- 
lien im Staate Viktoria, in Neuseeland und ab Mit- 
te 1973 in Frankreich eingeführt. In den USA und 
der Schweiz sind entsprechende Gesetzgebungsvor- 
haben eingeleitet. In Belgien, Luxemburg, Spanien 
und Portugal sind sie in Vorbereitung. 

In Frankreich sind dabei Fahrten innerhalb von 
Ortschaften von der Anlegepflicht ausgenommen, 
weil nach Ansicht der französischen Regierung 
eine ausreichende Beachtung dieser Vorschrift zu- 
nächst im, Außerortsverkehr leichter zu erreichen 
ist. Die Bundesregierung wird sich diesem Vorge- 
hen nicht anschließen. Denn die Schutzwirkung ist 
auch bei den geringeren Geschwindigkeiten des 
innerörtlichen Verkehrs ebenso notwendig. Die 
Bundesregierung möchte außerdem vermeiden, daß 
eine auch nur anfängliche Beschränkung der Anle- 
gepflicht auf Außerortsstraßen dem verbreiteten 
Irrtum Vorschub leistet, Sicherheitsgurte seien im 
Ortsverkehr entbehrlich. 

Der Bundesminister für Verkehr wird daher zu ge- 
gebener Zeit dem Bundesrat den Entwurf einer Vor- 


schrift zuleiten, nach der die für Vordersitze von 
Kraftfahrzeugen vorgeschriebenen Sicherheitsgurte 
während der Fahrt grundsätzlich angelegt sein 
müssen. Zuvor wird der Bundesminister für Ver- 
kehr durch eine breit angelegte Aufklärung über 
die Schutzwirkung von Sicherheitsgurten auf das 
freiwillige Anlegen der Gurte hinwirken. 


I 39. Beförderung von Kindern in Kraftfahrzeugen 

I Die Bundesregierung beobachtet mit Sorge die Zu- 
I nähme der als Mitfahrer in Kraftfahrzeugen verun- 
glückenden Kinder. Sie bemüht sich, durch Aufklä- 
I rungsaktionen darauf hinzuwirken, daß Kinder 
möglichst auf den Rücksitzen befördert werden, die 
einen besseren Schutz gewähren. Dem vielfach ge- 
forderten Verbot, Kinder auf Vordersitzen zu beför- 
dern, steht entgegen, daß bestimmte Kraftfahrzeuge 
keine Rücksitze haben, kinderreiche Familien nicht 
immer alle Kinder auf den Rücksitzen unterbringen 
können und schließlich in den für Schulsammel- 
fahrten vielfach eingesetzten privaten Personen- 
kraftwagen ein Teil dieser Kinder nicht mehr beför- 
dert werden könnte. 

Im Auftrag des Bundesministers für Verkehr sind 
im Jahre 1972 vom Battelle-Institut Untersuchungen 
über Einrichtungen zur Sicherung von Kindern in 
Kraftfahrzeugen durchgeführt worden. Der For- 
schungsauftrag diente der Bestandsaufnahme und 
zeigte, daß gesetzliche Regelungen notwendig sind. 
Da jedoch das Wissen über die Erfordernisse, die 
an solche Einrichtungen gestellt werden müssen, 
national und international noch unzureichend ist, 
wurde das Institut im Jahre 1973 vom Bundesmini- 
ster für Verkehr beauftragt, die Untersuchungen 
mit dem Ziel fortzuführen, einen Anforderungskata- 
log für diese Rückhaltevorrichtungen zu erstellen. 
Sobald hinreichend gesicherte Erkenntnisse hier- 
über vorliegen, wird die Bundesregierung entspre- 
■ chende Vorschriften erarbeiten. 


40. Verkehrsüberwachung 

Mit dem Ziel, die Einhaltung der Verkehrsvor- 
schriften intensiver zu überwachen, hat die Ständi- 
ge Konferenz der Innenminister und -Senatoren des 
Bundes und der Länder in ihrem „Programm für die 
Innere Sicherheit in der Bundesrepublik Deutsch- 
land" eine Reihe von Maßnahmen beschlossen. Da- 
nach sollen u. a. vordringlich solche gefährlichen 
Verhaltensweisen der Verkehrsteilnehmer festge- 
stellt und verfolgt werden, die zu den Hauptunfall- 
ursachen gehören. Die Uberwachungsmethoden 
müssen dabei die jeweilige Eigenart des Verkehrs- 
verstoßes berücksichtigen, überzeugenden Beweis 
erbringen und eine ausreichende Erfolgsquote auf- 
weisen. Zu diesem Zweck sollen die Überwa- 
chungsmethoden vereinheitlicht und die Überwa- 
chung durch vermehrten Einsatz technischer Hilfs- 
mittel erleichtert oder automatisiert werden. 
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ABSCHNITT IV 

Bau- und Ausrüstungsvorschriften für Kraftfahrzeuge 


41. Notwendigkeit einheitlicher Vorschriften in den 
Europäischen Gemeinschaften 

Die technische Ausrüstung der in der Bundesrepu- 
blik Deutschland zugelassenen Kraftfahrzeuge hat 
einen relativ hohen Stand. Das gilt vor allem hin- 
sichtlich der technischen Ausrüstung zur Verhü- 
tung von Unfällen, der sogenannten aktiven Sicher- 
heit. Technische Mängel machen weniger als 2 Vo 
der Unfallursachen aus, wobei darin sogar noch die 
mangelhafte Unterhaltung, z. B, der Bremsen und 
Reifen, eingerechnet ist. Dennoch muß uch die ak- 
tive Sicherheit der Kraftfahrzeuge in wirtschaftlich 
vertretbarem Maße weiter verbessert werden. Der 
Schwerpunkt der technischen Weiterentwicklung 
liegt jedoch in der Verbesserung des Schutzes der 
Fahrzeuginsassen bei Unfällen, in der Erhöhung der 
sogenannten passiven Sicherheit. 

Der außerordentlich starke grenzüberschreitende 
Verkehr und die Harmonisierung der Wettbewerbs- 
bedingungen im Kraftfahrzeughandel in den Euro- 
päischen Gemeinschaften (EG) machen es zwingend 
erforderlich, die nationalen Bau- und Ausrüstungs- 
vorschriften weitestgehend einander anzugleichen. 
Soweit die Europäischen Gemeinschaften bereits 
Regelungen getroffen haben, sind davon abwei- 
chende nationale Bestimmungen in aller Regel aus- 
geschlossen. Aber auch soweit sich die Gremien 
der EG mit der Erarbeitung harmonisierter Bau- 
und Ausrüstungsvorschriften befassen, ist die Bun- 
desrepublik Deutschland praktisch weitgehend dar- 
an gehindert, eigene Regelungen zu treffen. Die 
Bundesregierung wird aber ihren politischen Ein- 
fluß geltend machen, daß dringend notwendige Än- 
derungen beschleunigt verwirklicht werden. 


42. Technische Maßnahmen zur Verhinderung von 
Unfällen („aktive Sicherheit“) 

Zur Erhöhung der aktiven Sicherheit wird die Bun- 
desregierung vor allem folgende Vorhaben verfol- 
gen: 

— Weiterentwicklung der Bremssysteme. Nach er- 
folgter Übernahme einer Richtlinie des EG-Mini- 
sterrates über die Einführung von Zweikreis- 
bremsanlagen ins nationale Recht strebt die 
Bundesregierung an, daß die technischen Merk- 
male von in der Bundesrepublik bereits serien- 
mäßig eingebauten, fortschrittlichen Bremsanla- 
gen in EG-Vorschriften übernommen werden. 
Die Entwicklung wirksamer Blockierschutzsy- 
steme, mit denen eine bessere Beherrschung der 
Kraftfahrzeuge und Anhänger beim Bremsen er- 
reicht werden soll, ist in der Bundesrepublik 
Deutschland weit fortgeschritten. Die internatio- 


nalen Prüf- und Zulassungsvorschriften für Blok- 
kierschutzsysteme werden gegenwärtig erarbei- 
tet,- 

— Verbesserung der Sichtverhältnisse für den 
Kraftfahrzeugführer. Dazu sind Vorschriften zu 
entwickeln, welche die Anforderungen an das 
gesamte Sichtfeld einschließlich Scheiben und 
Rückspiegel sowie an Scheibenwischer und 
Scheibenwaschanlagen, an die Entfrostung, Ent- 
feuchtung und Scheinwerferreinigung festle- 
gen; 

• — Leuchtweiteregelung von Scheinwerfern. Je 
nach dem Belastungszustand der Kraftfahrzeuge 
und der Auslegung der Federung verändern sich 
Leuchtweite und -winkel, so daß Blendwirkun- 
gen auftreten können. Es sollen Vorschriften 
aufgestellt werden, welche die zulässigen Gren- 
zen der Veränderungen bestimmen sowie die 
technischen Anforderungen an ausgleichende 
Regeleinrichtungen festlegen. Darüber hinaus 
wird angestrebt, auch die Gesamtlichtstärke der 
vorne an Fahrzeugen angebrachten Beleuch- 
tungseinrichtungen zu begrenzen, um die Blend- 
gefahr zu mindern. 


43. Technische Maßnahmen zur Verminderung der 
Unfallfolgen („passive Sicherheit“) — Sicherheits- 
gurte 

Zur Erhöhung der passiven Sicherheit der Kraft- 
fahrzeuge setzt die Bundesregierung mit Nachdruck 
ihre Anstrengungen fort, zu weiteren einheitlichen 
Vorschriften in den EG zu gelangen. 

Die Bemühungen gelten vor allem der Verbesse- 
rung und Vereinheitlichung der Sicherheitsgurte. 
Hierbei geht es insbesondere um die Vereinheitli- 
chung der verschiedenen Bedienungseinrichtungen 
bei Gurtschlössern. In der einschlägigen Industrie 
und im deutschen Normenausschuß zeichnet sich 
die Entwicklung inzwischen dahin ab, künftig ein- 
heitlich Drucktastenschlösser zu verwenden. Die 
Bundesregierung strebt an, möglichst bald die 
Pflicht zur Ausrüstung mit Sicherheitsgurten auch 
auf die hinteren Sitze im Pkw zu erstrecken. Si- 
cherheitsgurte mit automatischer Rückrollvorrich- 
tung erleichtern die Bedienung und geben dem Be- 
nutzer eine größere Bewegungsfreiheit. Sie verhin- 
dern auch, daß der Gurt zu lose angelegt wird und 
damit seine Schutzwirkung nicht erfüllt. Hier wer- 
den verschiedene technische Möglichkeiten ver- 
folgt. Darüber hinaus sollen Anforderungen an 
I Rückhaltesysteme festgelegt werden, die in ihrer 
I Schutzwirkung dem Dreipunkt-Gurt mindestens 
I gleichwertig sind. 
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44. Kopfstützen 

Als besonders schwierig hat sich die Aufstellung 
von Vorschriften über die Gestaltung und Bemes- 
sung von Kopfstützen erwiesen. Die Bemühungen 
zielen z. Z. zunächst darauf ab, sicherzustellen, daß 
nur solche Kopfstützen angeboten, erworben und 
verwendet werden, die eine ausreichende Schutz- 
wirkung garantieren, ohne daß sie die übrigen 
Fahrzeuginsassen gefährden und die Sicht des Fahr- 
zeugführers nach hinten beeinträchtigen. Da die im 
Handel befindlichen Kopfstützen diesen Anforde- 
rungen oft noch nicht genügen, ist es erforderlich, 
entsprechende Wirkvorschriften einzuführen. Erst 
dann wird es möglich sein, den Einbau von Kopf- 
stützen vorzuschreiben. 

45. Verbundglas — Einscheibenhartglas 

Die Kraftfahrzeuge sind z. Z. mit Windschutzschei- 
ben aus verschiedenen Sicherheitsglassorten, 
hauptsächlich Verbundglas und Einscheibenhart- 
glas, ausgerüstet. Beide Glasarten weisen Vorteile, 
aber auch Nachteile auf. Ein wirkliches Sicher- 
heitsglas, das weder durch Bruchstücke noch in un- 
zerstörtem Zustand die Insassen verletzt, ist bisher 
nicht entwickelt. Die Bundesregierung ist mit den 
Regierungen anderer EG-Mitgliedstaaten daher der 
Auffassung, daß gegenwärtig der Einbau weder der 
einen noch der anderen heute gebräuchlichen Glas- 
sorte zwingend vorgeschrieben werden soll. Viel- 
mehr müssen Bemühungen um die Entwicklung ei- 
nes besseren Sicherheitsglases nachdrücklich geför- 
dert werden. Solange sie noch nicht den gewünsch- 
ten Erfolg haben, wird sich die Bundesregierung 
dafür einsetzen, daß für beide herkömmlichen Glas- 
sorten nach EG-einheitlichen Merkmalen eine Bau- 
artgenehmigung erteilt wird. 

46. Entschärfung des Innenraums 
von Kraftfahrzeugen 

Der Innenraum der Kraftfahrzeuge muß noch weiter 
entschärft werden. Vor allem Lenksäule und -rad 
stellen bei Unfällen eine erhebliche Gefahr dar. 
Durch einheitliche Vorschriften muß daher sicher- 


gestellt werden, Lenksäule und Lenkrad so auszu- 
bilden, daß bei einem Aufprall die Bewegungsener- 
gie weitgehend ungefährlich abgebaut wird. Für die 
Entschärfung des Innenraums werden im übrigen 
im Rahmen der ECE und EG Prüfvorschriften erar- 
beitet, nach denen festgestellt werden kann, ob die 
getroffenen Vorkehrungen ausreichend sind. 

47. Experimentier-Sicherheitsfahrzeug 

Die Bundesrepublik Deutschland hat 1970 mit den 
USA eine Vereinbarung über die Zusammenarbeit 
bei der Entwicklung von Experimentier-Sicherheits- 
fahrzeugen (ESF) abgeschlossen. Die deutsche Au- 
tomobilindustrie hat inzwischen verschiedene Expe- 
rimentier-Sicherheitsfahrzeuge entwickelt und mit 
ihnen Versuche durchgeführt. Andere Länder haben 
sich angeschlossen. 

In vier internationalen Konferenzen sind die Versu- 
che eingehend erörtert worden. Die Bundesregie- 
rung befaßt sich in enger Zusammenarbeit mit den 
interessierten Verbänden mit der Auswertung des 
Ergebnisses der Konferenzen. Dabei soll auch ge- 
klärt w^erden, welche weiteren Forschungen durch- 
zuführen sind. 

Die Versuche mit den Experimentier-Sicherheits- 
fahrzeugen verfolgen das Ziel, die Festigkeit der 
Fahrgastzelle und das Rückhaltesystem so zu ge- 
stalten und aufeinander abzustimmen, daß die In- 
sassen bei einem Frontalaufprall des Fahrzeugs auf 
eine feste Barriere bei höheren Geschwindigkeiten 
— in den USA: 80 km/h — im allgemeinen ohne 
ernsthafte Verletzungen überleben können. Die bis- 
herigen Versuche haben ergeben, daß bei Abstel- 
lung der Aufprallgeschwindigkeit auf 80 km/h die 
Fahrzeuge nach Größe, Gewicht und Antriebslei- 
stung so dimensioniert sein müßten, daß sehr viel 
höhere Kosten für die Anschaffung, die Unterhal- 
tung und den Betrieb entstünden. Die Bundesregie- 
rung wird mit anderen interessierten Regierungen 
im Benehmen mit der deutschen Automobilindu- 
strie und der Versicherungswirtschaft prüfen, ob 
die bisher gesammelten Erfahrungen es zweckmä- 
ßig erscheinen lassen, die Experimente auf niedri- 
gere Aufprallgeschwindigkeiten auszurichten. 


Abschnitt V 

straßenbauliche und straßenverkehrstechnische Maßnahmen: 


Verkehrslenkung 


48. Beiträge zur Verkehrssicherheit durch Neubau, 
Verbesserung, Erhaltung der Bundesfernstraßen 

Das Netz der Bundesautobahnen und Bundesstraßen 
wird weiterhin durch den Bau neuer Strecken fort- 
laufend ausgebaut. Der Bundesminister für Verkehr 
wird daneben mehr als bisher die Substanz des vor- 


handenen Straßennetzes erhalten und verbessern, 
um damit auch Unfallschwerpunkte im Straßennetz 
zu entschärfen. In beiden Fällen wird auch der Ver- 
kehrssicherheit gedient: Neubaustrecken entlasten 
das vorhandene Netz, beim Neubau wie beim Aus- 
bau werden die neuesten Erkenntnisse der Sicher- 
heitstechnik angewendet. 
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49. Mehr Sicherheit I 

durch Trennung der Verkehrsarten ! 

Verkehrsunfälle lassen sich vermeiden, wenn die | 
Kollisionsmöglichkeiten im Straßenverkehr durch j 
eine weitgehende Trennung des fließenden Ver- I 
kehrs vom ruhenden und vom Fußgängerverkehr 
sowie der Fahrzeugarten untereinander vermindert 
werden. Diesem Gesichtspunkt werden Straßenpla- | 
nung, Straßenneubau und -ausbau verstärkt Rech- | 
nung tragen. I 


50. Ermittlung und Beiseitigung örtiicher 
Unfailschwerpunkte 

Zur Beseitigung örtlicher Unfallschwerpunkte ist es 
zunächst erforderlich, die kritischen Stellen im 
Straßennetz nicht allein nach ihrer Unfallhäufigkeit 
zu ermitteln, sondern sie auch darauf zu untersu- 
chen, welche Straßenmerkmale ggf. zu typischen 
Unfallverläufen geführt haben. Dieser Untersu- 
chung dienen Unfalltypensteckkarten, die einheit- 
lich im gesamten Bundesgebiet eingeführt werden 
sollen. Dabei wird die besondere Situation groß- 
städtischer Bereiche berücksichtigt. Bei der Aus- 
wertung der Ergebnisse mit dem Ziel, die örtlich je- 
weils erforderlichen Verbesserungsmaßnahmen un- 
verzüglich einzuleiten, werden in einigen Ländern 
mit gutem Erfolg besondere Verkehrskommissionen 
eingesetzt. 

Die überörtliche Auswertung der Ergebnisse für die 
allgemeine Unfallursachenforschung, die Ermittlung 
der Auswirkungen bestimmter Straßenmerkmale 
auf das Unfallgeschehen sowie die überregionale 
Festlegung der Prioritäten bei der Entschärfung 
oder Beseitigung der Unfallschwerpunkte soll künf- 
tig mit Hilfe der im Aufbau befindlichen Straßenda- 
tenbanken erfolgen. 

In vielen Fällen werden sich Unfallschwerpunkte 
mit verhältnismäßig geringem Aufwand durch Ver- 
besserungen an den Verkehrszeichen, verkehrstech- 
nischen Einrichtungen, Markierungen und Lichtzei- 
chenanlagen beseitigen oder zumindest wesentlich 
entschärfen lassen. Je nach Lage des Einzelfalles 
werden aber auch aufwendigere straßenbauliche 
Maßnahmen wie Kurvenbegradigungen, Knotenver- 
besserungen, Straßenverlegungen und Ortsumge- 
hungen sowie Unter- oder Überführungen vorge- 
nommen werden. 


51. Weitere Maßnahmen 

Ferner beabsichtigt der Bundesminister für Ver- 
kehr, im bestehenden Bundesfernstraßennetz 

— die älteren Bundesautobahnen, u. a. durch Anla- 
ge von Beschleungigungs- und Standstreifen, 
den Verkehrserfordernissen anzupassen; 

— zusätzliche Fahrstreifen an Steigungsstrecken 
entsprechend den Erfordernissen anzulegen; 

— zweibahnige Bundesfernstraßen, die im Mittel- 
streifen noch nicht gesichert sind, mit doppelten 
Distanzschutzplanken auszustatten; 


— besonders blendungsgefährdete Autobahnab- 
schnitte mit Blendschutzeinrichtungen zu ver- 
sehen; 

— in verstärktem Umfang Wildschutzzäune zu er- 
richten; 

— die Kennzeichnung und Sicherung von Straßen- 
baustellen zu verbessern und zu vereinheitli- 
chen. 


52. Beleuchtung — Nebelwarngeräte 

Im Bundesfernstraßennetz sind außerhalb geschlos- 
sener Ortschaften z. Z. ca. 110 km Strecke ortsfest 
beleuchtet. Durch einen Großversuch soll geprüft 
werden, ob die Beleuchtung hochbelasteter Strek- 
ken für die Leichtigkeit und Sicherheit des Ver- 
kehrs einen im Verhältnis zum Aufwand ausrei- 
chenden Nutzen erbringt. Die Kosten belaufen sich 
bei Autobahnen auf rd. 250 000 DM pro km für die 
Installation und rd. 25 000 DM pro km jährlich für 
den Betrieb. 

An zwei Stellen im Autobahnnetz, an denen örtlich 
begrenzt häufig Nebel auftritt, wird z. Z. die Wirk- 
samkeit von Nebelwarnanlagen erprobt. Die Ein- 
richtungskosten für eine Anlage betragen bei etwa 
4 km Länge rd. 1/2 Million DM. Die Versuche sind 
noch nicht abgeschlossen. Zur Vorbereitung der 
Entscheidung über die Anlage weiterer Nebelwarn- 
anlagen führt der Bundesminister für Verkehr bei 
den Ländern eine Erhebung über die Verhältnisse 
im gesamten Bundesautobahnnetz durch. 


53. Wechselverkehrszeichen - Wechselwegweiser 

Verkehrsbeeinflussungsanlagen mit Wechselver- 
kehrszeichen und Wechselwegweisern können in 
hochbelasteten Teilen des Bundesfernstraßennetzes 
wesentlich dazu beitragen, die vorhandenen Stra- 
ßenkapazitäten voll auszunutzen. Mit diesen Anla- 
gen wird der Verkehrsablauf durch Detektoren er- 
faßt und in Zentralen elektronisch verarbeitet. Auf 
der Bundesautobahn Salzburg-München hat sich 
eine Wechselverkehrszeichenanlage im Bereich des 
Hofoldinger Forstes bereits bewährt und zu einem 
Rückgang der Anzahl und insbesondere der Schwe- 
re der Unfälle geführt. Auf einer Versuchsstrecke 
der Autobahn Köln-Frankfurt/M soll durch lau- 
fende Erfassung des Verkehrsablaufs ermöglicht 
werden, rechtzeitig Maßnahmen gegen einen Zu- 
sammenbruch des Verkehrs einzuleiten. 

Nach einem vom Bundesminister für Verkehr auf- 
gestellten Rahmenplan wird weiter zunächst das 
Teilnetz der Bundesautobahn im Raum Frankfurt/M- 
Darmstadt-Heidelberg mit einer Wechselwegweiser- 
anlage so ausgestattet, daß die Verkehrsströme 
nach Bedarf über Alternativrouten gelenkt werden 
können. Die Anlage wird rd. 8 Millionen DM ko- 
sten. Sobald genügend Erfahrungen vorliegen, sol- 
len auch andere hochbelastete Teile des Bundes- 
fernstraßennetzes stufenweise mit Verkehrsbeein- 
flussungsanlagen ausgerüstet werden. 
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54. Verbesserung der Sicherheit an Bahnübergängen 

Die Bundesregierung wird weiterhin die Beseiti- 
gung höhengleicher Bahnübergänge fördern. Zu- 
gleich wird die Deutsche Bundesbahn nach einem 
im Jahre 1973 mit dem Bundesminister für Verkehr 
abgestimmten Sonderprogramm vorhandene 
Schranken signalabhängig machen und bestehende 
Blinklichtanlagen durch Halbschranken ergänzen. 
Die Signalabhängigkeit der Schranken verhindert 
die Freigabe der Eisenbahnsignale bei offenen 
Schranken oder das öffnen von Schranken, solange 
Züge den Bahnübergang nicht geräumt haben; 
Halbschranken erzwingen die Beachtung der opti- 
schen Signale. 


55. Verkehrsplanungen der Gemeinden 

Die Verkehrsplanungen der Gemeinden im Rahmen 
ihrer Bauleitplanungen können einen wesentlichen 
Beitrag zur Verkehrssicherheit leisten. Nach dem 
Bundesbaugesetz haben sich die Bauleitpläne u. a. 
nach der Sicherheit der Bevölkerung zu richten. Zu 
diesem allgemeinen Grundsatz sind unter Beteili- 
gung des Bundes und der Kommunalen Spitzenver- 
bände von den Ländern „Richtlinien für die Berück- 
sichtigung des Verkehrs im Städtebau" auf gestellt 
worden. Hierin wird insbesondere gefordert: 

— - Grundschulen sollen innerhalb ihres Einzugsbe- 

reichs möglichst zentral und so gelegen sein, 
daß ein gefahrloser Zugang gewährleistet ist. 
Weiterführende Schulen sollen durch öffentliche 
Verkehrsmittel erreichbar sein. 

— Für den fließenden und ruhenden Verkehr sind 
möglichst getrennte Flächen vorzusehen. 

— Sichtfelder und Sichtdreiecke an Kreuzungen 
und Einmündungen sind frei zu halten. 

— Getrennte Flächen und ggf. getrennte Netze für 
die einzelnen Verkehrsmittel sowie für Radfah- 
rer und Fußgänger sind zu schaffen, soweit dies 
nach den örtlichen Verhältnissen geboten ist. 

Diese Richtlinien sollen fortentwickelt werden. Da- 
bei wird mit besonderem Nachdruck das. Ziel ver- 
folgt werden, die Unfallgefahren für die besonders 
gefährdeten Verkehrsteilnehmer — Kinder, Fußgän- 
ger und Radfahrer — bereits durch die Planung der 
Verkehrsanlagen zu vermindern. Der Schaffung von 


Abschnitt VI 

Rettungswesen 

57. Neuordnung des Rettungswesens 

Das Unfallrettungswesen ist bundesweit stufenwei- 
se neu zu ordnen und weiter auszubauen. In den 
größeren Städten gibt es zwar im allgemeinen eine 
gut funktionierende Unfallrettung. Es fehlt jedoch 


verkehrsberuhigten Zonen kommt hierbei besonde- 
re Bedeutung zu. 

56. Verkehrswarnfunk 

Der Verkehrswarnfunk kann bei Verkehrsstauun- 
gen wesentlich zur Verbesserung der Sicherheit 
beitragen. Alle Landesrundfunkanstalten strahlen 
z. Z. Verkehrsdurchsagen der Polizei aus. Die Sen- 
dungen laufen unterschiedlich im I., 11. oder III. 
Programm über UKW, Mittelwelle oder Kurzwelle. 
Diese Vielfalt beeinträchtigt die Wirksamkeit der 
Verkehrsdurchsagen erheblich. 

Der Bundesminister für Verkehr hat daher zur Ver- 
einheitlichung des Verkehrswarnfunks in Abstim- 
mung mit den Innnenministern und Verkehrsmini- 
stern der Länder den Rundfunkanstalten die folgen- 
de Konzeption vorgeschlagen: 

Alle Landesrundfunkanstalten ändern ihre Pro- 
grammstruktur in der Weise, daß über die UKW- 
Sender des III. Programms täglich mindestens von 
6.00 Uhr bis 19.00 Uhr ein leichtes Unterhaltungs- 
programm gesendet wird, das jederzeit mit Ver- 
kehrsdurchsagen unterbrochen werden kann. Dies 
haben bisher nur der Hessische und der Bayerische 
Rundfunk verwirklicht. Als Übergangslösung wer- 
den Verkehrsdurchsagen nur noch im 1. oder II. 
Programm über UKW gesendet. Dabei sollen Mel- 
dungen der Polizei über akute Verkehrsstörungen 
auf Bundesautobahnen und Bundesstraßen sofort in 
die laufenden Sendungen eingeblendet werden 
können. Darüber hinaus sollen alle Rundfunkanstal- 
ten bundeseinheitlich entweder zur vollen oder zur 
halben Stunde eine Kurzübersicht über die Ver- 
kehrslage auf dem Fernstraßennetz des Sendegebie- 
tes durchgeben. 

Da von jedem UKW-Sender im allgemeinen drei 
Frequenzen abgestrahlt werden und damit drei ver- 
schiedene Programme empfangen werden können, 
ist die Einstellung des Autoradios während der Fahrt 
oft schwierig und kann den Fahrer vom Verkehr 
ablenken. Die deutsche Rundfunkindustrie hat da- 
her die Ausstrahlung von unhörbaren sogenannten 
Pilot-Tönen mit Hilfsfrequenzen entwickelt, die in 
einem Zusatzteil des Autoradios ausgewertet wer- 
den. Damit werden ohne besondere Einstellung nur 
noch Programme mit Verkehrsdurchsagen gehört. 
Außerdem schaltet sich mit diesem Gerät das Auto- 
radio automatisch ein, wenn Verkehrsmeldungen 
gesendet werden. 


an einem einheitlichen Netz mit gleichmäßigem 
Leistungsniveau, das vor allem auch die ländlichen 
Gebiete einschließt. Bei den hierfür erforderlichen 
hohen Aufwendungen ist zu berücksichtigen, daß 
ein jederzeit schnell und zweckmäßig funktionie- 
rendes Rettungssystem außer den Verkehrsunfall- 
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opfern auch der weit größeren Zahl der anderen 
Notfallpatienten — akute Notfälle, Unfälle in Beruf, 
Haushalt und Freizeit — zugute kommt. 

Aufbau und Durchführung des Rettungswesens ist 
grundsätzlich Angelegenheit der Länder. Der Bund 
hat es jedoch seit je als eine wichtige Aufgabe an- 
gesehen, im Rahmen seiner verfassungsrechtlichen 
Zuständigkeit und in enger Zusammenarbeit mit 
den Ländern an der überregionalen Verbesserung 
und Koordinierung der Unfallrettung mitzuwirken. 
Insoweit liegt für einige wichtige Teilgebiete auch 
die Gesetzgebungskompetenz beim Bund. 

58. Einheitliche Landesgesetze — 

Modell überregionaler Rettungsdienst 

Bund und Länder haben 1972 ein Muster für ein- 
heitliche Landesgesetze über den Rettungsdienst er- 
arbeitet, das eine Regelung für die Organisation 
und Finanzierung des Rettungsdienstes vorschlägt. 
Auf der Grundlage dieses Musters sind Landesge- 
setze in Vor'bereitung. 

Der Deutsche Verkehrssicherheitsrat beabsichtigt, 
zusammen mit dem Lande Bayern und dem Bayeri- 
schen Roten Kreuz in einem größeren, überwiegend 
ländlich strukturierten Gebiet einen Modellversuch 
durchzuführen, in dem alle Stationen der Unfallret- 
tung von der Meldung bis zur Versorgung im Kran- 
kenhaus zu einem System zusammengefaßt sind. 
Damit sollen Erfahrungen für den bestmöglichen 
Aufbau eines überregionalen Rettungsdienstes ge- 
sammelt werden. Der Bundesminister für Verkehr 
wird diesen Versuch in den nächsten drei Jahren 
mit rd, 1 Million DM unterstützen. 


59. Einsatz von Hubschraubern 

Die Bundesressorts haben in den vergangenen Jah- 
ren mehrere Modellversuche mit Hubschraubern 
durchgeführt. Der erste Versuch, der in München 
vom Allgemeinen Deutschen Automobil-Club in Zu- 
sammenarbeit mit dem Bayerischen Roten Kreuz 
und mit Unterstützung des Bundesministers für 
Verkehr betrieben wurde, ist durch drei gleicharti- 
ge Projekte des Bundesministers des Innern in 
Frankfurt, Köln und Hannover erweitert worden; 
daneben laufen drei Projekte des Bundesministers 
der Verteidigung {Testrettungszentren in Ulm, Ko- 
blenz und Hamburg) sowie ein Modell der Deut- 
schen Rettungsflugwacht e. V. in Stuttgart. 

Der Bundesminister des Innern haben die positiven 
Ergebnisse seiner Modellversuche veranlaßt, im 
Rahmen des Katastrophenschutzes einen Hub- 
schrauberdienst für das gesamte Bundesgebiet auf- 
zubauen, der auch für Zwecke des Rettungsdienstes 
zur Verfügung steht. Die Stationierung erfolgt nicht 
in einer schematischen Abdeckung des Bundesge- 
bietes, sondern nach den Erfordernissen des Kata- 
strophenschutzes und Rettungsdienstes. Bei der 
Standortplanung werden die vorhandenen Einrich- 
tungen berücksichtigt. Unter diesen Voraussetzun- 
gen sind insgesamt etwa 15 bis 20 Stationen erfor- 


derlich. Zu den zur Zeit vorhandenen Stationen 
werden noch im Laufe dieses Jahres die Stationen 
Ludwigshafen und Bremen hinzukommen. 

60. Gesetz über die Beförderung von Personen 

mit Krankenkraftwagen 

Nachdem die Bundesregierung 1973 dem Deutschen 
Bundestag den Entwurf eines Gesetzes über den Be- 
ruf des Rettungssanitäters zugeleitet hat, wird sie 
noch in dieser Legislaturperiode den Entwurf eines 
Gesetzes über die Beförderung von Personen mit 
Krankenkraftwagen verabschieden. Mit diesem Ge- 
setz soll der Krankentransport vereinheitlicht wer- 
den. Ausrüstung und Besetzung der Krankenkraft- 
wagen sollen den heutigen Anforderungen ange- 
paßt werden. Nur in der modernen Notfallmedizin 
geschultes Personal ist in der Läge, ggf. lebensret- 
tende Versorgungen an der Unfallstelle und wäh- 
rend des Transports vorzunehmen. Es ist vorgese- 
hen, daß nur noch genormte Fahrzeuge eingesetzt 
werden und die Unternehmer der Beförderungs- 
pflicht unterliegen. 

Der Bundesminister für Verkehr und das Deutsche 
Rote Kreuz fördern Forschungsai'beiten zur Verbes- 
serung der Federungs- und Schwingungsverhältnis- 
se bei Krankenkraftwagen, die zur Entwicklung ei- 
nes für den Notfallpatienten verträglicheren Kran- 
kenkraftwagens führen sollen. 

61. Notruf 110- 

Notrufsäulen an Bundesfernstraßen 

Erste und wesentliche Bedingung für eine erfolgrei- 
che Rettung ist die schnellstmögliche Unfallmel- 
dung. Dazu sind der weitere Ausbau des einheitli- 
chen Notrufs 110 im gesamten Bundesgebiet und 
die Einführung eines münzfreien Notrufs über öf- 
fentliche Münzfernsprecher notwendig. Die Deutsche 
Bundespost hat für den einheitlichen Notruf eine 
neue, moderne Technik entwickelt, die auch den 
münzfreien Notruf ermöglicht. 

Die Regierungschefs von Bund und Ländern sind 
übereingekommen, diese Vorhaben zu verwirkli- 
chen. Die Deutsche Bundespost übernimmt die Vor- 
finanzierung der gesamten Investitionskosten ein- 
schließlich der Kosten für Montageleistungen und 
der Einrichtungs- und Anschlußgebühren. Die Bun- 
desländer werden diese vorfinanzierten Beträge 
über monatliche Gebühren zurückerstatten. 

Die Bundesautobahnen sind auf einer Länge von 
4 560 km in. Abständen von 2 km mit Notrufsäulen 
ausgestattet. In den nächsten Jahren werden 
350 km autöbahngleiche Bundesstraßen zu Bundes- 
autobahnen aufgestuft und erhalten damit ebenfalls 
Notrufsäulen. Darüber hinaus wäre es — zunächst 
vor allem in dünn besiedelten Gebieten — wün- 
schenswert, auch Bundesstraßen und andere Stra- 
ßen entsprechend auszurüsten. Die Bundesregie- 
rung prüft gemeinsam mit den Ländern, welche 
Wege zur Finanzierung dieses Vorhabens beschrif- 
ten werden können. 
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62. Koordinierung und Intensivierung 
der Unfallforschung 

Zur Verbesserung der Sicherheit im Straßenverkehr 
ist die ständige Anwendung neuer wissenschaftli- 
cher Erkenntnisse der Verkehrs- und Unfallfor- 
schung eine wesentliche Voraussetzung. Die For- 
schung ist auf diesem Gebiet ebenso wie im Aus- 
land noch zu sehr zersplittert, und die Forschungs- 
kapazitäten sind auf wesentlichen Gebieten noch 
unzureichend. 

Der Bundesminister für Verkehr hat daher die Bun- 
desanstalt für Straßenwesen beauftragt, als zentra- 
les Institut die Unfallforschung zu koordinieren, 
Forschungsaufträge zu erteilen und selbst ergän- 
zende Forschungen durchzuführen sowie die For- 
schungsergebnisse auszuwerten. Zu diesem Zweck 
ist die Organisation der Bundesanstalt um den Be- 
reich Unfallforschung erweitert worden. Im Jahre 
1972 hat sie ihre neue Tätigkeit mit zunächst 15 
Kräften aufgenommen. Die personelle und sächliche 
Ausstattung wird in den nächsten Jahren wesent- 
lich erweitert. 

Die Bundesanstalt für Straßenwesen wird ihre wis- 
senschaftlichen Untersuchungen nach Aufgaben- 
stellung und Durchführung so anlegen, daß die Er- 
gebnisse möglichst unmittelbar in die Praxis umge- 
setzt oder als wesentliche Entscheidungskriterien 
für praktische Maßnahmen verwendet werden kön- 
nen. Dabei wird sie vom Kraftfahrt-^Bundesamt un- 
terstützt. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, für Zwecke der 
Unfallforschung durch die Bundesanstalt für Stra- 
ßenwesen im Haushaltsjahr 1974 4,2 Millionen DM 
bereitzustellen. Diese Mittel sollen entsprechend 
den wachsenden Aufgaben und in Anpassung an 
den angestrebten Ausbau der Bundesanstalt in die- 
sem Bereich in den folgenden Jahren angemessen 
erhöht werden. 

63. Forschungsschwerpunkte 

Schwerpunkte der Untersuchungen sind, 

— den gegenwärtigen Stand und die voraussichtli- 
che Entwicklung des Verkehrs- und Unfallge- 
schens aufzuzeigen und deren Komplexität ins- 
gesamt und in Einzelbereichen durchsichtiger zu 
machen; 

— Grundlagen für künftige Maßnahmen und deren 
Verwirklichung zu schaffen, insbesondere Beur- 
teilungskriterien für Aufwand/Wirksamkeits-Be- 
trachtungen zu entwickeln; 

— verbesserte Methoden für Erfolgskontrollen zu 
entwickeln und Erfolgskontrollen durchzufüh- 
ren. 


Die Bundesanstalt für Straßenwesen wird hiernach 
u. a. im einzelnen zunächst zu den folgenden The- 
menkreisen Untersuchungen durchführen: 

— Verbesserung und Verfeinerung der Unfalldaten- 
erhebung für die Unfall- und Unfallursachen- 
forschung; 

— Analyse der Fußgänger- und Radfahrunfälle un- 
ter besonderer Berücksichtigung des Verhaltens 
von Kindern und älteren Menschen; 

— Entwicklung von Beurteilungskriterien für Auf- 
wand/Wirksamkeits-Betrachtungen bei künfti- 
gen Maßnahmen zur Hebung der Straßenver- 
kehrssicherheit; 

— Entwicklung von Beurteilungskriterien für Er- 
folgskontrollen unter besonderer Berücksichti- 
gung von Erziehungs- und Aufklärungsaktio- 
nen: 

— Unfallbeteiligung und Fahreignung bestimmter 
Kraftfahrergruppen; 

— typische Fehlverhaltensweisen von Fahranfän- 
gern, Entwicklung geeigneter Einwirkungsmög- 
lichkeiten; 

— umfassende Prüfung ausländischer Sicherheits- 
maßnahmen auf ihre Anwendbarkeit in der Bun- 
desrepublik; 

— bestmögliche Organisation des gesamten Ret- 
tungswesens; 

— biomechanische Grundlagenforschung zur Aus- 
schaltung vermeidbarer physischer Belastungen 
und zur Verringerung der Verletzungsgefahren 
innerhalb und außerhalb des Fahrzeugs; 

— Verbesserung der Informationsbedingungen für 
den Kraftfahrer; 

— Entwicklung von verbesserten Methoden zur Er- 
kennung und Analyse örtlicher Unfallschwer- 
punkte; 

— technische Weiterentwicklung von Verkehrslen- 
kungssystemen. 

64. Förderung weiterer Forschungsvorhaben 

Darüber hinaus ist die Bundesregierung an einer 
Aktion im Rahmen der wissenschaftlichen und 
technischen Zusammenarbeit bei den Europäischen 
Gemeinschaften beteiligt, die in einem Teilpro- 
gramm die Entwicklung „Elektronischer Hilfen für 
den Verkehr auf großen Fernverkehrsstraßen" zum 
Inhalt hat. Ergänzend hierzu fördert der Bundesmi- 
nister für Forschung und Technologie derzeit die 
Entwicklung eines autarken Abstandswarngerätes 
für Kraftfahrzeuge und eines mobilen Radarsensors 
zur Verkehrserfassung auf langen Straßenabschnit- 
ten oder Knotenpunkten. 
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Ferner wird der Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit die Entwicklung eines Verfahrens 
zur Feststellung des Drogeneinflusses bei Kraftfah- 


Schlußbemerkung 


Die Bundesregierung legt dieses Programm vor, um 
die hohe gesellschaftspolitische Bedeutung und den 
besonderen Stellenwert der Bemühungen um die Er- 
höhung der Sicherheit auf den Straßen deutlich zu 
machen. Sie folgt damit dem Auftrag, den sie sich 
in der Regierungserklärung des Bundeskanzlers am 
18. Januar 1973 selbst erteilt hat. 

Gleichzeitig will sie ihre Entschlossenheit zum 
Ausdruck bringen, alles in ihrer Verantwortung 
und ihren Möglichkeiten Liegende zu tun, um die 
Zahl der Straßenverkehrsunfälle zu senken und ihre 
Folgen zu mildern. Dazu hat sie in dem Programm 
alle Maßnahmen zusammengefaßt, die in den näch- 
sten Jahren auf den Gebieten 

— Verkehrsaufklärung und Verkehrserziehung, 

— Gesetzgebung und Exekutive, 

— Technische Ausstattung der Kraftfahrzeuge, 

— Straßenbau und Straßenverkehrstechnik, 


rern und psychologisch-gerontologische Grundlagen- 
untersuchungen über Ursachen und Motive von 
Fehlverhaltensweisen älterer Fußgänger fördern. 


— Rettungswesen 
diesem Ziel dienen können. 

Die Bundesregierung will aber auch alle Kräfte, de- 
nen in diesem Bereich Verantwortung obliegt, oder 
die in anerkennenswerter Weise selbst Verant- 
wortung übernommen haben, dazu anspornen, ihre 
Bemühungen zu verstärken. 

Sie will nicht zuletzt jeden einzelnen Bürger an- 
sprechen und ihn auffordern, den Gefahren des 
Straßenverkehrs mit mehr Sicherheitsbewußtsein zu 
begegnen. Jeder Teilnehmer am Straßenverkehr 
sollte der Aufforderung des Deutschen Verkehrssi- 
cherheitsrates zu einem Klimawechsel im Verkehr, 
zu mehr Partnerschaft folgen. Nur wenn jeder ein- 
zelne sich selbst in Verantwortung nimmt und sie 
nicht immer nur bei den anderen sucht, wird den 
gemeinsamen Bemühungen um mehr Sicherheit auf 
unseren Straßen ein voller Erfolg beschieden 
sein. 


20 



Deutscher Bundestag — 7 , Wahlperiode 


Drucksache 7/1283 


Anhang 

Statistische Angaben über die Unfattentwicklung 
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Vorbemerkung 

Die nachstehenden Angaben sind der amtlichen 
Straßenverkehrsunfallstatistik entnommen, die vom 
Statistischen Bundesamt geführt wird (Methodische 
Erläuterungen: Anlage 1). 

1. Straßenverkehrsunfälle im Bundesgebiet 

Im Jahr 1972 ereigneten sich im Bundesgebiet 
1 381 000 Straßenverkehrsunfälle. Während bei 
1 002 000 Fällen (73 Vo) nur Sachschaden auftrat, 
wurden bei 378 775 (27 Vo) Unfällen mit Personen- 
schaden 18 811 Personen getötet und 528 527 ver- 
letzt. Gegenüber dem Jahr 1971 hat sich die Zahl 
aller Unfälle um rd. 42 000 (+ 3,1 Vo) und die der 
Unfälle mit Personenschaden um 9 598 (+ 2,6+o) 
erhöht. Die Zahl der Getöteten stieg um 58 oder 
0,3 Vo und die der Verletzten um 10 468 oder 2,0 Vo 
(Anlage 2). 

2. Entwicklung innerhalb des Jahres 1972 

Die Zahl der Unfälle mit Personenschaden verteilte 
sich 1972 wie in den Vorjahren auf die einzelnen 
Monate des Jahres, wobei im Juni und Juli mit je- 
weils mehr als 35 000 Unfällen jahreszeitlich der 
Höhepunkt der Unfallkurve erreicht wurde. Die 
reinen Sachschadensunfälle hatten dagegen mit dem 
frühen Einbruch des Winters ihren Schwerpunkt mit 
94 000 Unfällen im November 1972 (Anlage 3). 

Innerhalb der Unfälle mit Personenschaden zeigen 
die mit tödlichem Ausgang 1972 einen im Vergleich 
zu den Vorjahren anderen saisonalen Verlauf. Wäh- 
rend früher die Zahl der Getöteten zum Jahresende 
hin anstieg, blieb 1972, beginnend mit August, diese 
Entwicklung aus. Vor allem im September, Oktober 
und November lagen die Zahlen der Unfalltoten 
deutlich hinter denen von 1971. Diese Wende bei 
den tödlichen Unfällen hat das Bild der Unfallent- 
wicklung 1972 erheblich verändert. Sie war mit ein 
Grund dafür, daß die Unfallentwicklung 1972 insge- 
samt günstiger verlief, als dies angesichts der um 
6 +0 gestiegenen Unfälle mit Personenschaden in der 
ersten Jahreshälfte zu erwarten war (Anlage 3). 

3. Unfalfentwicklung in den Bundesländern 

Die für das Jahr 1972 festzustellende Zunahme der 
Unfälle mit Personenschaden um 2,6 +o ist mit mehr 
oder weniger großen Abweichungen in allen Bun- 
desländern festzustellen. Im Saarland war mit 6,0 +o 
der größte Anstieg zu registrieren, während in Nord- 
rhein-Westfalen mit einem Plus von 0,1 +o die Zahl 
dieser Unfälle fast unverändert blieb (Anlagen 4, 5). 

Die tödlichen Unfälle entwickelten sich, gemessen 
an den prozentualen Zu- oder Abnahmen, in den 
Bundesländern noch unterschiedlicher. Während die 
Zahl der Getöteten in Berlin um 9,7 +o, in Schleswig- 
Holstein um 7,1 + 0 , in Nordrhein-Westfalen um 3,4 +o 


und in Rheinland-Pfalz um 2,3 zurückging, nahm 
sie im Saarland um 12,2 +o, in Hamburg und Baden- 
Württemberg um je 5,2 +o, in Hessen und Nieder- 
sachsen um je 2,2 +o sowie in Bayern um 1,2 ®/o und 
in Bremen um 0,9 +o zu. 

Bei einem Vergleich verhältnismäßig kleiner Zahlen, 
wie sie vor allem bei Angaben über die Stadtstaaten 
auftreten, muß jedoch beachtet werden, daß sich eine 
zahlenmäßig kleine Zu- oder Abnahme als hohe 
prozentuale Abweichung gegenüber dem Vorjahr 
darstellen kann. 

4. Kraftfahrzeugbestand und Straßenverkehrsunfälle 

Die motorisierten Fahrzeuge haben von Mitte 1971 
bis MÜte 1972 von 19,3 Millionen auf 20,5 Millionen, 
also um 6,2 +o zugenommen. Demgegenüber ist die 
Zahl der Unfälle im Jahr 1972 um 3,1 +o und die der 
Unfälle mit Personenschaden um 2,6 +o gestiegen 
(Anlage 2). 

5. Unfallrisiko je 100000 Einwohner 

Bezogen auf die Einwohnerzähl, geben die Getöte- 
ten und Verletzten das Unfallrisiko für den einzel- 
nen wieder. Dieses hatte sich in den Jahren 1953 
bis 1970 von 22,0 auf 31,6 Getötete je 100 000 Ein- 
wohner er^höht, 1971 verringerte sich diese Zahl 
auf 30,6 und 1972 auf 30,5. Bei den Verletzten lau- 
ten die entsprechenden Zahlen: 605 (1953), 877 
(1970), 845 (1971) und 857 (1972) (Anlage 6). 

6. Unfallrisiko je 1 000 motorisierte Fahrzeuge 

Die hohen Unfallzahlen des Jahres 1970 hatten das 
sich seit 1953 ständig verbessernde Verhältnis von 
Unfällen mit Personenschaden je 1 000 motoT^isierte 
Fahrzeuge erstmals verschlechtert. Während im 
Jahre 1953 auf 1 000 motorisierte Fahrzeuge 57,9 Un- 
fälle mit Personenschaden entfielen, waren es 1969 
nur noch 20,5 Unfälle. 1970 dagegen stieg diese 
Kennzahl auf 21,0 Unfälle; 1971 und 1972 setzte 
sich mit 19,1 und 18,5 Unfällen wieder die lang- 
jährig fallende •Tendenz fort (Anlage 6). 

7. Verhältnis Verunglückte und Unfälle 
mit Personenschaden 

Das Risiko, bei einem Unfall mit Personenschaden 
getötet oder verletzt zu werden, gibt das Ver^hältnis 
zwischen Verunglückten (Getötete und Verletzte) 
und diesen Unfällen wieder. Im Jahre 1972 stieg die 
Zahl der Verunglückten mit 2,0 +o nicht im gleichen 
Maße wie die der Unfälle mit Personenschaden 
(+ 2,6 Vo). Hierdurch verringerte sich die Anzahl 
der Verunglückten je 1 000 Unfälle mit Personen- 
schaden geringfügig von 1 454 im Jahre 1971 auf 
1 445 im Jahre 1972. 

Diese Verhältniszahl liegt jedoch immer noch über 
der des Jahres 1969. Hieraus ergibt sich, daß sich 
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die Unfallfolgen 1972 gegenüber 1971 und 1970 zwar 
gemildert 'halben, jedoch bei den Unfällen immer 
noch möhr Vemng'lüchte zu verzeichnen sind als in 
den vor 1970 liegenden Jahren (Anlage 6). 


8. Unfallrisiko in der Bundesrepublik Deutschland 
im Jahre 1971 im Vergleich zum Ausland 

Ein Vergleich des UnfaUgeschehens in den einzel- 
nen Staaten anhand der jeweiligen statistischen An- 
gaben ist nur unter erheblichen Vorbehalten mög- 
lich. Er hat zunächst zur Voraussetzung, daß Kraft- 
fahrzeuge, Unfälle und Unfallfolgen nach gleichen 
Merkmalen erfaßt werden. Darüber hinaus hängt 
ein Vergleich auch von der Gleichheit oder zumin- 
dest Ähnlichkeit der für den Straßenverkehr eines 
Landes maßgeblichen weiteren Umstände wie Be- 
völkerungsdichte, Art und Umfang des Straßenver- 
kehrs und damit der Verkehrsdichte sowie der Zu- 
sammensetzung des Kraftfahrzeugbestandes ab. Die- 
sen Forderungen entspricht die Gegenüberstellung 
des UnfaUgeschehens in der Bundesrepublik 
Deutschlanld mit dem der europäischen Länder und 
der Vereinigten Staaten von Amerika nicht. Schließ- 
lich läßt die sehr unterschiedliche Begriffsbestim- 
mung des im Straßenverkehrs Getöteten einen un- 
mittelbaren Vergleich nicht zu {Anlage 7). 

Ein Vergleich der Getöteten, bezogen auf die Ein- 
woihnerzahl oder die Anzähl der Kraftfahrzeuge, 
verbietet sich daher. Die Angaben über die Ver- 
unglückten je 100 000 Einwoihner sind dher ver- 
gleichbar. Hier liegt die Bundesrepubliik nach Bel- 
gien, Österreich und den USA an vierter Stelle der 
Unfallhäufigkeit, und beim Vergleich der Ver- 
unglückten je 1 000 Kraftfahrzeuge belegt sie den 
dritten Platz. 


9. Getötete und Verkehrsbeteillgung 

Entgegen der Gesamtentwicklung, die im Jahre 1972 
nur geringfügig me'hr Unfalltote verzeichnet als im 
Jahr 1971, hat die Zahl der im Pkw tödlich Ver- 
unglückten gegenüber 1971 um 3,0 Vo auf 9 457 zu- 
genommen. Eine stäi^kere Zunähme war bei den 
Kraftradfahrern zu verzeichnen. 1972 verunglückten 
969 von ihnen tödlich. Das waren 102 oder ll,8Vo 
mehr als 1971. Diese Entwicklung ist eine Folge des 
zunehmenden Verköhrs insbesondere mit schweren 
und schnellen Krafträdern. Radfahrer und Moped- 
fahrer wurden dagegen 1972 nicht mehr so häufig 
wie 1971 ln tödliche Unfälle verwickelt. 

Auch der Fußgängerverkehr war 1972, vor allem 
außerorts, nicht möhr so gefährdet wie 1971. Die 
Zahl der bei Straßenverkehrsunfällen getöteten Fuß- 
gänger ging um 282 oder 5,1 Vo auf 5 295 zurück 
(Anlage 8). 

Die getöteten Pkw-Insiassen machten 1972 die Hälfte 
(50,3 ö/o) aller Verkehrstoten aus (1971: 49,0 0 / 0 ). Der 
Anteil der Fußgänger mit 28,1 0/0 (1971: 29,7 0 / 0 ) und 
der Radfahrer mit 9,0 0/0 (1971: 9,2 0 / 0 ) an der Ge- 
samtzahl der Verkehrstoten ist dagegen zurückge- 
gangen. 


10. Straßenverkehrsunfälle der Kinder 

Im Jahre 1972 verunglückten bei Straßenverkehrs- 
unfällen im Bundesgebiet 73 493 Kinder bis 14 Jah- 
ren. 2 114 oder 2,9 0/0 erlitten dabei tödliche Verlet- 
zungen. Mehr als ein Drittel der Verunglückten, und 
zwar 27 455 (>der 37 0 / 0 , mußten in Krankenanstal- 
ten stationär behandelt werden; 43 924 oder 60 0/0 
kamen mit leichteren Verletzungen davon. Während 
auf 100 000 Kinder 504 Verunglückte entfielen, wa- 
ren es bei den 35- bis 64jährigen Erwachsenen 669. 
48 ö/o der verunglückten Kinder kamen als Fußgän- 
ger und 22 ö/o als Radfahrer zu Schaden. Die rest- 
lichen 30 ö/o waren Mitfahrer in Kraftfahrzeugen 
(Anlage 9), 

Das Frühjahr ist für Kinder die unfallträchtigste 
Zeit. Mit 2 484 auf dem Fußweg verunglückten 
6 bis 14 Jahre alten Kindern war bereits im März 
1972 der jahreszeitliche Unfallhölhepunkt erreicht, 
der bis Mai anhielt. Bei den Radfahrunfällen lag der 
Gipfelpunkt im Juni. 

Mit zunehmender Verkehrsdichte steigt das Unfall- 
risiko auch für Kinder an. Während 1937 von 100 000 
im ehemaligen Deutschen Reich lebenden Kindern 
140 verunglückten, waren es im Bundesgebiet, be- 
zogen auf dieselbe Einwohnerzahl, im Jahre 1953 
bereits 313, 1962 397 und 1972 525. Im Jahr 1972 
nahm die Zahl der verunglückten Kinder gegenüber 
dem Vorjahr um 2 299 oder 3,2 0/0 zu, die der getöte- 
ten stieg ebenfalls um 3,2 0 / 0 . 

Der Zusammenhang zwischen Unfallentwicklung und 
Verkehrsmengenzuwachs wird auch bei den als Mit- 
fahrer in Fahrzeugen verunglückten Kindern deut- 
lich. Seit 1953 ist die Zahl von 4 108 auf 22 285 
gestiegen. Als Radfahrer kamen 1953 7 962, 1958 
5 805, 1971 15 925 und 1972 15 941 Kinder zu Scha- 
den (Quelle: Statistisches Bundesamt). 

11. Unfallbeteiligte 

An den 17 028 Unfällen mit Getöteten im Jahre 1972 
waren insgesamt 31 880 Verkehrsteilnehmer be- 
teiligt Davon waren 24 025 Kraftfahrzeugführer, 
1761 Radfahrer und 5 701 Fußgänger. 18 280 oder 
76,1 ö/o der Fahrzeugführer waren Führer eines 
Pkw, davon 15 953 oder 87,3 0/0 Männer. Von den an 
tödlichen Unfällen beteiligten — männlichen und 
weiblichen — Pkw-Führern waren 55,4 0/0 Männer 
im Alter von 18 bis 34 Jahren. Auf die männlichen 
Pkw-Führer abgestellt, stieg die Beteiligung dieser 
Altersgruppe auf 63,4 0/0 (Anlagen 10, 11). 

Bei den Unfällen mit Verletzten ist der Anteil dieser 
Altersgruppe etwas geringen 49,5 0/0 aller ah Unfäl- 
len beteiligten Pkw-Führer und 60,7 0/0 aller männ- 
lichen Pkw-Führer. 

Der höhere Anteil dieser Personengruppe an den 
Unfällen mit Getöteten, gegenüber dem mit Ver- 
letzten, weist auf die schwereren Folgen der Unfälle 
hin, an denen 18- bis 34jährige Pkw-Führer beteiligt 
sind. 

Von den 24 025 Führern von Kraftfahrzeugen aller 
Art, die an tödlichen Unfällen beteiligt waren, stan- 
den 817 oder 3,4 0/0 im Alter von 65 Jahren und 
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darüber. 580 der 18 280 Pkw-Führer oder 3,2 ®/o ge- 
hörten dieser Altersgruppe an. 

Bei den Unfällen mit Verletzten waren 14 113 oder 

2.5 ®/o aller hieran beteiligten 573 440 Fahrzeugführer 
65 und mehr Jahre alt. Der Anteil der 11 518 Pkw- 
Führer dieser Altersgruppe an den insgesamt 465 345 
an Unfällen mit Verletzten beteiligten Pkw-Führern 
beträgt ebenfalls 2,5 ®/o. 

12. Verursachung von Unfällen 
durch junge Kraftfahrer 

Anhand einer Sonderuntersuchung über Kraftfahrer, 
die 1971 einen Straßenverkehrsunfall mit Personen- 
schaden oder schwerem Sachschaden verursachten, 
wurde deutlich, daß von der relativ kleinen Bevöl- 
kerungsgruppe der 21- bis 24jährigen, die 6,8 Vo der 
am Kraftverkehr teilnehmenden Bevölkerung aus- 
macht (15 und mehr Jahre alte Einwohner), 14,8 Vo 
aller Unfälle verursacht wurden. Dabei standen zu 
schnelles Fahren (jeder Dritte) und Alkoholeinfluß 
(jeder Fünfte, bei tödlichen Unfällen jeder Dritte) im 
Vordergrund. 

Gegenüber 1970 nahm 1971 die Zahl der von 21- bis 
24jährigen Kraftfahrern verursachten Unfälle um 

4.5 ®/o zu. 

Von 1 000 im Bundesgebiet lebenden Einwohnern 
verursachten 1971 einen schweren Straßenverkehrs- 
unfall: 



1 

21 

25 

1 

45 


bis 

bis 

bis 

bis 1 

und mehr 


1 20 

24 

34 

1 44 

Jahre alt 

Männer . . 

25 

44 

25 

16 

8 

Frauen . . 

3 

5 

4 

2 

1 


(Quelle: Statistisches Bundesamt) 


13. Unfallentwicklung innerorts und außerorts 

Innerörtlicher Verkehr und der Verkehr außerhalb 
geschlossener Ortschaften sind wegen der in beiden 
Bereichen unterschiedlicher Geschwindigkeitsrege- 
lungen und tatsächlich gefahrenen Geschwindigkei- 
ten gesondert zu betrachten. 

1972 haben die Unfälle mit Personenschaden im 
innerörtlichen Bereich um 4,1 Vo zugenommen; 
außerorts gingen sie geringfügig zurück (— 0,5 ®/o). 
Die Unfallfolgen waren entsprechend: Zunahme der 
innerorts Getöteten (-f l,4®/o) und Verletzten 
(Schwerverletzte: + 6,2 ^/o, Leichtverletzte: +3,4®/o), 
außerorts eine leichte Abnahme der Getöteten 
(— 0,5 ®/o) und der Verletzten (Schwerverletzte: 
— 0,5 Vo, Leichtverletzte; — 2,1 Vo). Auffallend ist, 
daß die erhebliche Zunahme der Getöteten auf Bun- 
desautobahnen (-f ll,0®/o) einer Abnahme der Ge- 
töteten auf Bundesstraßen (— 5,6 Vo) gegenübersteht 
(Anlagen 12, 13, 14, 15, 16, 17). 

14. Art der Unfälle 

Von den 257 318 innerörtlichen Unfällen mit Perso- 
nenschaden des Jahres 1972 waren 113 788 Zusam- 


menstöße von fahrenden Fahrzeugen (44,2 Vo), auf 
die 28,0 Vo der Getöteten, 39,2 Vo der Schwerverletz- 
ten und 53,1 Vo der Leichtverletzten des innerört- 
lichen Verkehrs entfielen. 

Die innerorts an zweiter Stelle stehenden 64 317 
Unfälle zwischen Kraftfahrzeugen und Fußgängern 
machen zwar nur ein Viertel (25,0 Vo) der Unfälle 
aus; auf sie kommen jedoch die Hälfte der innerorts 
Getöteten (46,4 ®/o), ein Drittel (31,5 Vo) der Schwer- 
verletzten und ein Sechstel (15,5 ®/o) der Leichtver- 
letzten. 

Bei den außerörtlichen Unfällen herrschte ebenfalls 
der Zusammenstoß zwischen Fahrzeugen vor 
(33,8 ®/o). Im Gegensatz zu den innerörtlichen Unfäl- 
len entfällt auf diese Unfallart jedoch ein höherer 
Teil der Unfallopfer, nämlich 40,9 ®/o. An zweiter 
Stelle der Unfallarten steht außerorts das Auffahren 
eines Fahrzeugs auf einen Gegenstand neben der 
Fahrbahn einschließlich des Abkommens von der 
Fahrbahn. Diese Unfallart macht 24,5 Vo der Unfälle 
außerorts mit Personenschaden aus. Ihr sind ein 
Viertel der außerorts Getöteten (26,0 Vo), ein Viertel 
der Schwerverletzten (26,2 Vo) und ein Fünftel 
(19,3 ®/o) der Leichtverletzten zuzurechnen (Quelle; 
Statistisches Bundesamt). 


15. Unfallursachen 

Bei einer Betrachtung der Unfallursachen ist zu 
beachten, daß ihre Zahl die der Unfälle erheblich 
übersteigt. 

So stehen im Jahre 1972 

17 028 Unfälle mit Getöteten 

30 995 Unfallursachen bei Unfällen mit Getöteten 
gegenüber, und auf 

378 775 Unfälle mit Personenschaden entfallen 

576 046 Unfallursachen bei Unfällen mit Personen- 
schaden. 

Auf einen tödlichen Unfall kamen 1972 demnach 1,82 
und auf einen Unfall mit Personenschaden 1,52 Un- 
fallursachen. 


16. Unfallursachenstruktur 

Die Zusammensetzung der Unfallursachen liegt im 
großen und ganzen seit längerer Zeit fest. Aber 
gerade die Verschiebungen in den Anteilen der ein- 
zelnen Unfallursachengruppen an der Gesamtheit 
aller Unfallursachen geben wertvolle Hinweise, 

Aus einer Gegenüberstellung der Unfallursachen bei 
Unfällen mit Personenschaden für 1971 und 1972 
geht hervor, daß der Anteil der Unfallursachen- 
gruppe „Ursachen bei Fahrzeugführern'' an allen Un- 
fallursachen von 80,0 ®/o im Jahre 1971 auf 80,7 ®/o im 
Jahre 1972 weiter angestiegen, 4er Anteil des Fuß- 
gängerverhaltens dagegen von ll,6Vo auf ll,4Vo 
leidit gefallen ist. Auch der Anteil der in den Stra- 
ßenverhältnissen liegenden Unfallursachen an allen 
Ursachen ist von 5,0 ®/o auf 4,6 Vo — bei den Fahr- 
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zeugen von 1,7 Vo auf 1,5 “/o — zurückgegangen, 
während sich für die Unfallursachengruppe Witte- 
rungseinflüsse, Hindernisse und sonstige Ursachen 
der gleiche Anteil errechnet (Anlagen 18, 19). 


17. Hauptunfallursachen bei Verkehrsteilnehmern 

Aus der Übersicht über die prozentualen Anteile der 
Unfallursachengruppen an allen Ursachen in den ein- 
zelnen Unfallarten ergibt sich, daß das Unfallge- 
schehen im wesentlichen von Fahrzeugführern und 
Fußgängern bestimmt wird. Der von den Verkehrs- 
teilnehmern gesetzte Anteil an den Unfallursachen 
erreicht 1972 bei den 

Unfällen mit Getöteten 92,4 Vo 

Unfällen mit Personenschaden 92,1 ^/o 

Unfällen mit nur Sachschaden 92,1 Vo. 

Demnach bestimmen die Verkehrsteilnehmer das 
Unfallgeschehen zu rd. 92 Vo. 

Es sind nach wie vor dieselben Unfallursachen, die 
auch 1972 das Unfallgeschehen geprägt haben. Nach 
der Größe ihres Anteils an allen Unfallursachen sind 
dies bei Unfällen mit Personenschaden: 


Die Gefährlichkeit der Unfallursachen „zu schnelles 
Fahren", „falsches Fußgängerverhalten" und „Alko- 
holeinfluß bei Fahrzeugfü'hrern" wird dadurch deut- 
lich, daß diese Ursachen bei Unfällen mit Getöteten 
am häufigsten auf treten. 

Bei Unfällen mit Getöteten außerhalb geschlossener 
Ortschaften erreichten 1972 die Unfallursache „zu 
schnelles Fahren" einen Anteil von 36,2 ^/o (1971: 
35,0 ®/o) und die Uhfallursache „Alkoholeinfluß bei 
Fahrzeugführern" 15,5 Vo (1971: 15,0 Vo) aller Un- 
fallursachen. 


18. Hauptunfallursachen bei Kindern unter 15 Jahren 

Bei den tödlichen Kinderunfällen lag das Schwer- 
gewicht der kindlichen Felhlverhaltenswteisen im 
innerörtlichen Bereich, unid zwar auf dem plötzlichen 
Hervortreten hinter Sichthindernissen und dem acht- 
losen überschreiten der Fahrbahn — Ursachen, die 
bei Fußgängern ab 65 Jahren in noch stärkerem 
Maße auftraten. 

Hauptunfiallursachen bei den Radfalhrunfällen von 
Kindern waren das Nichtbeacbten der Vorfahrt, 
unachtsamer Fahrstreifenwechsel, falsches Einbiegen 



Anteil an allen Unfallursadien 


1972 

1 1971 

1 1970 1 

1969 




in ®/o 


1. Zu schnelles FaJhren 

18,7 

18,6 

18,6 

18,3 

2. Nichtbeachten der Vorfahrt und der Ver'kehrs- 
regelung 

h2,4 

11,9 

11,4 

11,3 

3. Falsches Überholen, Vorbeifahren und Begegnen 

10,6 

10,7 

10,9 

11,0 

4. Falsches Veilhalten der Fußgänger beim Über- 
schreiten der Fahrbahn 

9,6 

9,7 

10,1 

9,9 

5. Alkoholeinfluß bei Fahrzeugführern 

9,3 

9,0 

8,6 

8.5 

(Anlage 18) 






Bei Unfällen mit Getöteten ergibt sich: 




Anteil an allen Unfallursachen 



1972 

1 1971 

1 1970 1 

1969 





in ^/o 


1. 

Zu schnelles Fahren 

24,9 

23,7 

22,7 

22,5 

2. 

Falsches Vei^halten der Fußgänger beim über- 
schreiten der Fahrbahn 

13,1 

13,9 

14,8 

14,0 

3. 

Alkoholeinfluß bei Fahrzeugführ em 

12,1 

11,2 

11,3 

11,6 

4. 

Falsches Überholen, Vorbeifaihren und Begegnen 

10,0 

10,4 

10,1 

9,8 

5. 

Falsches Verlhalten von Fahrzeugführern gegen- 
über Fußgängern 

6.2 

6,3 

6,4 

6,1 

(Anlage 18) 
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und Felhler hei der Zeichengebung (Quelle: Statisti- 
sches Bundesamt). 

19. Veränderungen bei den Ursachen 

Bei einer Zunahme aller Unfallursachen bei Unfäl- 
len mit Personenschaiden um 1,6 Vo im Jahre 1972 
gegenüber 1971 bedeutet die Zunahme der den Fahr- 
zeugführern zuzurechnenden Ursachen um 2,5 Vo 
eine relative Verschlechterung. Maßgebend hierfür 
ist vor allem eine Zunaihme der Ursachen „Vorfahrt 
bzw. Verkehrsregelung" (+ 5,9 Vo), „falsches Einbie- 
gen, Ein- oder Ausfahren und Wenden" (+ 3,8 Vo). 

Die Unfallursache „Alko*holeinfluß" hat bei Fahr- 
zeugführern um 5,8 Vo zu-, bei Fußgängern jedoch 
um 4,5 Vo abgenommen (Anlagen 18, 20). 

20. Hauptunfallursachen und deren Folgen 

Die Straßenverkehrsunfallstatistik weist nicht un- 
mittelbar aus, wieviel Getötete und Verletzte auf 
die einzelnen Unfallursachen zurückzuführen sind. 
Diese lassen sich nur mittelbar mit Hilfe der Über- 
legung ^bestimmen, daß eine bestimmte Unfall- 
ursache bei einem Unfall gewöhnlich nur einmal 
auftritt. Es werden damit eine entsprechende Anzahl 
von Unfällen von dieser Unfallursache zumindest 
mitbestimmt. 

Hiernach waren 3 765 oder 22,1 Vo der insgetsamt 
17 028 Unfälle mit Getöteten durch Alkoholeinfluß 
beim Fahrzeugführer verursacht. Wenn aber 22,1 Vo 
der tödlichen Unfälle alkoholbedingt waren, so sind 
dem Alkohol auch die hieihei Getöteten zuzurech- 
nen, also etwas über 4 000 Personen. Unter Berück- 
sichtigung der Erfahrung, daß Unfälle unter Alko- 
holeinfluß überdurchschnittlich schwere Folgen 
haben, ist diese Zahl von 4 000 Getöteten als untere 
Grenze anzuseihen. 

„Zu schnelles Fahren" war in 7 717 Fällen Ursache 
bei den tö-dlichen Unfällen. Das bedeutet, daß bei 
45,3 Vo der Getöteten, also bei über 8 500 Menschen, 
Überhöhte Geschwindigkeit zumindest mit zum Tod 
geführt hat. 

Fußgänger haben sich 4 071mäl (23,9 Vo) bei den 
tödlichen Unfällen falsch verhalten Der Tod von 
mehr als 4 000 Menschen ist daher mit auf dieses 
Verhalten zurückzuführen. 

21 . Die Unfallentwicklung 1 973 

Nach den für die Zeit von Januar bis August 1973 
vorilegenden, vorläufigen Ergebnissen ging die 


Zahl aller Unfälle gegenüber dem entsprechenden 
Vorjahreszeitraum um 2,7 Vo und die der Unfälle mit 
Personenschaden um 4,1 Vo zurück. Besonders be- 
deutsam ist dabei der noch stärkere Rückgang der 
Anzahl der Verletzten um 5,3 Vo von 351410 auf 
333 360 und der Getöteten um 9,3 Vo von 12 184 auf 
11 054. Diese Abnahme der Getöteten und Verletz- 
ten war mehr oder minder in jedem der 8 Monate 
des Jahres 1973 zu verzeichnen. Damit setzte sich 
eine Entwicklung fort, die im August 1972 ihren 
Anfang genommen hätte (Anlage 21). 

Die Unfälle mit Personenschaden sind hiernach we- 
niger folgenschwer verlaufen. Es entfielen auf je 
1 000 Unfälle mit Personenschaden in den Monaten 
Januar bis August 

1972: 48,8 Getötete und 1 407 Verletzte 
1973: 46,2 Getötete und 1 392 Verletzte. 

Die Gesamtzahl der motorisierten Fahrzeuge hat 
dabei von Juli 1972 bis Juli 1973 um 5,9 ®/o auf 
21,7 Millionen und die der zulassungspflichtigen 
Kraftfahrzeuge um 5,5 Vo auf 20,1 Millionen zuge- 
nommen. 

Nach den nur für die Monate Januar bis April 1973 
vorliegenden genaueren Angaben der Unfallstati- 
stik ist in diesem Zeitraum für den Rückgang der 
Unfälle mit Personenschaden um 2,3 Vo, der Getöte- 
ten um 7,5 Vo und der Verletzten um 2,6 Vo beson- 
ders bedeutsam die Abnahme 

— der Zahl der Getöteten außerhafb geschlossener 
Ortschaften um 9,5 ®/o — gegenüber 4,8 ®/o inner- 
orts und einer Zunahme auf Bundesautobahnen 
um 10,3 Vo; 

— der Zahl der außerorts getöteten Pkw-Insassen 
um 8,2 Vo und der Fußgänger um 17,4 ®/o; das 
entspricht fast zwei Drittel der innerorts und 
außerorts weniger Getötetenj 

— nachstehender Hauptunfallursachen bei Unfällen 
mit Personenschaden: 

Alkoholeinfluß — 4,2 Vo 

falsches Überholen ^13,4Vo 

überhöhte Geschwindigkeit in 

Kurven und beim Abbiiegen — 26,8 ®/o 

falsches Fußgängerverhalten 

beim überschreiten der Fahrbahn — 5,2 Vo 

bei einer Abnahme aller Unfallursachen zusammen 
um nur 0,4 Vo. 
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Anlage 1 


Methodische Erläuterungen zur Straßenverkehrsunfallstatistik 


Gezählt werden die Uniälle und bei den mit Anzeigen gemeldeten 
Unfällen die daran Beteiligten, die Verunglückten sowie die polizei- 
lich feststellbaren Unfallursachen. 

Die Unfälle werden unterschieden nach: 

Unfälle mit Getöteten, 1 

Unfälle mit Schwerverletzten, f Unfälle mit Personenschaden 
Unfälle mit Leichtverletzten und J 
Unfälle mit nur Sachschaden. 

Als Beteiligte an einem Straßenverkehrsunfall werden alle Fahrzeug- 
führer und Fußgänger erfaßt, die selbst — oder deren Fahrzeuge — 
Schäden erlitten oder hervorgerufen haben. 

Als Verunglückte zählen Personen, die verletzt oder getötet wur- 
den. Dabei werden erfaßt als 

Getötete: 

Personen, die auf der Stelle getötet wurden oder innerhalb von 
30 Tagen an den Unfallfolgen starben; 

Schwerverletzte : 

Personen, die unmittelbar in Krankenanstalten zur stationären 
Behandlung eingeliefert wurden; 

Leichtverletzte: 

Personen, deren Verletzungen keinen Krankenhausaufenthalt er- 
forderten. 

Die Ermittlung der Unfallursachen geht von dem Grundsatz aus, 
möglichst nur solche Ursachen zu erfassen, die von dem unfallauf- 
nehmenden Polizeibeamten objektiv festgestellt werden können. Da 
in vielen Fällen mehr als eine Ursache am Zustandekommen des 
Unfalles beiträgt und nicht immer zwischen Haupt- und Neben- 
ur.sachen unterschieden werden kann, werden stets sämtliche bei 
einem Unfall ermittelten Ursachen erfaßt. Die Gesamtzahl der von 
der Statistik nachgewiesenen Ursachen ist daher immer größer als 
die Zahl der Unfälle selbst. 1962 wurde ein neuer Ursachenkatalog 
eingeführt. Er umfaßt 84 Positionen, nach denen die Vielzahl der 
angegebenen Fehler und Ursachen gruppiert werden. 
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Anlage 2 


Straßenverkehrsunfälle und dabei Verunglückte 
Bestand an motorisierten Fahrzeugen 



Straßenverkehrsunfälle 

Verunglückte 




dabei mit 




Motorisierte 

Jahr 

insgesamt 

Personen- 

nur Sach- 

insgesamt 

Getötete 

Verletzte 

Fahrzeuge 0 



schaden 

schaden 








Anzahl 

- ' < V. . 


1 000 

1953 

473 000 

251 618 

221 000 

326 606 

11 449 

315 157 

4 343 

1954 

524 000 

267 925 

256 000 

347 032 

12 071 

334 961 

5 288 

1955 

603 000 

296 071 

307 000 

383 951 

12 791 

371 160 

6 301 

1956 

664 000 

307 012 

357 000 

396 572 

13 427 

383 145 

7 277 

1957 

679 000 

299 866 

379 000 

389 145 

13 004 

376 141 

8 043 

1958 

752 000 

296 697 

455 000 

384 693 

12 169 

372 524 

8 688 

1959 

844 000 

327 595 

516 000 

433 649 

13 822 

419 827 

9 318 

1960 

990 000 

349 315 

641 000 

469 366 

14 406 

454 960 

10217 

1961 

1 030 000 

339 547 

690 000 

462 470 

14 543 

447 927 

10 940 

1962 

1 079 000 

321 257 

758 000 

442 933 

14 445 

428 488 

11 506 

1963 

1 115 000 

314 642 

800 000 

438 811 

14513 

424 298 

12 215 

1964 

1 089 000 

328 668 

760 000 

462 666 

16 494 

446 172 

12 850 

1965 

1 099 000 

316 361 

783 000 

449 243 

15 753 

433 490 

13 575 

1966 

1 167 000 

332 622 

834 000 

473 700 

16 868 

456 832 

14 445 

1967 

1 144 000 

335 552 

808 000 

479 132 

17 084 

462 048 

15 000 

1968 

1 181 000 

339 704 

841 000 

485 354 

16 636 

468 718 

15 500 

1969 

1 214 000 

338 921 

875 000 

489 033 

16 646 

472 387 

16 500 

1970 

1 393 000 

377 610 

1 015 000 

550 988 

19 193 

531 795 

18 000 

1971 

1 339 000 

369 177 

969 000 

536 812 

18 753 

518 059 

19 300 

1972 

1 381 000 

378 775 

1 002 000 

547 338 

18811 

528 527 

20 500 


Zu 

- ( + j bzw. Abnahme ( — ) gegenüber dem Vorjahr in ^lo 


1954 

+ 10,8 

+ 6,5 

+ 15,8 

+ 6,3 

+ 5,4 

+ 6,3 

+ 21,8 

1955 

+ 15,1 

+ 10,5 

+ J9,9 

+ 10,6 

+ 6,0 

+ J0,8 

+ 19,2 

1956 

+ 10,1 

+ 3,7 

+ 16,3 

+ 3,3 

+ 5,0 

+ 3,2 

+ 15,5 

1957 

+ 2,3 

- 2,3 

+ 6,2 

- 1,9 

- 3,2 

- 1,8 

+ 10,5 

1958 

+ 10,8 

- hl 

+ 20,1 

- 1,1 

- 6,4 

- 1,0 

+ 8,0 

1959 

+ 12,2 

+ 10,4 

+ 13,4 

+ 12,7 

+ 13,6 

+ 12,7 

+ 7,3 

1960 

+ 17,3 

+ 6,6 

+ 24,2 

+ 8,2 

+ 4,2 

+ 8,4 

+ 9,6 

1961 

+ 4,0 

- 2,8 

+ 7,6 

- 1,5 

+ 1,0 

- 1,5 

+ 7,1 

1962 

+ 4,8 

- 5,4 

+ 9,9 

- 4,2 

- 0,7 

- 4,3 

+ 5,2 

1963 

+ 3,3 

- 2,1 

+ 5,5 

- 0,9 

+ 0,5 

- 1,0 

+ 6,2 

1964 

- 2,3 

+ 4,5 

- 5,0 

+ 5,4 

+ 13,6 

+ 5,2 

+ 5,2 

1965 

+ 0,9 

- 3,7 

+ 3,0 

- 2,9 

- 4,5 

- 2,8 

+ 5,6 

1966 

+ 6,2 

+ 5,1 

+ 6,5 

+ 5,4 

+ 7,1 

+ 5,4 

+ 6,4 

1967 

- 2,0 

+ 0,9 

- 3,1 

+ 1,1 

+ 1,3 

+ 1,1 

+ 3,8 

1968^ 

+ 3,2 

+ 1,2 

+ 4,1 

+ 1,3 

- 2,6 

+ 1,4 

+ 3,3 

1969' 

+ 2,8 

- 0,2 

+ 4,0 

+ 0,8 

+ 0,1 

+ 0,8 

+ 6,5 

1970 

+ 14,7 

+ 11,4 

+ 16,0 

+ 12,7 

+ 15,3 

+ 12,6 

+ 9,1 

1971 

- 3,9 

- 2,3 

- 4,5 

- 2,6 

- 2,4 

- 2,6 

+ 7,2 

1972 

+ 3,1 

+ 2,6 

+ 3,4 

+ 2,0 

+ 0,3 

+ 2,0 

+ 6,2 


h Motorisierte Fahrzeuge: Zulassungspflichtige Kraftfahrzeuge sowie zulassungsfreie Kraftfahrzeuge mit Versiche- 
rungskennzeichen oder mit amtlichen Kennzeichen (insbesondere Kleinkrafträder, Mopeds, Mofas und selbstfah- 
rende Arbeitsmasdiinen). 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Anlage 4 


Straflen Verkehrsunfälle und dabei Getötete nach Bundesländern 

im Jahre 1972 


Land 

Straßenverkehrsunfälle 

Getötete 

Zu- (+) bzw. Abnahme 
1971 

Straßenverkehrsunfälle 

) gegenüber 

Getötete 

insgesamt 

mit 

Personen- 

schaden 

insgesamt 

mit 

Personen- 

schaden 

Anzahl 

«/. 

Schleswig-Holstein 

63 900 

18 029 

850 

+4,8 

+4,6 

- 7,1 

Hamburg 

48 400 

12 765 

345 


+ 0,6 

+ 5,2 

Niedersachsen 

158 9300 

44 832 

3 039 

+5,7 

+2,9 

+ 2,2 

Bremen j 

20 500 

4 552 

118 

+ 4,6 

+ 1,9 

+ 0,9 

Nordrhein- Westfalen .... 

324 900 

101 312 

4 236 

+2,6 

+ 0,1 

- 3,4 

Hessen 

138 900 

35 619 

1 617 

+2,4 

+2,2 

+ 2,2 

Rheinland-Pfalz 

91 100 

22 944 

1 213 

+5ß 

+4,7 

- 2,3 

Baden-Württemberg 

209 100 

51 664 

2 919 

+3,0 

+4,7 

+ 5,2 

Bayern 

235 600 

65 888 

3 760 

+0,6 

+ 3,8 

+ 1,2 

Saarland 

25 300 

6 805 

341 

+ 7,2 

+6,0 

+ 12,2 

Berlin (West) 

64 700 

14 365 

373 

+4,2 

+ 2,9 

- 9,7 

Bundesgebiet 

1 1 381 000 

378 775 

18811 

1 +3,1 

+2,6 

+ 0,3 


Quelle; Statistisches Bundesamt 
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An läge 5 


Straßenverkehrsunfälle und dabei Getötete nadi Bundesländern 

im Jahre 1971 


Land 

Straßenverkehrsunfälle 

Getötete 

Zu (4-) bzw. Abnahme ( — 
1971 

Straßenverkehrsunfälle 

gegenüber 

Getötete 

insgesamt 

mit 

Personen- 

schaden 

insgesamt 

mit 

Personen- 

schaden 

Anzahl 

o/o 

Schleswig-Holstein 

61 000 

17 233 

915 

- 

+ 2,3 

+ 3,7 

Hamburg 

45 200 

12 694 

328 

+ 27,7 

-Iß 

-13,5 

Niedersachsen 

149 800 

43 573 

2 974 

~ 4ß 

-0,4 

+ 0,9 

Bremen 

19 600 

4 467 

117 

- 6,2 

-1,9 

-21,5 

Nordrhein-Westfalen .... 

316 700 

101 213 

4 386 

- 5ß 

-4,9 

- 5,3 

Hessen 

135 600 

34 859 

1 582 

- 4,2 

-0,2 

- 3,8 

Rheinland-Pfalz 

86 800 

21 905 

1 241 

- 2,3 

-2,5 

+ 2,6 

Baden-Württemberg 

203 100 

49 360 

2 776 

- 4,1 

-2,1 

- 0,8 

Bayern 

234 200 

63 500 

3 717 

- 4,6 

-1,7 

— 4,6 

Saarland 

23 600 

6 419 

304 

- 2,9 

-1,9 

+ 1,7 

Berlin (West) 

62 100 

13 954 

413 

- 6,5 

-2,5 

+ 15.7 

Bundesgebiet 

1 339 000 

369 177 

18 753 

- 3,9 

-2,2 

- 2,3 


Quelle : Statistisches Bundesamt 
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Anlage 6 


Häufigkeit und Schwere der Straßenverkehrsunfälle 


Gegenstand | 

der Nadiweisung 

1953 

1959 

1960 

1961 

1962 

1963 

1964 

1965 

1966 

1967 

1968 

1969 

1970 

1971 

1972 


Unfälle mit Personenschaden je 100 Kraftfahrzeuge 






Unfälle mit Personen- 
















schaden 

57,9 

35,2 

34,2 

31,0 

27,9 

25,8 

25,6 

23,3 

23,0 

22,4 

21,1 

20,5 

21,0 

19,1 

18,5 




Verunglückte je 100 000 Einwohner 







Verunglückte 
















zusammen 

627 

789 

844 

823 

778 

762 

795 

761 

794 

800 

806 

804 

908 

876 

888 

Getötete 

22,0 

25,1 

25,9 

25,9 

25,4 

25,2 

28,3 

26,7 

28,3 

28,5 

27,6 

27,4 

31,6 

30,6 

1 30,5 

Verletzte 

605 

763 

818 

797 

753 

737 

766 

735 

766 

772 

779 

776 

, 877 

845 

857 j 



Verunglückte je 1000 Unfälle mit Personenschaden 






Verunglückte 
















zusammen 

1298 

1324 

1344 

1362 

1379 

1395 

1408 

1420 

1424 

1428 

1429 

1443 

1459 

1454 

1445 

Getötete 

45,5 

42,2 

41,2 

42,8 

45,0 

46,1 

50,2 

49,8 

50,7 

50,9 

49,0 

49,1 

50,8 

50,8 

49,7 i 

V erletzte 

1253 

1282 

1302 

1319 

1334 

1349 

1358 

1370 

1373 

1377 

1380 

1394 

1408 

1403 

1395 

' i 


Kraftfahrzeuge = motorisierte Fahrzeuge i. S. der Anlage 2 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Anlage 7 


Bei Straßenverkehrsunfällen verunglückte Personen im Bundesgebiet 

und im Ausland 

1971 


Land 

Ein- 

wohner 

Kfz- 

Be- 

stand 

Ge- 
tötete 9 

Verletzte 

Verun- 

glückte 

zusam- 

men 

Ge- 

tötete 

‘) 

Ver- 
letzte 1 

Verun- 

glückte 

zusam- 

men 

Getötete 


Verletzte 

Verunglückte 

zusammen 


1 000 ’) 




je 100 000 Einwohner 

je 

1 000 Kfz 

Bundesrepublik 
Deutschland .... 

61 302 

18 028 

18 753 

518 059 

536 812: 

30,6 

845,1 

875,7 

1,0 

28,7 

29,8 

Belgien 

. 9 730 

2 340 

1 766 

97 736 

99 502 

18,0 1 004,5 

1 022,6 

0,8 

41,8 

42,5 

Frankreich 

51 280 

15 020 

! 16 061 

345 463 

361 524 ' 

31,3 

673,7 

705,0 

1,1 

23,0 

24,1 

Großbritannien 
ohne Nordirland . 

54 032 

13 788 

7 696 

344 390 

352 086 ' 

14,2 

637,4 

651,6 

0,6 

25,0 

25,5 

Italien 

54 803 

12 365 

10 104 

244 493 

254 597 

18,4 

446,1 

464,6 

0,8 

19,8 

20,6 

Niederlande .... 

13 190 

3 259 

3 167 

72 167 

75 334 : 

24,0 

547,1 

571,1 

1,0 

22,1 

23,1 

Österreich 

7 457 

1 720 

2 484 

72 380 

74 864 

33,3 

970,6 

1 003,9 

1,4 

42,1 

43,5 

Schweden ' 

8 110 

2513 

1 213 

21 872 

23 085 

15,0 

269,7 

284,6 

0,5 


8,7 

9,2 

Schweiz 

6270^ 

) 1 628 

1 773 

37 177 

38 950 

28,3 

592,9 

621,2 

1,1 

22,8 

23,9 

USA 

207 010 

112 922 

1 

54 700 

2 000 000 

2 054 700 

26,4 

966,1 

992,6 

0,5 

17,7 

18,2 


h Frankreich: innerhalb 6 Tage nach dem Unfall Gestorbene; Italien; innerhalb 7 Tage Gestorbene; Österreich: in- 
nerhalb 3 Tage Gestorbene; Bundesrepublik Deutschland und übrige europäische Länder: innerhalb 30 Tage Ge- 
storbene; USA: innerhalb eines Jahres Gestorbene 
-) Stand: 1. Juli 1971 

ohne zulassungsfreie Kraftfahrzeuge mit Versicherungskennzeichen (Fahrräder mit Hilfsmotor und Kleinkrafträder) 
h Stand: 1. Juli 1970 

Quelle : Statistisches Bundesamt 
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Anlage 8 


Getötete Personen nach Art der Verkehrsbeteiligung 






Darunter 



Jahr 

Getötete 


Führer und Mitfahrer von 



insgesamt 

Personen- 

kraftwagen 

Krafträdern, , 
i Kraftrollern i 

1 

Mopeds, 

Mofas 

Fahrrädern 

Lastkraft- 
wagen, Zug- 
maschinen 

Fußgäng 





Anzahl 



1960 

14 406 

3 748 

2 440 

1 442 

1 501 

480 

4 574 

1968 

16 636 

7 333 

771 

657 

1 808 

559 

5 342 

1969 

16 646 

7 534 

811 

699 

1 696 

564 

5 199 

1970 

19 193 

8 989 

853 

700 

1 835 

593 

6 056 

1971 

i 18 753 

9 180 

867 

724 

1 733 

515 

5 577 

1972 

; 18811 

9 457 

] 

969 

714 

1 691 

544 

5 295 



j 

Veränderung 1971 gegenüber 1970 in Vo 



! -2,3 

1 

+ 2,1 

+ 1,6 

+ 3,4 

-5,6 

- 13,2 

-7,9 


j 


Veränderung 1972 gegenüber 1971 in +o 



‘ +0,3 

+ 3,0 

+ n,8 

-1,4 

-2,4 

+ 5,6 

-5,1 



1 

Anteile an allen Getöteten (ohne Sonstige) in ^/o 


1970 

100 

46,8 

4,4 

3,6 

9,6 

2,1 

31,6 

1971 

100 

49,0 

4,6 

3,9 

9,2 

2,7 

29,7 

1972 

100 

50,3 

5,2 

3,8 

9,0 

2,9 

28,1 


Quelle : Statistisches Bundesamt 


34 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1283 


Anlage 9 


Bei Straßenverkehrsunfällen im Bundesgebiet getötete, schwer- und 
leichtverletzte Kinder im Alter von 0 bis 14 Jahren 


Personen 

1968 

1969 

1 

1970 

[ 

1971 ! 

i 

1972 

Verände- 
rung gegen 
1971 

Anzahl 

Vo 

Verunglückte insgesamt . 

65 904 

65 693 

72 499 

71 194 

73 493 

+ 3,2 

darunter: 







Fußgänger 

32 693 

32 447 

35 404 

33 173 

35 038 

+ 5,6 

Radfahrer 

14 805 

14 357 

15 048 

15 925 

15 941 

+ 0,f 

Mitfahrer 

18 325 

18 782 

21 906 

21 915 

22 285 

+ 1,7 

Getötete insgesamt 

1 920 

1 919 

2 167 

2 049 

2 114 

+ 3,2 

darunter: 







Fußgänger 

1 182 

1 146 

1 290 

1 208 

1 259 

+4,2 

Radfahrer 

434 

429 

492 

447 

427 

-4,5 

Mitfahrer 

298 

338 

373 

389 

420 

+ 8,0 : 

Schwerverletzte 






1 

: insgesamt 

24 202 

24 388 

26 436 

25 746 

27 455 

+ 6,6 j 

darunter: 






1 

Fußgänger 

14715 

14 830 

16 149 

15 087 

16 462 , 

+ 9,1 

' Radfahrer 

5 279 

5 183 

5 346 

5 617 

5911 ■ 

+ 5,2 j 

Mitfahrer 

I 4 183 

4 333 

4 887 

4 964 

4 979 ' 

1 

+ 0,3 

Leichtverletzte 







insgesamt 1 

39 782 

39 386 

43 896 

43 399 

43 924 1 

+ 1,2 

darunter: 







Fußgänger 

16 796 

16 471 

17 965 

16 878 

17317 ; 

+ 2,6 

! Radfahrer 

9 092 

8 745 

9210 

9 861 

9 603 ‘ 

-2,6 i 

Mitfahrer 

i 

13 844 

14 111 

16 646 

16 562 

16 886 ' 

+ 2,0 

i 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Anlage 10 


Straßenverkehrsunfälle 1972 

An Straßenverkehrsunfällen beteiligte Verkehrsteilnehmer 


Beteiligte Verkehrsteilnehmer an Unfällen 


1 

' j 

i 



mit 

Personen- 

schaden 

mit nur 
Sachschaden 

mit Personen- 
i schaden und mit ' 
nur Sachschaden ; 

1 ! 

Art der Verkehrsbeteiligung 

i 

mit 

Ge- i 
töteten ■ 

j 

mit 

Schwer- 

ver- 

letzten 

i 

mit 

! Leicht- 
i ver- 
letzten 

zu- ; 

sammen 

' 1 

darun- 

ter 

Ver- ' 
kehrs- 
unfall- : 
flüch- 1 
tige ; 

von 

1 000 
DM und 
mehr 
bei 

einem 
der Be- 
teilig- 
ten 

darun- 

ter 

Ver- 

kehrs- 

unfall- 

flüch- 

tige 

i . ! 

ms- ; 

1 gesamt 

i 

darun- ; 
ter ! 

Ver- 
, kehrs- 
unfall- ! 

' flüch- 
tige ! 

i Krafträder, Motorräder mit 
; einem Hubraum von mehr 









1 

al 50 ccm 

435 

3 688 

4 659 

8 782 

116 

377 

27 

9 159 

143 i 

Kleinkrafträder, Krafträder 
mit einem Hubraum von 
nicht mehr als 50 ccm und 
einer Höchstgeschwindigkeit 
über 40 km/h, mit amtlichen 









1 

Kennzeichen 

607 

8 180 

11 002 

19 789 

191 

326 

32 

20 115 

223 

Kraftroiler (Motorroller) .... 

i 

41 

507 

903 

1 451 

10 

41 

4 

1 492 

14 

Personenkraftwagen (ein- 
schließlich Kombinations- 









i 

kraftwagen) 

18 280 

150217 

315 128 

483 625 

16 465 

361 180 

28 902 

844 805 

45 367 

davon mit einem Hubraum ' 
von . . . bis . . . ccm ' 










bis 499 

182 

1 525 

3 431 

5 138 

54 

2 236 

77 

7 374 

131 1 

500 bis 699 

137 

1 149 

2 456 

3 742 

68 

2 043 

77 

5 785 

145 

700 bis 999 

1 238 

11 976 

24 674 

37 888 

710 

22 573 

1 160 

60 461 

1 870 

1 000 bis 1 199 

4 267 

38 723 

76 705 

119 695 

2 755 

73 575 

4 536 

193 270 

7 291 

1 200 bis 1 499 

4 029 

34 742 

72 358 

111 129 

2 339 

76 803 

4 168 

187 932 

6 507 

1 500 bis 1 999 

6214 

46 472 

99 682 

152 368 

3 021 

128 269 

6 224 

280 637 

9 245 

2 000 und mehr 

1 624 

10 574 

23 273 

35 471 

785 

35 557 

1 775 

71 028 

2 560 

Ohne Angabe 

589 

5 056 

12 549 

18 194 

6 733 

20 124 

10 885 

38 318 

17618 

Kraftomnibusse 

339 

1 863 

4 066 

6 268 

112 

3 657 

97 

9 925 

209 

Oberleitungsomnibusse 

! ^ 

8 

28 

39 

1 

10 

— 

49 

1 

Liefer- und Lastkraftwagen 
ohne Anhänger 

1 1 784 

9 846 

21 369 

32 999 

1 202 

29 396 

2 666 

62 395 

3 868 

davon mit einem zulässi- 
gen Gesamtgewicht des 
Fahrzeugs 
von ... bis ... kg 










bis 2 000 

97 

807 

1 852 

2 756 

57 

1 925 

113 

4 681 

170 

2 001 bis 3 500 

392 

2 615 

5 682 

8 689 

156 

6 257 

286 

14 946 

442 

3 501 bis 7 500 

545 

3 135 

6 791 

10471 

131 

9 401 

452 

19 872 

583 

7 501 bis 9 000 

45 

247 

484 

776 

7 

819 

31 

1 595 

38 

9 001 bis 12 000 

144 

700 

1 333 

2 177 

36 

2 101 

73 

4 278 

109 

12 001 bis 16 000 

329 

1 219 

2 427 

3 975 

33 

4 054 

125 

8 029 

158 

16 001 und mehr 

. 127 

519 

973 

1 619 

11 

1 660 

35 

3 279 

46 

Ohne Angabe 

105 

604 

1 827 

2 536 

771 

3 179 

1 551 

5 715 

2 322 
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noch Anlage 10 


I Beteiligte Verkehrsteilnehmer an Unfällen 


1 



i 

mit 

Personen- 

schaden 

mit nur 
Sachschaden 

mit Personen- 
schaden und mit j 
nur Sachschaden 

i 

Art der Verkehrsbeteiligung j 

j 

1 

mit 

Ge- 

töteten 

mit 

Schwer- 

ver- 

letzten 

mit 

Leicht- ' 
ver- 
letzten i 

darun- i 
ter 
Ver- 
kehrs- ' 

sammen . 

flüch- 1 
tige 

von 

1 000 
DM und 
mehr 
bei 
einem 
der Be- 
teilig- 
ten 

darun- 
ter 
Ver- 
kehrs- 
unfall- 
f tüch- 
tige 

ins- 

gesamt 

darun- | 
ter 
Ver- 
kehrs- . 
unfall- 
flüch- 
tige 

Liefer- und Lastkraftwagen 








i 

mit Anhänger 

911 

3 125 

4 859 

8 895 294 

9 162 

580 

18 057 

874 j 

davon mit einem zulässi- 
gen Gesamtgewicht des 
Zugfahrzeugs 
von . . . bis ... kg 

bis 2 000 

4 

8 

26 

38 2 

41 

1 

79 

1 

3 ' 

2 001 bis 3 500 

6 

30 

56 

92 — 

82 

10 

174 

10 

3 501 bis 7 500 

32 

129 

211 

372 2 

376 

8 

748 

10 

7 501 bis 9 000 

19 

89 

146 

254 4 

274 

8 

528 

12 

9 001 bis 12 000 

75 

288 

453 

816 9 

891 

24 

1 707 

33 

12 001 bis 16 000 

600 

1 898 

2 835 

5 333 48 

5 306 

115 

10 639 

163 

16 001 und mehr 

136 

480 

707 

1 323 13 

1 348 

31 

2 639 

44 

Ohne Angabe 

39 

203 

425 

667 216 

844 

383 

1 511 

599 1 

1 

Liefer- und Lastkraftwagen 
ohne und mit Anhänger 1 

zusammen 

2 695 

12 971 

26 228 

41 894 1 496 

38 558 

3 246 

80 452 

4 742 

i 

Sattelschlepper, auch mit An- i 









hänger ^ 

327 

992 

1 843 

3 162 45 

3 223 

170 

6 385 

215 

Landwirtschaft!. Zugmaschi- 









nen, auch mit Anhänger . . . ! 

281 

1 171 

1 772 

3 224 35 

1 815 

49 

5 039 

84 

Andere Zugmaschinen, auch 









mit Anhänger ; 

j 

99 

353 

569 

1 021 15 

906 

37 

1 927 

52 

Sonderkraftfahrzeuge 

1 

164 

689 

1 340 

2 193 61 

2 463 

507 

4 656 

568 

Fahrräder mit Hilfsmotor 

(Mopeds) sowie Kleinkraft- 
räder mit einem Hubraum 
von nicht mehr als 50 ccm 
und einer Höchstgeschwin- 
digkeit bis 40 km/h, mit 
Versicherungskennzeichen . 

1 

! 

1 

428 

1 

4 715 

7 266 

12 409 259 

176 

33 

12 585 

292 ' 

Mofa 25, Fahrräder mit Hilfs- 
motor, mit einer Höchstge- 
schwindigkeit bis 25 km/h, 
mit Versicherungskennzei- 
chen, nicht führerschein- 
pflichtig 

i 

326 

4 495 

8 787 

13 608 253 

167 

17 

13 775 

270 1 
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noch Anlage 10 


Beteiligte Verkehrsteilnehmer an Unfällen 


1 


1 1 

' i 

1 


mit 

Personen- , 

schaden 

1 

mit nur 
Sachschaden 

mit Personen- 
schaden und mit 
nur Sachschaden 

Art der Verkehrsbeteiligung 

1 

mit 

Ge- 

töteten 

mit : 
Schwer- 
ver- 
letzten 

mit 

Leicht- 

ver- 

letzten 

] 

1 

zu- 

sammen 

1 

darun- 
ter i 
Ver- 1 
kehrs- 
unfall- 1 
flüch- 
tige 

von 

1 000 
DM und 
mehr 
bei 
einem 
der Be- 
teilig- 
ten 

darun- 
ter ! 
Ver- 
kehrs- 
unfall- 
f tüch- 
tige 

1 

ins- 

gesamt 

darun- ' 
ter 
Ver- 
kehrs- 
unfall- 
flüch- 
tige 

Kraftfahrzeuge zusammen .... 

24 025 

189 849 

383 591 

597 465 

19 059 

412 899 

33 121 1010 364 

52 180 

darunter Tankfahrzeuge zur 
Beförderung von brennba- 
ren Flüssigkeiten, Gasen 
und ätzenden Stoffen 

69 

208 

396 

673 

26 

563 

28 

1 236 

54 i 

Fahrräder 

1 761 

14 783 

26 789 

43 333 

557 

370 

41 

43 703 

598 , 

Straßenbahnen 

129 

691 

1 303 

2 123 

4 

1 414 

5 

3 537 

9 

Eisenbahnen 

126 

220 

198 

544 

— 

377 

— 

921 

— 

Bespannte Fuhrwerke 

11 

55 

84 

150 

5 

47 

4 

197 

9 : 

Handwagen und Handkarren . 

14 

58 

56 

128 

3 

11 

2 

139 

5 

Sonstige und unbekannte Fahr- 
zeuge 

76 

354 

714 

1 144 

392 

2 336 

1 755 

3 480 

2 147 i 

Fußgänger 

5 701 

35 400 

38 041 

79 142 

272 

593 

78 

79 735 

350 

Tierführer/Treiber 

! 3 

18 

39 

60 

1 

35 

— 

95 

1 1 

Andere Personen 

1 34 

160 

287 

481 

2 

50 

6 

531 

8 1 

Verkehrsteilnehmer insgesamt; 

31 880 

241 588 

451 102 

724 570 

20 295 

418 132 

35 012 1142 702 

55 307 


Quelle : Statistisches Bundesamt 
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Anlage 11 


Straßenverkehrsunfälle 1972 

An Straßenverkehrsunfällen beteiligte Fahrzeugführer und Fußgänger 
nach Alter und Geschlecht 


j 


An Unfällen beteiligte Führer von 


Außerdem 


Alter 

von .... bis . . . 
unter .... 

Jahren 

Geschlecht 

Kraft- 

rä- 

dern, 

Kraft- 

rol- 

lern 

Per- 

sonen- 

kraft- 

wagen 

Kraft- 

omni- 

bus- 

sen, 

Obus- 

sen 

Liefer- 

und 

Last- 

kraft- 

wagen 

Sattel- 

schlep- 

pern 

land- 

wirt- 

schaft- 

liehen 

Zug- 

ma- 

schi- 

nen 

ande- 

ren 

Zug- 

ma- 

schi- 

nen 

Son- 

der- 

kraft- 

fahr- 

zeu- 

gen 

Mo- 

peds, 

Mofas 

Kraft- 

fahr- 

zeugen 

aller 

Art 

ins- 

gesamt 

Rad- 

fahrer 

Fuß- 

qän- 

ger 

unter 18 

327 

33 


Bei Unfällen mit Getöteten 

1 — 11 ■— 


130 

502 

544 

1 491 

männlich 

325 

33 

— 

1 

— 

10 

— 

— 

122 

491 

424 

903 

weiblich 

2 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

— 

8 

11 

120 

588 

18 bis 21 

349 

2 389 

2 

96 

6 

23 

6 

12 

63 

2 946 

27 

126 

männlich 

349 

2 102 

2 

95 

6 

21 

6 

12 

59 

2 652 

19 

83 

weiblich 

— 

287 

~ 

1 

— 

2 

~ 

— 

4 

294 

8 

43 

21 bis 25 

169 

3 612 

11 

351 

36 

20 

9 

26 

23 

4 257 

15 

159 

männlich 

169 

3 244 

10 

348 

36 

15 

9 

26 

21 

3 878 

10 

128 

weiblich 

— 

368 

1 

3 

— 

5 

— 

— 

2 

379 

5 

31 

25 bis 35 

103 

5 403 

136 

1 061 

152 

50 

26 

54 

67 

7 052 

83 

331 

männlich 

102 

4 776 

134 

1 056 

152 

43 

26 

54 

65 

6 408 

71 

257 

weiblich 

1 

627 

2 

5 

— 

7 

— 

— 

2 

644 

12 

74 

35 bis 45 

51 

3 049 

121 

661 

90 

72 

33 

37 

71 

4 185 

102 

379 

männlich 

50 

2 715 

120 

661 

90 

70 

33 

37 

66 

3 842 

77 

299 

weiblich 

1 

334 

1 

— 

~ 

2 

— 

— 

5 

343 

25 

80 

45 bis 55 

1 

1 780 

51 

281 

26 

40 

12 

20 

96 

2 336 

114 

367 

männlich 

30 

1 556 

49 

279 

26 

36 

12 

20 

91 

2 099 

77 

241 

weiblich 

30 

224 

2 

2 

— 

4 

— 

— 

5 

237 

37 

126 

55 bis 65 

— 

1 094 

18 

145 

10 

33 

8 

7 

153 

1 505 

281 

560 

männlich 

37 

981 

18 

143 

10 

32 

8 

7 

147 

1 383 

187 

325 

weiblich 

37 

113 

— 

2 

— 

1 

— 

— 

6 

122 

94 

235 

65 und mehr 

— 

580 

1 

34 

1 

29 

4 

2 

150 

817 

593 

2 276 1 

männlich 

16 

546 

1 

34 

1 

29 

4 

2 

143 

776 

472 

1 082 

weiblich 

16 

34 

— 

— 

— 

— 

— 

~ 

7 

41 

121 

1 194 

Alle 












1 

Altersklassen 

1 082 

17 490 

340 

2 630 

321 

278 

98 

158 

753 

23 600 

1 759 

5 689 

männlich 

1 078 

15 953 

334 

2 617 

321 

256 

98 

158 

714 

21 529 

1 337 

3318 

weiblich 

4 

1 987 

6 

13 

— 

22 

— 

— 

39 

2 071 

422 

2 371 

Ohne Angabe 

1 

340 

2 

65 

6 

3 

1 

6 

1 

425 

2 

12 

zusammen 

1 083 

18 280 

342 

2 695 

327 

281 

99 

164 

754 

24 025 

1 761 

5 701 
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Alter 

von .... bis .... 
unter .... 

Jahren 

Geschlecht 

An Unfällen beteiligte Führer von 

Außerdem 



Kraft- 

rä- 

dern, 

Kraft- 

rol- 

lern 

Per- 

sonen- 

kraft- 

wagen 

Kraft- j .r 

Liefer- 
omni- j 

: lTsI 

Obus- 1 

wagen 

sen 

Sattel- 

schlep- 

pern 

land- 
wirt- 
schaft- 
lichen 
Zug- 
ma- 
! schi- 
nen 

ande- i Son- 

ren i der- i ,, 

^ N Ti. Mo- 

Zug- ! kraft- ^ 

ma- : fahr- 1 r ' 

, . Mofas 

schi- zeu- 

i nen | gen j 

Kraft- 

fahr- 

zeugen 

aller 

Art 

ins- 

gesamt 

Rad- 

fahrer 

Fuß- 

gän- 

ger 


Bei Unfällen mit Verletzten 


unter 18 

11 068 

604 

2 

18 

3 

112 

12 

8 

6 954 

18 781 

20 471 

37 000 

männlich 

10 972 

550 

2 

18 

3 

108 

11 

7 

6 175 

17 846 

15 592 

22 050 

weiblich 

96 

54 

— 

— 

— 

4 

1 

1 

779 

935 

4 879 

14 950 

18 bis 21 

9 472 

53 847 

27 

2 026 

38 

221 

45 

140 

3511 

69 327 

1 404 

2 474 

männlich 

9 396 

45 727 

24 

1 990 

38 

208 

43 

139 

3 080 

60 645 

976 

1 400 

weiblich 

76 

8 120 

3 

36 

— 

13 

2 

1 

431 

8 682 

428 

1 074 

21 bis 25 

3 043 

80 092 

179 

5 572 

345 

214 

82 

331 

1 336 

91 194 

1 133 

2 432 

männlich 

2 998 

67 861 

176 

5 517 

345 

205 

81 

328 

1 125 

78 636 

737 

1 465 

weiblich 

45 

12 231 

3 

55 

— 

9 

1 

3 

211 

12 558 

396 

967 

25 bis 35 

2 156 

139 820 

2 140 

13 676 

1 262 

462 

325 

660 

3 082 

163 583 

3 270 

5 569 

männlich | 

2 120 

116 649 

2 124 

13 548 

1 261 

424 

322 

660 

2 822 

139 930 

2 287 

3 671 

weiblich 

! 

36 

23 171 

16 

128 

1 

38 

3 

— 

260 

23 653 

983 

1 898 

35 bis 45 

1 430 

84 039 

2 023 

9 159 

777 

718 

243 

435 

3 365 

102 189 

3 745 

4 980 

männlich 

1 413 

71 302 

2 005 

9 070 

775 

672 

241 

432 

3 117 

89 027 

2 461 

3 206 

weiblich 

17 

12 737 

18 

89 

2 

46 

2 

3 

248 

13 162 

1 284 

1 774 

45 bis 55 

716 

49 563 

984 

3 959 

221 

494 

100 

207 

2 521 

58 765 

3 360 

4 435 

männlich 

700 

41 302 

978 

3 913 

221 

468 

99 

207 

2 247 

50 135 

1 750 

2 290 

weiblich 

16 

8 261 

6 

46 

— 

26 

1 

— 

274 

8 630 

1 610 

2 145 

55 bis 65 

579 

28 738 

351 

2 040 

92 

329 

67 

91 

2 545 

34 832 

3 875 

5 401 

männlich 

574 

25 353 

351 

2 025 

92 

310 

67 

91 

2 368 

31 231 

2 145 

2 520 

weiblich 

5 

3 385 

— 

15 

— 

19 

— 

— 

177 

3 601 

1 730 

2 881 

65 und mehr 

254 

11 518 

45 

425 

8 

311 

15 

16 

1 521 

14 113 

3 703 

10 609 

männlich 

252 

10 745 

44 

422 

7 

308 

15 

16 

1 478 

13 287 

2 699 

4 329 

weiblich 

2 

773 

1 

3 

1 

3 

~ 

— 

43 

826 

1 004 

6 280 

Alle 

Altersklassen 

28 718 

448 221 

5 751 

36 875 

2 746 

2 861 

889 

1 888 

24 835 

552 784 

40 961 

72 900 

männlich 

28 425 

379 489 

5 704 

36 503 

2 742 

2 703 

879 

1 880 

22 412 

480 737 

28 647 

40 931 

weiblich 

293 

68 732 

47 

372 

4 

158 

10 

8 

2 423 

72 047 

12 314 

31 969 

Ohne Angabe 

221 

17 124 

214 

2 324 

89 

82 

33 

141 

428 

20 656 

611 

541 

zusammen 

28 939 

465 345 

5 965 

39 199 

2 835 

2 943 

922 

2 029 

25 263 

573 440 

41 572 

73 441 


Quelle; Statistisches Bundesamt 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode PrUCksachG 7/1283 

Anlage 12 


Straßenverkehrsunfälle und Verunglückte 


Zeit 

Unfälle mit Personenschaden 

Verunglückte 

Unfälle 
mit nur 
Sach- 
schaden 

zusammen 

innerhalb 

1 außerhalb 

Getötete 

Verletzte 

von Ortschaften 

zusammen 

Schwer- 

verletzte 

Leicht- 

verletzte 

1953 

251 618 

193 254 

58 364 

11 449 

315 157 

128 800 

186 357 

221 000 

1954 

267 925 

205 329 

62 596 

12 071 

334 961 

133 141 

201 820 

256 000 

1955 

296 071 

225 075 

70 996 

12 791 

371 160 

143719 

227 441 

307 000 

1956 

307 012 

234 626 

72 386 

13 427 

383 145 

150 584 

232 561 

357 000 

1957 

299 866 

227 270 

72 596 

13 004 

376 141 

148 909 

227 232 

379 000 

1958 

296 697 

217 274 

79 423 

12 169 

372 524 

143 039 

229 485 

455 000 

1959 

327 595 

239 435 

88 160 

13 822 

419 827 

146 951 

272 876 

516 000 

1960 

349 315 

252 816 

96 499 

14 406 

454 960 

145 439 

309 521 

641 000 

1961 

339 547 

243 708 

95 839 

14 543 

447 927 

137 615 

310312 

690 000 

1962 

321 257 

224 558 

96 699 

14 445 

428 488 

130 573 

297 915 

758 000 

1963 i 

314 642 

218 104 

96 538 

14513 

424 298 

129 925 

294 373 

800 000 

1964 

328 668 

225 926 

102 742 

16 494 

446 172 

140 360 

305 812 

760 000 

1965 1 

316 361 

214 676 

101 685 

15 753 

433 490 

132 725 

300 765 

783 000 

1966 

332 622 

225 284 

107 338 

16 868 

456 832 

141 344 

315 488 

834 000 

1967 ' 

335 552 

229 070 

109 804 

17 084 

462 048 

147 270 

314 778 

808 000 

1968 

339 704 

227 599 

110 634 

16 636 

468 718 

147 432 

321 286 

841 000 

1969 

338 921 

254 198 

111322 

16 646 

472 387 

150 101 

322 286 

875 000 

1970 i 

377 610 

225 748 

123 412 

19 193 

531 795 

164 437 

367 358 

1 015 000 

1971 1 

369 177 

247 133 

122 041 

18 753 

518 059 

160 612 

357 447 

969 000 

1972 i 

378 775 

257 318 

121 457 

18811 

528 527 

165 784 

362 743 

1 002 000 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Drucksache 7/1283 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Anlage 13 


Entwicklung der Straßenverkehrsunfälle innerhalb und außerhalb 
von Ortschaften 

1953 bis 1972 


1 

1 

Unfälle mit Personenschaden 

Getötete Personen 

Jahr 

insgesamt 

innerhalb i 

außerhalb 

insgesamt 

innerhalb I 

außerhalb 

von Ortschaften 


von Ortschaften 




Anzahl 

i 

Vo 


Anzahl 

1 

«/o 

1953 

251 618 

193 254 

58 364 

23,2 

11 449 

6 567 

4 882 

42,6 

1954 

267 925 

205 329 

62 596 

23,4 

12 071 

7 000 

5 071 

42,0 

1955 

296 071 

225 075 

70 996 

24,0 

12 791 

7 169 

5 622 

44,0 

1956 

307 012 

234 626 

72 386 

23ß 

13 427 

7 644 

5 783 

43,1 

1957 

299 866 

227 270 

72 596 

24,2 

13 004 

6 965 

6 039 

46,4 

1958 

' 296 697 

217 274 

79 423 

26,8 

12 169 

5 833 

6 336 

52,1 

1959 

327 595 

239 435 

88 160 

26,9 

13 822 

6 763 

7 059 

51,1 

1960 

349 315 

252 816 

96 499 

27,6 

14 406 

6 858 

7 548 

52,4 

1961 

339 547 

243 708 

95 839 

28,2 

14 543 

6 899 

7 644 

52,6 

1962 

321 257 

224 558 

96 699 

30,1 

14 445 

6 771 

7 674 

53,1 

1963 

314 642 

218 104 

96 538 

30,7 

14513 

6 766 

7 747 

53,4 

1964 

328 668 

225 926 

102 742 

31,3 

16 494 

7 635 

8 859 

53,7 

1965 

316 361 

214 676 

101 685 

32,1 

15 753 

7411 

8 342 

53,0 

1966 

332 622 

225 284 

107 338 

32,3 

16 868 

7 737 

9 131 

54,1 

1967 

335 552 

225 748 

109 804 

32,7 

17 084 

7 628 

9 456 

55,4 

1968 

339 704 

229 070 

110 634 

32,5 

16 636 

7 273 

9 363 

56,3 

1969 

338 921 

227 599 

1 1 1 322 

32,8 

16 646 

7 245 

9 401 

56,5 

1970 

377 610 

254 198 

123 412 

32,7 

19 193 

8 494 

10 699 

55,7 

1971 

369 177 

247 133 

122 044 

33,1 

18 753 

7 900 

10 853 

57,9 

1972 

378 775 

257 318 

121 457 

32,1 

18811 

8 011 

10 800 

57,4 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahl periode 


Drucksache 7/1283 


Anlage 14 


BEI STRASSENVERKEHRSUNFÄLLEN GETÖTETE PERSONEN 



Alle Arten der Verkehrsbeteiligung 


STAT. BUNDESAMT 73 633 Führer und Mitfahrer 
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Drucksache 7/1283 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperio de 

Anlage 15 


Straßenverkehrsunfälle mit Personenschaden 

Verunglückte nach Straßenarten und Ortslage 




Ge- 

Schwer- 

Leicht- 1 

Ge- 

Schwer- [ 

Leicht- 


Zu- (-f) bzw. 




tötete 

verletzte 

tötete 

verletzte 


Abnahme ( — ) 


Straßenart 

Ortslage 

Januar bis Dezember 1972 

Januar bis Dezember 1971 

Ge- 

tötete 

Schwer- Leicht- 
verletzte 

1 


Anzahl i 

Vo 

Bundesauto- 












bahnen 


1 154 

7 952 

20 140 

1 040 

8 112 

19 735 

+ 11,0 

“ 2,0 

^2,1 

Bundesstraßen 

außerhalb 

2 188 

21 159 

54 976 

2 315 

21 003 

56 221 


5,5 

-1' 0,7 

-2,2 


innerhalb 

4 375 

26 562 

15 137 

4 636 

27 194 

47 698 

— 

5,6 

- 2,3 

-5,4 


zusammen 

6 563 

47 721 

100 113 

6 951 

48 197 

103 919 

— 

5,6 

- 1,0 

“3,7 

Landesstraßen 

außerhalb 

1 551 

15713 

33 213 

1 444 

15 076 

32 424 


7,4 

+ 4,2 

+ 2,4 


innerhalb 

3 185 

21 833 

34 670 

3 202 

22 162 

35 945 

- 

0,5 

- 1,5 

-3,5 

j 

zusammen 

4 736 

37 546 

67 883 

4 646 

37 238 

68 369 

+ 

L9 

+ 0,8 

-0,7 

Kreisstraßen 

außerhalb 

610 

5 991 

11 497 

649 

5 424 

10 478 

- 

6,0 

+ 10,5 

-1-9,7 


innerhalb 

1 307 

8 596 

12 450 

1 237 

8 187 

12 162 


5,7 

+ 5,0 

+ 2,4 


zusammen 

1 917 

14 587 

23 947 

1 886 

13611 

22 640 

+ 

1,6 

+ 7,2 

+ 5,8 

Andere Straßen 

außerhalb 

3 662 

51 813 

140 103 

3 492 

47 617 

132 756 


4,9 

+ 8,8 

+ 5,5 


innerhalb 

' 779 

6 165 

10 557 

738 

5 837 

10 028 

+ 

5,6 

+ 5,6 

+ 5,3 


zusammen 

4 441 

57 978 

150 660 

4 230 

53 454 

142 784 

+ 

5,0 

+ 8,5 

+ 5,5 

insgesamt 

außerhalb 

8011 

94 676 

239 789 

7 900 

89 120 

231 879 


1,4 

+ 6,2 

+ 3,4 


innerhalb 

i 10 800 

71 108 

122 954 

10 853 

71 492 

125 568 

~ 

0,5 

- 0,5 

-2,1 


zusammen 

18811 

165 784 

362 743 

18 753 

160 612 

357 447 

+ 

0,3 

+ 3,2 

+ 1,5 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Drucksache 7/1283 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Anlage 17 


Straßenverkehrsunfälle mit Personenschaden 
Getötete 


! 


Januar bis Dezember 

Zu- { + ) bzw. 

Art der Verkehrsbeteiligung 

Ortslage 

1972 1 

1971 

Abnahme ( — ) 



Anzahl 


Vo 

Fahrzeugführer und Mitfahrer von 

innerhalb 

439 

397 

+ 10 ß 

Krafträdern, Kraftrollern 

außerhalb 

530 

470 

+ 12,8 


zusammen 

969 

867 

+ 11,8 

Personenkraftwagen 

innerhalb 

2 259 

2 136 

+ 5,8 


außerhalb 

7 198 

7 044 

+ 2,2 


zusammen 

9 457 

9 180 

+ 3,0 

Kraftomnibussen, Obussen 

innerhalb 

18 

25 

- 28,0 


außerhalb 

18 

13 

+ 38,5 


zusammen 

36 

38 

- 5,3 

Lastkraftwagen 

innerhalb 

92 

81 

+ 13,6 


außerhalb 

253 

220 

+ 15,0 

* 

zusammen 

345 

301 

+ 14,6 

Sattelschleppern 

innerhalb 

7 

5 

X 


außerhalb 

19 

24 

- 20,8 


zusammen 

26 

29 

- 10,3 

landwirtschaftlichen und anderen 

innerhalb 

51 

45 

+ 13,3 

Zugmaschinen 

außerhalb 

122 

140 

- 12,9 


zusammen 

173 

185 

- 6,5 

Sonderkraftfahrzeugen 

innerhalb 

16 

12 

+ 33,3 


außerhalb 

20 

33 

- 39,4 


zusammen 

36 

45 

- 20,0 

Fahrrädern mit Hilfsmotor einschl. 

innerhalb 

336 

351 

- 4,3 

Kleinkrafträdern von nicht mehr 

außerhalb 

378 

373 

+ 1,3 

als 40 km/h Höchstgeschwindigkeit 

zusammen 

714 

724 

- lA 

Fahrrädern 

innerhalb 

899 

900 

- 0,1 


außerhalb 

792 

833 

- 4,9 


zusammen 

1 691 

1 733 

- 2,4 

sonstigen Fahrzeugen 

innerhalb 

19 

21 

- 9,5 


außerhalb 

16 

17 

- 5,9 


zusammen 

35 

38 

- 7,9 

darunter Straßenbahnen 

innerhalb 

7 

8 

X 


außerhalb 

1 

— 

X 


zusammen 

1 8 

8 

— 

Fußgänger 

innerhalb 

; 3 864 

3 913 

- 1,3 


außerhalb 

1 431 

1 664 

- 14,0 


zusammen 

1 5 295 

i 

5 577 

- 5,1 

unter 15 Jahren 

innerhalb 

949 

889 

+ 6,7 


außerhalb 

i 310 

319 

- 2,8 


zusammen 

1 259 

1 208 

+ 4,2 

über 65 Jahren 

innerhalb 

! 1 746 

1 794 

- 2,7 


außerhalb 

443 

494 

- 10,3 j 


zusammen 

2 189 

2 288 

“ 4,3 1 

Andere Personen 

innerhalb 

' 11 

14 

- 21,4 


außerhalb 

23 

22 

+ 4,5 


zusammen 

34 

36 

- 5,6 

: 

1 insgesamt 

innerhalb 

8011 

7 900 

+ 1,4 


außerhalb 

10 800 

10 853 

- 0,5 ^ 

1 i 

zusammen 

18811 

18 753 

+ 0,3 


Quelle : Statistisches Bundesamt 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1283 


Anlage 18 


Von der Polizei festgestellte Ursachen bei Straßenverkehrsunfällen 1972 

— in Klammern: 1971 — 


Ursachen bei Unfällen 


Ursache 

mit 

Personenschaden 

darunter bei Unfällen 
mit Getöteten 

mit nur 
Sachschaden 


1 Anzahl | 

Vo 

1 Anzahl 

1 Vo 

1 Anzahl 

1 Vo 

Ursachen insgesamt 

576 046 

100,0 

30 995 

100,0 

315 953 

100,0 


(567 228) 

( 100 , 0 ) 

(31 366) 

( 100 , 0 ) i 

(273 327) 

( 100 , 0 ) 

Ursachen bei Fahrzeugführern . . . J 

464 952 

80,7 

23 308 

75,2 

290 377 

91,9 

davon: 

Mangelnde Verkehrstüchtigkeit 

(453 580) 

( 80 , 0 ) 1 

(22 930) 

( 73 . 1 ) 

(249 641) 

( 91 . 3 ) 

der Fahrzeugführer 

59 325 

10,3 

4 296 

13,9 

33 693 

10,7 


(56 497) 

( 10 , 0 ) 

(4 006) 

( 12 , 8 ) 1 

(29 930) 

( 11 . 0 ) 

Alkoholeinfluß 

53 729 

9,3 

3 765 

12,1 

31 650 

10,0 

Ermüdung (auch Einschla- 

(50 772) 

( 9 , 0 ) 

(3 507) 

( 11 . 2 ) i 

(28 040) 

( 10 , 3 ) 

fen) 

3 951 

0,7 

333 

ht 1 

1 600 

0,5 

Körperliche oder gesund- 

(4 169) 

( 0 . 7 ) 

(325) 

( 1 , 0 ) 

(1 529) 

( 0 , 6 ) 

heitliche Behinderung 

1 645 

0,3 

198 

0,6 

443 

0,1 

Fehler von Fahrzeugführern 

(1 556) 

( 0 . 3 ) 

(174) 

( 0 , 6 ) 

(361) 

( 0 . 1 ) 

beim Fahren und Parken 

405 627 

70,4 

19 012 

61,3 

256 684 

81,2 

davon: 

(397 083) 

(70,0) 

(18 924) 

( 60 . 3 ) 

(219 711) 

( SO , 4 ) 

Zu schnelles Fahren 

107 921 

18,7 

7 717 

24,9 

57 209 

18,1 

darunter: 

Zu schnelles Fahren in 
Kurven und beim Abbie- 

(105 471) 

( 18 , 6 ) 

(7 447) 

( 23 . 7 ) 

(49 780) 

( 18 . 2 ) 

gen 

64 695 

11,2 

4 423 

14,3 

32 070 

10,2 


(63 094) 

( 11 , 1 ) 

(4 256) 

( 13 . 6 ) 

(28 329) 

( 10 . 4 ) 

Vorfahrt/Verkehrsregelung . 

71 266 

12,4 

1 815 

5,9 

48 922 

15,5 

darunter: 

Nichtbeachten der die 
Vorfahrt regelnden Ver- 
kehrszeichen (ohne Ver- 
kehrsampeln) an Kreu- 
zungen und Einmündun- 

(67 253) 

( 11 . 9 ) 

(1 764) 

( 5 . 6 ) 

1 (39 908) 

( 14 , 6 ) 

gen 

48 691 

8,5 

1373 

4,4 

32 310 

10,2 

Nichtbeachten der Vor- 
farhtregel „rechts vor 
links" an Kreuzungen und 

(45 519) 

( 8 , 0 ) 

(1 287) 

( 4 . 1 ) 

i 

(25 856) 

( 9 . 5 ) 

Einmündungen 

12 251 

2,1 

133 

0,4 

10 273 

3,3 

1 

(12 044) 

( 2 , 1 ) 

(162) 

( 0 . 5 ) 

(8 667) 

( 3 . 2 ) 


Unfälle mit nur Sadisdiaden von 1 000 DM und mehr bei einem der Beteiligten 
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Drucksache 7/1283 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


noch Anlage 18 


Ursachen bei Unfällen 


Ursache 


Überholen/Vorbeifahren/Be- 
gegnen 

darunter: 

Verstoß gegen das Rechts- 
fahrgebot beim Begeg- 
nungsverkehr 


Fehler beim Vorbeifahren 
/ 


Einbiegen/Ein- oder Aus- 
fahren/Wenden 

darunter: 

Falsches Einbiegen nach 
links in eine andere 
Straße 


Zu dichtes Auffahren 

darunter: 

Zu geringer Sicherheits- 
abstand 


Falsches Verhalten gegen- 
über Fußgängern 


Einordnen 


Zeichengebung/Beleuch- 
tungsvorschriften 

Halten/Parken 

Sonstige 

Ursachen beim Fahrzeug 

(Technische Mängel, Wartungs- 
mängel) 

darunter: 

Mängel an der Bereifung . . . . 
Mängel an den Bremsen 


mit i 

Personenschaden 

darunter bei Unfällen 
mit Getöteten 

mit nur 
Sachschaden ^) 

Anzahl | 

<^/o ' 

Anzahl | 

®/o 

Anzahl | 

o/o 

61 047 

10,6 

3 114 

70,0 

56 

049 

17,7 

(60 838) 

(i0,7) 

j 

(3 275) 

(10.4) 

(49 

626) 

(18,2) 

23 827 

4.1 

1 602 

5,2 

17 

594 

5,6 

(23 031) 

(4.1) 

(1 550) 

(4,9) 

(15 

735) 

(5,8) 

10 831 

1,9 

242 

0,8 

20 

757 

6,6 

(10 599) 

(1,9) 

(241) 

(0,8) 

(17 452) 

(6.4) 

47 602 

8,3 

974 


28 

659 

9.1 

(45 867) 

(8,1) 

(1 011) 

(3,2) 

(23 

734) 

(8.7) 

26 099 

4.5 

576 

1,9 

14 

098 

4,5 

(25 000) 

(4,4) 1 

(588) 

(1,9) 

(11 

683) 

(4.3) 

36 288 

6,3 

660 

2.1 

29 

361 

9,3 

(34 660) 

(6,1) 

(633) 

(2,0) 

(25 

181) 

(9,2) 

22 735 

3,9 

291 

0,9 

20 

163 

6,4 

(22 388) 

(3,9) 

(306) 

(1,0) 

(17 

271) 

(6.3) 

24 988 

4.3 

1 916 

6,2 


62 

0,0 

(25 179) 

(4,4) 

(1 928) 

(6,3) 


(51) 

(0.0) 

10 573 . 

1,8 

327 

1,1 

10 

929 

3,5 

(10 966) 

(1,9) 

(427) 

(1,4) 

(8 

769) 

(3,2) 

7 339 

1,3 

269 

0.9 

4 

514 

1,4 

(7 996) 

(1,4) 

(296) 

(0.9) 

(4 

293) 

(1,6) 

3 167 

0.5 

86 

0.3 

1 

489 

0,5 

(3 229) 

(0,6) 

(84) 

(0,3) 

(1 

286) 

(0.5) 

35 436 

6,2 

2 134 

6,9 

19 

490 

6,2 

(35 624) 

(6,3) 

(1 999) 

(6,4) 

(17 

083) 

(6.3) 

8 558 

1,5 

504 

1,6 

4 

625 

1.5 

(9 415) 

(1,7) 

(613) 

(2,0) 

(4 341) 

(1.6) 

4 258 

0,7 

262 

0,8 

2 

216 

0.7 

(4 479) 

(0.8) 

(306) 

(1,0) 

(1 

957) 

(0.7) 

2 235 

0,4 

131 

0,4 

1 

376 

0,4 

(2 532) 

(0.4) 

(164) 

(0,5) 

(1 

365) 

(0.5) 
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noch Anlage 18 





Ursache bei Unfällen 



1 

Ursache 

mit 


darunter bei Unfällen 

mit nur 


Personenschaden 

mit Getöteten 

Sachschaden 

h 


Anzahl 

o/o 

Anzahl 

o/o 

Anzahl | 

o/o 

Ursachen bei Fußgängern 

j 65 857 

11,4 

5319 

17,2 

551 

0,2 

davon: 

(65 713) 

( 11 , 6 ) 

(5 826) 

( 18 , 6 ) 

(568) 

( 0 , 2 ) 

Mangelnde Verkehrstüchtig- 







keit 

4 988 

0,9 

769 

2,5 

78 

0,0 


(5 210) 

( 0 , 9 ) 

(837) 

( 2 , 7 ) 

(81) 

( 0 , 0 ) 

darunter: Alkoholeinfluß . . 

4 782 

0,8 

728 

2,3 

75 

0,0 

Fehlverhalten von Fußgän- 

(5 007) 

( 0 , 9 ) 

(807) 

( 2 , 6 ) 

(80) 

( 0 , 0 ) 

gern 

60 869 

10,6 

4 407 

14,2 

473 

0,1 


(60 503) 

( 10 , 7 ) 

(4 989) 

( 15 , 9 ) 

(487) 

( 0 , 2 ) 

darunter: 

Falsches Verhalten beim 







Überschreiten der Fahrbahn 

55 505 

9,6 

4 071 

13,1 

383 

0,1 


(55 107) 

( 9 , 7 ) 

(4 361) 

( 13 , 9 ) 

(394) 

( 0 , 1 ) 

auf Fußgängerüberwegen 
mit Verkehrsampeln oder 
polizeilicher Verkehrs- 






1 

regelung 

3 044 

0,5 

234 

0,8 

91 

0,0 


(2 705) 

( 0 , 5 ) 

(187) 

( 0 , 6 ) 

(96) 

( 0 , 0 ) 

auf anderen Fußgänger- 







überwegen 

2 861 

0,5 

178 

0,6 

14 

0,0 


(2 553) 

( 0 . 5 ) 

(193) 

( 0 , 6 ) 

(19) 

( 0 , 0 ) 

an anderen Stellen, ohne 







auf den Fahrzeugverkehr 







zu achten 

46 710 

8,1 

3 659 

11,8 

278 

0,1 


(49 849) 

( 8 , 8 ) 

' (3 981) 

( 12 , 7 ) 

(279) 

( 0 , 1 ) 

i Spielen auf oder neben der 


■ 1 





Fahrbahn 

2 615 

0,5 

143 

0,5 

13 

0,0 


(2 447) 

( 0 , 4 ) 

(131) 

( 0 , 4 ) 

(12) 

( 0 , 0 ) 

i 

{ Straßenverhältnisse 

26 418 

4,6 

1 285 

4,1 

14 818 

4,7 

Witterungseinflüsse, Hindernisse 

(28 108) 

( 6 , 0 ) j 

1 

(1 399) 

( 4 , 5 ) 1 

1 

(13 683) 

( 5 , 0 ) 

und sonstige Ursachen 

10261 

1,8 

579 

1,9 

5 582 

1,8 


(10 412) 

( 1 , 8 ) 

(598) 

( 1 , 9 ) 

(5 094) 

( 1 , 9 ) 

1 


Quelle ; Statistisches Bundesamt 
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Anlage 19 


Anteil bestimmter Gruppen von Unfallursachen 
an der Gesamtzahl aller Ursachen in ®/o 


Ursachen 


1965 

1966 

1967 ! 

1968 

1969 

1970 

1971 

1972 



Unfälle mit Getöteten 





1 

bei Fahrzeugführern 


67,4 

68,5 

70,0 

70,6 

71,3 

71,0 

73,1 

75,2 

bei Fahrzeugen 


2,5 

2,7 

2,7 

2,7 

2,1 

2,0 

2,0 

1,6 

bei Fußgängern 


22,7 

22,1 

20,9 

20,2 

19,1 

19,9 

18,6 

17,2 

Straßenverhältnisse . 


5,2 

4,6 

4,1 

4,5 

5,3 

5,0 

4,5 

4,1 

Witterungseinflüsse, 
sonstige Ursachen . 

Hindernisse, 

2,2 

2,1 

2,3 

2,0 

2,2 

2,2 

1.9 

1,9 



Unfälle mit nur 

Sachschaden 





bei Fahrzeugführern 


75,1 

76,3 

77, \ 

77,1 

77,2 

77,8 

80,0 

80,7 

bei Fahrzeugen 


2,2 

2,3 

2,2 

2,1 

1,8 

1,6 

1,7 

1,5 

bei Fußgängern 


13,3 

13,0 

13,0 

12,5 

12,2 

12,2 

11,6 

11,4 

1 Straßenverhältnisse . 


7,2 

6,4 

5,5 

6,2 

6,7 

6,5 

5,0 

4,6 

Witterungseinflüsse, 
sonstige Ursachen . 

Hindernisse, 

2,2 

2,0 

2,2 

2,1 

2,1 

1,9 

1,8 

1,8 

i 


Unfälle mit Personenschaden 





bei Fahrzeugführern 


86,0 

87,4 

88,4 

88,2 

88,2 

89,0 

91,3 

91,9 

bei Fahrzeugen 


2,6 

2,4 

2,5 

2,2 

1,8 

1,7 

1,6 

1,5 

i bei Fußgängern 


0,3 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

Straßenverhältnisse . 


8,8 

7,8 

6,4 

7,2 

7,6 

7,2 

5,0 

4,7 

Witterungseinflüsse, 
sonstige Ursachen . 

Hindernisse, 

2,3 

2,2 

2,5 

2,3 

2,1 

1,9 

1,9 

1,8 
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Anlage 20 Anlage 20 


Unfallursachen bei Unfällen mit Personenschaden in den Ländern 
und im Bundesgebiet in den Jahren 1971/72 

Veränderungen und Anteil 


Land 

Schleswig-Holstein 

Hamburg 

Niedersachsen 

Unfallursachen 

Anzahl 

Zu- ( + ) 
bzw. 
Ab- 
nahme 

(-) 

Vo 

Anteil 

Vo 

Anzahl 

Zu- (-f ) 
bzw. 
Ab- 
nahme 

(-) 

»/o 

Anteil 

Vo 

Anzahl 

Zu- (-f ) 
bzw. 
Ab- 
nahme 

(~) 

Vo 

Anteil 

Vo 

Alle Ursachen 












1972 


27 871 



100,0 

17 297 


100,0 

70 898 


100,0 

1971 


26 255 



100,0 

17 244 


100,0 

71 729 


100,0 

Zu ( + ) bzw. 












Abnahme (~) 


1 616 

-f 

6,2 


53 

+ 0,3 


-831 

-1.2 


1. Zu schnelles Fahren 












1972 


5 947 



21,3 

3 017 


17,4 

14 851 


20,9 

1971 


5 700 



21,7 

2 622 


15,2 

15 154 


21,1 

Zu (-h) bzw. 












Abnahme ( — ) 


247 

-f 

4,3 


395 

+ 15,1 


-303 

-2,0 


2. Nichtbeachten der 

Vor- 











fahrt, Verkehrsregelung, 











Wenden 












1972 


2 929 



10,5 

2 515 


14,5 

7 790 


11,0 

1971 


2 829 



10,8 

2 570 


14,9 

7 438 


10,4 

Zu ( + ) bzw. 












Abnahme ( — ) 


100 


3,5 


-55 

- 2,1 


352 

+ 4,7 


3. Falsches Überholen, 

Vor- 











beifahren. Begegnen 












1972 


2 967 



10,6 

825 


4,8 

7 185 


10,1 

1971 


2 862 



10,9 

882 


5,1 

7 145 


10,0 

Zu ( + ) bzw. 












Abnahme (~) 


105 

-f 

3,7 


-57 

- 6,5 


40 

+ 0,6 


4. Falsches Verhalten 

der 











Fußgänger beim 

über- 











schreiten der Fahrbahn 











1972 


2 469 



8,9 

2 584 


14,9 

4 982 


7,0 

1971 


2 493 



9,5 

2 635 


15,3 

5 082 


7,1 

Zu ( + ) bzw. 












Abnahme (“) 


“24 

— 

ho 


-51 

- 1,9 


-100 

-2,0 


5. Alkoholeinfluß bei 

Fahr- 











zeugführern 












1972 


3214 



11,5 

1 787 


10,3 

8012 


11,3 

1971 


2 875 



11,0 

1 620 


9,4 

8 174 


11,4 

Zu ( + ) bzw. 












Abnahme (~) 


339 

+ 11,8 


167 

+ 10,3 


-162 

-2,0 
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Land 

Bremen 

Nordrhein-W estfalen 

Hessen 

Unfallursachen 

Anzahl 

Zu- (+) 
bzw. 
Ab- 
nahme 

(-) 

»/o 

Anteil 

o/o 

Anzahl 

Zu- (+) 
bzw. 

Ab- Anteil 

nähme o/o 

(-) 

«/o 

Anzahl 

Zu- (+) 
bzw. 
Ab- 
nahme 

(-) 

v« 

> 

Alle Ursachen 











1972 


5 929 


100,0 

139 389 

100,0 

53 582 


100,0 


1971 


5 824 


100,0 

140 296 

100,0 

53 091 


100,0 


Zu ( + ) bzw. 











Abnahme ( — ) 


105 

+ 1,8 


-907 

-0,6 

491 

+ 0,9 


1. 

Zu schnelles Fahren 











1972 


581 


9,8 

21 334 

15,3 

11 150 


20,8 


1971 


545 


9,4 

21 637 

15,4 

10 901 


20,5 


Zu (+) bzw. 











Abnahme ( — ) 


36 

+ 6,6 


-303 

- 1,4 

249 

+ 2,3 


2. 

Nichtbeachten der 

Vor- 










fahrt, Verkehrsregelung, 










Wenden 











1972 


947 


16,0 

19 751 

14,2 

6 897 


12,9 


1971 


855 


14,7 

18 728 

13,3 

6 654 


12,5 


Zu ( + ) bzw. 











Abnahme ( — ) 


92 

+ 10,8 


1 023 

+ 5,5 

243 

+ 3,7 


3. 

Falsches Überholen, 

Vor- 










beifahren, Begegnen 











1972 


389 


6,6 

11 981 

8,6 

5 477 


10,2 


1971 


402 


6,9 

12 892 

9,2 

5 613 


10,6 


Zu ( + ) bzw. 











Abnahme ( — ) 


-13 

- 3,2 


-911 

- 7,1 

-136 

- 2,4 


4. 

Falsches Verhalten 

der 










Fußgänger beim 

über- 










schreiten der Fahrbahn 










1972 


1 017 


17,2 

17 280 

12,4 

4 646 


8,7 


1971 


989 


17,0 

16 959 

12,1 

4 578 


8,6 


Zu {+) bzw. 











Abnahme (— ) 


28 

+ 2,8 


321 

+ 1,9 

68 

+ 1,5 


5. 

Alkoholeinfluß bei 

Fahr- 










Zeugführern 











1972 


580 


9,8 

13 172 

9,4 

5 224 


9,7 


1971 


585 


10,0 

12 834 

9,1 

4 957 


9,3 


Zu ( + ) bzw. 











Abnahme {") 


-5 

- 0,9 


338 

+ 2,6 

267 

+ 5.4 
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Land 

Rheinland-Pfalz 

Baden-Württemberg 

. Bayern 

Unfallursachen 

Anzahl 

Zu- (+) 
bzw. 
Ab- 
nahme 

(~) 

®/o 

Anteil 

®/o 

Anzahl 

Zu- (+) 
bzw. 
Ab- 
nahme 

Anteil 

o/o 

Anzahl 

Zu- (+) 
bzw. 
Ab- 
nahme 

(-) 

“/» 

Anteil 

o/o 


Alle Ursachen 











1972 

33 681 


100,0 

92 841 


100,0 

103 484 


100,0 


1971 

31 975 


100,0 

90 061 


100,0 

101 009 


100,0 


Zu (+) bzw. 











Abnahme (— ) 

1 706 

+ 5,3 


2 780 

+ 3,1 


2 475 

+ 2,5 


1. 

Zu schnelles Fahren 











1972 

8 056 


23,9 

16 807 


18,1 

21 964 


21,2 


1971 

7 159 


22,4 

16 249 


18,0 

21 626 


21,4 


Zu (+) bzw. 











Abnahme (^) 

897 

+ 12,5 


558 

+ 3,4 


338 

+ 1,6 


2. 

Nichtbeachten der Vor- 











fahrt, Verkehrsregelung, 











Wenden 











1972 

3 903 


11,6 

10 696 


11,5 

11 762 


11,4 


1971 

3 618 


11,3 

9 774 


10,9 

10 879 


10,8 


Zu (+) bzw. 











Abnahme (") 

285 

+ 7,9 


922 

+ 9,4 


883 

+ 8,1 


3. 

Falsches Überholen, Vor- 











beifahren, Begegnen 











1972 

4 778 


14,7 

11793 


12,7 

12 259 


11,8 


1971 ; 

4 693 


14,2 

11429 


12,7 

11 693 


11,6 


Zu (+) bzw. ; 











Abnahme (— ) 1 

85 

+ 1,8 


364 

+3,2 


566 

+ 4,8 


4. 

Falsches Verhalten der 











Fußgänger beim über- 











schreiten der Fahrbahn 











1972 

2 669 


7,9 

7 370 


7,9 

7 898 


7,6 


1971 

2 6t6 


8,2 

7 395 


8,2 

7 794 


7,7 


Zu (+) bzw. 











Abnahme (— ) 

53 

+ 2,0 


-25 

-0,3 


104 

+ 1,3 


5. 

Alkoholeinfluß bei Fahr- 











zeugführem 











1972 

3 232 


9,6 

6 944 


7,5 

8 640 


8,3 


1971 

2 855 


8,9 

6 353 


7,1 

7 829 


7,8 


Zu (+) bzw. 











Abnahme (— ) 

377 

+ 13,2 


591 

+9,3 


811 

+ 10,4 
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Land 

Saarland 

Berlin (West) 

Bundesgebiet 

Unfallursadien 

Anzahl 

Zu- (+) 
bzw. 
Ab- 
nahme 

Anteil 

«/o 

Anzahl 

Zu- ( + ) 
bzw. 
Ab- 
nahme 

Anteil 

ö/o 

Anzahl 

Zu- (+) 
bzw. 
Ab- 
nahme 

Anteil 

ö/o 



l ) 

ö/o 



1 ö/o 



( ) 
ö/o 



Alle Ursachen 

1972 

1971 

Zu ( + ) bzw. 

Abnahme ( — ) 

1. Zu schnelles Fahren 

1972 

1971 

Zu ( + ) bzw. 

Abnahme ( — ) 

2. Nichtbeachten der Vor- 
fahrt, Verkehrsregelung, 
Wenden 

1972 

1971 

Zu ( + ) bzw. 

Abnahme ( — ) 

3. Falsches Überholen, Vor- 
beifahren, Begegnen 

1972 

1971 

Zu ( + ) bzw. 

Abnahme ( — ) 

4. Falsches Verhalten der 
Fußgänger beim über- 
schreiten der Fahrbahn 

1972 

1971 

Zu ( + ) bzw. 

Abnahme (~) 

5. Alkoholeinfluß bei Fahr- 
zeugführern 

1972 

1971 

Zu ( + ) bzw, 

Abnahme ( ~ ) 


9 146 


lOOß 

21 928 


100,0 

576 046 


100,0 

8518 


100,0 

1 21 226 


100,0 

567 228 


100,0 

628 

+ 7.4 


702 

+ 3,3 


8 818 

1 

+ 7,6 


1 719 


18,8 

2 495 


11,4 

107 921 


18,7 

1 501 


17,6 

2 377 

+ 5,0 


105 471 


18,6 

218 

+ 74,5 


118 


11, 2\ 

2 450 

+ 2,3 


1 086 


1 

119 \ 

2 990 


13,6 

71 266 


12,4 

967 


114 

2 941 

+ 7,7 


67 253 


11,9 

119 

+ 12,3 


49 


13,9 

4013 

+ 6,0 


1 199 


13,1 

2 194 


10,0 

61 047 


10,6 

1 092 


12,8 

2 135 

+ 2,8 


60 838 


10,7 

107 

+ 9,8 


59 


10,1 

209 

+0,3 


1 022 


11,2 

3 568 

' 

16,3 

55 505 


9,6 

971 


11,4 

3 595 

- 0,8 


55 107 


9,7 

51 

+ 5,3 


-27 


16,9 

398 

+ 0,7 


981 


10,7 

1 943 


8,9 

53 729 


9,3 

953 


11,2 

1 737 


8,2 

50 772 


9,0 

28 

+ 2,9 


206 

+ 11,9 


2 957 

+5,8 
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Anlage 21 


Straßenverkehrsunfälle im Bundesgebiet 
in den Monaten Januar bis August 1972 und 1973 

(1973 vorläufige Zahlen) 


Monat 

Unfälle 

f Getötete und verletzte Personen 

1 _ _ 


' davon 

insgesamt 

davon 

insgesamt 

mit 

Personen- 

schaden 

mit nur 
Sach- 
schaden 

Getötete 

Verletzte 




1972 



Januar 

103 800 

25 246 

78 600 

36 752 

1 328 

35 424 

Februar 

97 000 

24 787 

72 200 

35 223 

1 276 

33 947 

März 

113 800 

31 278 

82 500 

44 906 

1 472 

43 434 

April 

1 1 1 400 

30 415 

81 000 

44 226 

1 354 

42 872 

Mai 

123 500 

34 491 

89 000 

50 183 

1 642 

48 541 

Juni 

121 800 

35 067 

86 700 

50 937 

1 625 

49 312 

Juli 

118 700 

35 391 

83 300 

53 932 

1 831 

51 101 

August 

1 1 1 700 

33 074 

78 600 

48 435 

1 

1 656 

46 779 

insgesamt . . . 

901 700 

249 749 

651 900 

363 594 

12 184 

351 410 




1973 



Januar 

102 900 

25 443 

77 400 

36 360 

1 322 

35 038 

Februar 

108 900 

26 257 

82 600 

37 513 

1 148 

36 365 

März 

105 900 

28 095 

77 800 

39 478 

1 248 

38 230 

April 

113 300 

28 766 

84 500 

42 356 

1 284 

41 072 

Mai 

123 200 

35 118 

88 100 

50 253 

1 576 

48 677 

Juni 

113 600 

33 651 

80 000 

48 484 

1 540 

46 944 

Juli 

109 900 

32 016 

77 900 

47 290 

1 569 

45 721 

August 

99 300 

30 163 

69 100 

42 680 

1 367 

41 313 

insgesamt . . . 

877 000 

239 509 

637 500 

344 414 

11 054 

333 360 

Veränderung in ^/o 

-2,7 

-4,1 

-2,2 

-5,3 

-9,3 

-5,1 
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Anlage 22 


Aufwendungen des Bundes für Maßnahmen der Verkehrssicherheit 

— ohne Bundesanstalt für Straßenwesen — 


. 

Haushaltsjahr ^ 

1 

Aufklärungs- j 
und Erziehungs- 
maßnahmen 

Fürsorge- 
maßnahmen für 
; Unfallverletzte 
im 

Straßenverkehr i 

Wissenschaft- 
liche Unter- 
suchungen zur 
Hebung der 
Verkehrssicher- 
heit 

Technische 1 
Fortentwicklung 
der Kfz zur 
Förderung der 
Verkehrssicher- 
heit 

Zusammen 

2 bis 5 

1 1 

1 2 

1 3 1 

4 

1 5 1 

6 

1961 

2 430 ObO 



410 000 

775 000 

3 615 000 

1962 

3 000 000 

— 

410 000 

360 000 

3 770 000 

1963 

3 000 000 


410 000 

360 000 

3 770 000 

1964 

3 000 000 

— 

410 000 

360 000 

3 770 000 

1965 

3 000 000 

— 

410 000 

360 000 

3 770 000 

1966 

3 300 000 

200 000 

410 000 

360 000 

4 270 000 

1967 

3 100 000 

250 000 

375 000 

360 000 

4 085 000 

1968 

3 100 000 

500 000 

410 000 

360 000 

4 370 000 

1969 

4 100 000 b 

300 000 

410 000 

360 000 

5 170 000 1) 

1970 

13 100 000 2) 

350 000 

410 000 

360 000 

14 220 000 2) 

1971 

4 500 000 

350 000 

410 000 

360 000 

5 620 000 

1972 

5 500 000 

500 000 

410 000 

360 000 

6 770 000 

1973 

6 000 000 

500 000 

410 000 

400 000 

7 310 000 

1974 3 ) ■ 

20 000 000 

600 000 

410 000 

450 000 

21 460 000 


h davon 800 000 DM Sondermittel für die Aufklärung der Bevölkerung über die neue StVO 

davon 9,6 Millionen DM Sondermittel für die Aufklärung der Bevölkerung über die neue StVO 
von der Bundesregierung vorgesehen 
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